
• Bundesnetzagentur 

- für die Landesregulierungsbehörde -	 Aktenzeichen: BK9-11/8239V 

Beschluss 

In dem Verwaltungsverfahren nach § 29 Abs.1 EnWG i.V.m. § 32 Abs.1 Nr.1, 2, 5 

und 10 ARegV 

wegen 	 Festlegung der kalenderjährlichen Erlösobergrenzen 

für die zweite Regulierungsperiode Gas (2013 bis 2017) 

hat die Beschlusskammer 9 der Bundesnetzagentur für Elektrizität, Gas, Telekom­

munikation, Post und Eisenbahnen, Tulpenfeld 4, 53113 Bonn, 

durch den Vorsitzenden Helmut Fuß, 

den Beisitzer Dr. Jörg Mallossek 

und den Beisitzer Roland Naas, 

gegenüber der Stadtwerke Bad Belzig GmbH, Mauerstraße 17, 14806 Belzig, ge­

setzlich vertreten durch die Geschäftsführung 

- Netzbetreiber ­
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am 10.01.2014 beschlossen: 

1. 	 Die kalenderjährlichen Erlösobergrenzen des Netzbetreibers werden für den 

Zeitraum vom 01.01.2013 bis zum 31.12.2017 gemäß Anlage A1. Kalender­

jährliche Erlösobergrenzen dieses Beschlusses festgelegt. 

2. 	 Der Netzbetreiber ist verpflichtet, jeweils zum 1. Januar eines Kalenderjahres 

- erstmalig zum 01.01.2013 - die Erlösobergrenze für das jeweilige Kalender­

jahr anzupassen, sofern sich der Verbraucherpreisgesamtindex nach § 8 

ARegV, dauerhaft nicht beeinflussbare Kostenanteile nach § 11 Abs.2 S.1 Nr. 

4 und 8 ARegV oder volatile Kostenanteile nach§ 11 Abs.5 ARegV ändern. 

3. 	 Der Netzbetreiber ist verpflichtet, den Übergang von Netzen, Netzzusammen

schlüssen und -aufspaltungen nach § 26 ARegV unverzüglich schriftlich bei 

der Beschlusskammer anzuzeigen. 

­
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GRÜNDE 


1. Sachverhalt 

Die Beschlusskammer hat gemäß § 2 ARegV von Amts wegen ein Verfahren zur Be­

stimmung der Erlösobergrenzen nach § 4 Abs.1 und 2 ARegV eingeleitet. Die 

Landesregulierungsbehörde, in deren Gebiet der Netzbetreiber seinen Sitz hat, 

wurde gemäß § 55 Abs.1 S.2 EnWG über die Einleitung des Verfahrens informiert. 

Mit Beschluss vom 29.03.2011 wurde dem Netzbetreiber unter dem Aktenzeichen 

dieses Verfahrens die Teilnahme am vereinfachten Verfahren gemäß § 24 ARegV 

genehmigt. 

1. Ermittlung des Ausgangsniveaus gemäß § 6 Abs. 1 ARegV 

Zum Zwecke der Bestimmung der kalenderjährlichen Erlösobergrenzen des Netz­

betreibers hat die Beschlusskammer gemäß § 6 Abs.1 ARegV eine Kostenprüfung 

zur Ermittlung des Ausgangsniveaus durchgeführt. Die erforderlichen Kostendaten 

des Netzbetreibers wurden auf Grundlage der Festlegung vom 13.04.2011 (BK9­

11/605-1 bis 7, ABI. 08/2011 , S. 1438 ff.) erhoben. Die von der Beschlusskammer 

danach ermittelten Gesamtkosten wurden dem Netzbetreiber mit Schreiben vom 

24.08.2012 mitgeteilt. Der Netzbetreiber hat hierzu insbesondere mit Schreiben vom 

17.09.2012 gemäß§ 67 Abs.1 EnWG Stellung genommen. Nach eingehender Wür­

digung der Stellungnahme hat die Beschlusskammer dem Netzbetreiber mit Schrei­

ben vom 21.11.2012 die aus ihrer Sicht berücksichtlgungsfähigen Gesamtkosten mit­

geteilt (Anlagen 1 und II). 

Aufgrund der Änderung der Rechtslage zum 01.01.2013 (§ 32 Abs. 7 GasNEV) wa­

ren die von der Beschlusskammer nach§ 30 Abs. 2 Nr. 2 GasNEV i.V.m. § 29 Abs. 2 

EnWG am 26.10.2011 bundeseinheitlich festgelegten Preisindizes (BK9-11/602) 

nicht mehr heranzuziehen. Stattdessen sind die Indexreihen nunmehr nach § 6a 

GasNEV zu bestimmen. Für die Neuberechnung des Ausgangsniveaus war eine zu­

sätzliche Abfrage der Anlagengruppen IV.1.1 bis IV.1.3 durchzuführen. Hierfür hat 

die Beschlusskammer am 10.07.2013 in einem Schreiben alle Unternehmen, die 

Stahlrohrleitungen betreiben, aufgefordert, einen Erhebungsbogen auszufüllen, in 

dem die historischen Anschaffungs- und Herstellungskosten der genannten Anla-
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gengruppen für die einzelnen Jahresscheiben dargestellt ist. Diese Datenabfrage 

bildete die Grundlage für die Zuordnung der entsprechenden Indexreihen. 

Darüber hinaus wird der die zugelassene Eigenkapitalquote übersteigende Anteil des 

Eigenkapitals gemäß § 32 Abs. 8 GasNEV ab dem 01 .01 .2013 nach § 7 Abs. 7 

GasNEV verzinst (§ 7 Abs. 1 S. 5 GasNEV). Der Zinssatz bestimmt sich danach als 

Mittelwert des auf die letzten zehn abgeschlossenen Kalenderjahre bezogenen 

Durchschnitts von drei durch die Deutsche Bundesbank veröffentlichten Umlaufsren­

diten. 

2. 1. Anhörung 

Die Beschlusskammer hat dem Netzbetreiber unter anderem mit Schreiben vom 

24.08.2012 Gelegenheit gemäß § 67 Abs. 1 EnWG gegeben, sich zu der beabsichti­

gen vorläufigen Entscheidung der Beschlusskammer zu äußern. Der Netzbetreiber 

hat unter anderem mit Schreiben vom 17.09.2012 Stellung genommen. 

3. vorläufige Festlegung gemäß§ 72 EnWG 

Mit Beschluss vom 18.02.2013 hat die Beschlusskammer die Erlösobergrenzen des 

Netzbetreibers für die zweite Regulierungsperiode vorläufig gemäß § 72 EnWG fest­

gelegt, da der Beschlusskammer eine abschließende Feststellung des Regulierungs­

kontosaldos (§ 4 Abs. 1 i. V. m. § 5 Abs. 4 ARegV sowie § 4 Abs. 1 i. V. m. § 7 i. 

V. m. Anlage 1 ARegV) zeitlich nicht möglich war. 

4. Bestimmung der Zu- und Abschläge gemäß §§ 5 Abs. 4, 34 Abs. 2 ARegV 

Gemäß der Festlegung der Erlösobergrenzen der ersten Regulierungsperiode hatte 

der Netzbetreiber jährlich zum 01 . Januar die Anpassungen der Erlösobergrenzen 

nach § 4 Abs. 3 ARegV sowie die den Anpassungen zugrunde liegenden Änderun­

gen von dauerhaft nicht beeinflussbaren Kostenanteilen nach § 4 Abs. 3 S. 1 ARegV 

mitzuteilen. Ferner hatte er jeweils zum 30. Juni des darauf folgenden Kalenderjah­

res die zur Führung des Regulierungskontos nach § 5 ARegV notwendigen Daten 

mitzuteilen. Das Ministerium für Wirtschaft des Landes Brandenburg hat auf dieser 

Basis die gemeldeten Anpassungen nach § 4 Abs. 3 ARegV überprüft und offene 
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Fragen mit dem Netzbetreiber geklärt. Sodann wurden die unter Berücksichtigung 

aller möglichen Anpassungen (§ 4 Abs. 3, 4, § 26 ARegV) vom Ministerium für Wirt­

schaft des Landes Brandenburg ermittelten zulässigen Erlöse dem Netzbetreiber mit 

Schreiben vom 06.10.2010 und 10.02.2011 mitgeteilt. Abschließend hat die Be­

schlusskammer die gemäß §§ 5 Abs. 4, 34 Abs. 2 ARegV bei der Bestimmung der 

kalenderjährlichen Erlösobergrenzen der zweiten Regulierungsperiode zu berück­

sichtigenden Zu- bzw. Abschläge ermittelt. 

Hinsichtlich der Einzelheiten des Verfahrens wird auf die Verfahrensakte verwiesen 

5. 2. Anhörung 

Die Beschlusskammer hat dem Netzbetreiber mit Schreiben vom 30.10.2013 Gele­

genheit gemäß § 67 Abs. 1 EnWG gegeben, sich zu der beabsichtigen Entscheidung 

der Beschlusskammer zu äußern. In dem Schreiben führt die Beschlusskammer aus, 

dass in der Vergangenheit bereits Teilaspekte der geplanten Festlegung (z.B. die 

Ermittlung des Ausgangsniveaus nach § 6 Abs. 1 ARegV) angehört worden seien. 

Bislang nicht angehörte Aspekte waren insbesondere die Änderungen des Aus­

gangsniveaus gemäß § 6 Abs. 1 ARegV aufgrund der Änderung der GasNEV durch 

die Verordnung vom 14.08.2013 und die Bestimmung des Zu- und Abschläge gemäß 

§§ 5 Abs. 4, 34 Abs. 2 ARegV. 

Der Netzbetreiber hat mit E-Mail vom 07.01.2014 Stellung genommen. Hierin führt er 

aus, dass er keine Einwände gegenüber der Anhörung hat. 

II. Rechtliche Würdigung 

1. Zuständigkeit 

Zuständige Regulierungsbehörde ist gemäß § 54 Abs.1 und Abs.2 Nr.1 EnWG die 

Landesregulierungsbehörde. 

Die Bundesnetzagentur handelt in Wahrnehmung ihrer Aufgaben für das Land Bran­

denburg gemäß dem ,,Verwaltungsabkommen zwischen der Bundesrepublik 

Deutschland und dem Land Brandenburg über die Wahrnehmung bestimmter Aufga­

ben nach dem Energiewirtschaftsgesetz" vom 14.02./22.02.2011 (Bekanntmachung 
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ABI. Brandenburg Nr.8/22 vom 10.06.2011 , in Kraft seit dem 11.06.2011) i.V.m. dem 

Gesetz zum Verwaltungsabkommen zwischen der Bundesrepublik Deutschland und 

dem Land Brandenburg über die Wahrnehmung bestimmter Aufgaben nach dem 

Energiewirtschaftsgesetz vom 09.06.2011 (Gesetz- und Verordnungsblatt für das 

Land Brandenburg Nr.8/22 vom 10.06.2011 ). 

2. 	 Ermittlung der kalenderjährlichen Erlösobergrenzen 

nach § 4 ARegV 

Die Festlegung der Erlösobergrenzen des Netzbetreibers für die zweite Regulie­

rungsperiode Gas erfolgt auf Grundlage des § 29 Abs.1 i.V.m. § 32 Abs.1 Nr.1 und 

§ 4 Abs.1 und 2 ARegV. 

Die Regulierungsbehörde bestimmt die Obergrenzen der zulässigen Gesamterlöse 

eines Netzbetreibers aus den Netzentgelten (Erlösobergrenze) gemäß § 4 Abs.1 

ARegV nach Maßgabe der §§ 5 bis 16 und 24 ARegV. Die Bestimmung der kalen­

derjährlichen Erlösobergrenzen erfolgt durch Festlegung nach § 32 Abs.1 Nr. 1 

ARegV i. V. m. § 29 Abs. 1 EnWG. 

Gemäß § 1 Abs.1 ARegV werden die Entgelte für den Zugang zu Energieversor­

gungsnetzen ab dem 01.01.2009 im Wege der Anreizregulierung bestimmt. Die zwei­

te Regulierungsperiode der Anreizregulierung dauert fünf Jahre (§ 3 Abs. 2 ARegV). 

Die Beschlusskammer bestimmt die Erlösobergrenze für jedes Kalenderjahr der ge­

samten Regulierungsperiode (§ 4 Abs.2 S. 1 ARegV). Die kalenderjährlichen Erlös­

obergrenzen des Netzbetreibers in der zweiten Regulierungsperiode Gas (2013 bis 

2017) ergeben sich aus Anlage A1. Kalenderjährliche Erlösobergrenzen , Zellen 

E112 bis 1112. 

Die Bestimmung der kalenderjährlichen Erlösobergrenzen des Netzbetreibers erfolgt 

in der zweiten Regulierungsperiode gemäß § 7 ARegV in Anwendung der in Anlage 

1 zu § 7 ARegV enthaltenen Regulierungsformel 

EO 
1

t =KA dnb. t + (KA vnb.o + (1- V t)·KA b.o)·(VPI - PF 
VPl o 

t) ·EF t + Q t+ (VK 1 - VK o)+ St 

Zur Bestimmung der Erlösobergrenzen ist in einem ersten Schritt das Ausgangsni­

veau gemäß § 6 Abs.1 ARegV zu bestimmen. Daraufhin sind die dauerhaft nicht be-
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einflussbaren Kostenanteile (Kdnb,1), die vorübergehend nicht beeinflussbaren 

(KA vnb,o) und die beeinflussbaren Kosten (KA b,o) zu ermitteln. Zur Gewährleistung 

des gleichmäßigen Abbaus der beeinflussbaren Kosten ist sodann der Verteilungs­

faktor (V 1) gemäß § 16 Abs.1 ARegV zu bestimmen. Im Anschluss sind die weiteren 

Bestandteile der Formel zu ermitteln, also der Wert für die um den sektoralen Pro­

duktivitätsfortschritt (PF 1) bereinigten allgemeinen Geldwertentwicklung (VPI tf VPI 0) 

nach§§ 8 und 9 ARegV, der Erweiterungsfaktor (EF 1) nach § 10 ARegV, das Quali­

tätselement (Q 1) nach § 18 ff. ARegV sowie der Saldo des Regulierungskontos (S 1) 

nach§ 5 Abs.4 ARegV. 

Eine Darstellung der in der Regulierungsformel verwendeten Werte und der für die 

zweite Regulierungsperiode ermittelten kalenderjährlichen Erlösobergrenzen des 

Netzbetreibers findet sich in Anlage A1. Kalenderjährliche Erlösobergrenzen. 

2.1. 	 Bestimmung des Ausgangsniveaus zur Ermittlung der ka­

lenderjährlichen Erlösobergrenzen nach§ 6 ARegV 

Die Bestimmung des Ausgangsniveaus zur Ermittlung der Erlösobergrenze erfolgt 

auf Grundlage des § 6 ARegV. Für die zweite Regulierungsperiode ist gemäß § 6 

Abs.1 ARegV eine Kostenprüfung nach den Vorschriften des Teils 2 Abschnitt 1 

GasNEV durchzuführen. 

Die Kostenprüfung erfolgt nach§ 6 Abs. 1 S. 3 ARegV im vorletzten Kalenderjahr vor 

Beginn der Regulierungsperiode auf der Grundlage der Daten des letzten abge­

schlossenen Geschäftsjahres. Dabei gilt gemäß § 6 Abs. 1 S. 4 ARegV das Kalen­

derjahr, in dem das der Kostenprüfung zugrunde liegende Geschäftsjahr endet, als 

Basisjahr im Sinne der Verordnung. Demnach erfolgt die Kostenprüfung auf der 

Grundlage der Kostendaten des Basisjahres 2010. 

Das von der Beschlusskammer ermittelte Ausgangsniveau des Basisjahres 2010 er­

gibt sich aus Anlagen 1und II. 
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2.2. 	 Ermittlung der dauerhaft nicht beeinflussbaren Kostenan­

teile nach § 11 Abs.2 ARegV 

Von dem gemäß § 6 Abs.1 ARegV ermittelten Ausgangsniveau ist die Höhe der nach 

§ 11 Abs.2 ARegV dauerhaft nicht beeinflussbaren Kostenanteile im Basisjahr der 

jeweiligen Regulierungsperiode (KA dnb,o) zu bestimmen (Anlage A 1. Kalenderjähr­

liche Erlösobergrenzen, Zelle 860). 

Im vereinfachten Verfahren gelten gemäß § 24 Abs.2 S.3 ARegV 45 Prozent der 

nach § 14 Abs.1 Nr.1 ARegV ermittelten Gesamtkosten als dauerhaft nicht beein

flussbare Kostenanteile nach § 11 Abs.2 ARegV (Anlage A 1. Kalenderjährliche 

Erlösobergrenzen, Zellen 060 bis L 60). Bei der Ermittlung der Gesamtkosten blei­

ben gemäß§ 24 Abs.2 S.4 ARegV die Konzessionsabgaben unberücksichtigt. 

2.2.1. 	 Kosten für die erforderliche Inanspruchnahme der vorgela­

gerten Netzebene 

Für den Netzbetreiber wurden im Ausgangsniveau nach § 6 Abs.1 ARegV Kosten für 

die erforderliche Inanspruchnahme vorgelagerter Netzebenen in Höhe von 

erücksichtigt. 

2.3. Ermittlung der vorübergehend nicht beeinflussbaren Kos­

tenanteile nach § 11 Abs.3 ARegV 

Als vorübergehend nicht beeinflussbare Kostenanteile (KA vnb, o) gelten gemäß 

§ 11 Abs.3 S. 1 ARegV die mit dem nach § 15 ARegV ermittelten Effizienzwert (EW) 

multiplizierten Gesamtkosten (GK) nach Abzug der dauerhaft nicht beeinflussbaren 

Kostenanteile (KA dnb. o). Somit gilt: 

KA vnb,o =(GK- KA dnb, o) * EW 

In diesen sind gemäß § 11 Abs.3 S.2 ARegV die auf nicht zurechenbaren strukturel

len Unterschieden der Versorgungsgebiete beruhenden Kostenanteile enthalten. Die 

Höhe der vorübergehend nicht beeinflussbaren Kosten ist Anlage A1. Kalenderjähr­

liche Erlösobergrenzen, Zellen E76 bis 176 zu entnehmen. 

­

­
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Die Beschlusskammer hat im vereinfachten Verfahren für die zweite Regulierungspe­

riode einen gemittelten Effizienzwert gemäß § 24 Abs.1 S.2 ARegV in Höhe von 

89,97 Prozent 

zu Grunde zu legen. 

Nach § 24 Abs.2 S.2 ARegV wird ab der zweiten Regulierungsperiode der im verein­

fachten Verfahren anzusetzende Effizienzwert als gewichteter durchschnittlicher 

Wert aller in dem bundesweiten Effizienzvergleich nach den §§ 12 bis 14 ARegV für 

die vorangegangene Regulierungsperiode ermittelten und nach § 15 Abs.1 bereinig­

ten Effizienzwerte (gemittelter Effizienzwert) gebildet. 

Für Strom und Gas wurde jeweils ein gesonderter gemittelter Effizienzwert gebildet. 

Eine getrennte Berechnung für Strom und Gas verhindert, dass der gemittelte Effi­

zienzwert der Stromnetzbetreiber höher ins Gewicht fällt als derjenige für Gasnetz­

betreiber und trägt den Besonderheiten der Effizienzvergleiche für Strom- und Gas­

netze Rechnung. 

Die Begründung zum Verordnungstext (BR-Drs. 417/07, S.69) nennt als mögliche 

Gewichtungsmerkmale Mengen, Erlöse, die Zahl der Zählpunkte oder Kunden. Als 

Gewichtungsmerkmal hat die Bundesnetzagentur die Aufwandsparameter (mit nicht 

standardisierten Kapitalkosten) des Netzbetreibers (Gesamtkosten abzüglich der 

dauerhaft nicht beeinflussbaren Kostenanteile) herangezogen. Durch dieses Gewich­

tungsmerkmal fließen indirekt sämtliche Strukturparameter ein, welche die Höhe des 

Effizienzwertes beeinflussen. 

2.4. 	 Ermittlung der beeinflussbaren Kostenanteile nach § 11 

Abs.4 ARegV 

Ein wesentliches Element zur Bestimmung der kalenderjährlichen Erlösobergrenzen 

in der zweiten Regulierungsperiode ist die durch den Verteilungsfaktor (V t) gleich­

mäßig abzubauende individuelle monetär bewertete Ineffizienz des Netzbetreibers, 

deren Abbau innerhalb einer Regulierungsperiode abgeschlossen sein muss 

(§ 16 Abs.1 S.1 und 3 ARegV). Die monetär bewertete Ineffizienz eines Netzbetrei­

bers (1 0) ermittelt sich aus der Differenz der Gesamtkosten (GK) nach Abzug der 

dauerhaft nicht beeinflussbaren Kostenanteile nach § 11 Abs.2 ARegV (KA dnb.o) und 
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den mit dem Effizienzwert gemäß § 15 Abs.3 S.1 ARegV (EW) multiplizierten Ge­

samtkosten (GK) nach Abzug der dauerhaft nicht beeinflussbaren Kostenanteile 

(§ 15 Abs.3 S.2 ARegV). Somit gilt: 

1o=(GK - KA dnb,o) - (GK - KA dnb,o) * EW 

2.4.1. Beeinflussbare Kostenanteile im Basisjahr 

Als beeinflussbare Kostenanteile gelten gemäß § 11 Abs.4 ARegV alle Kostenantei­

le, die nicht dauerhaft oder vorübergehend nicht beeinflussbare Kostenanteile sind. 

Die Höhe der beeinflussbaren Kosten ist Anlage A1. Kalenderjährliche Erlösober· 

grenzen, Zelle 074 zu entnehmen. 

2.4.2. Individuelle Effizienzvorgabe nach § 16 ARegV 

Die Festlegung der Erlösobergrenze durch die Regulierungsbehörde hat gemäß 

§ 16 Abs.1 S.1 ARegV so zu erfolgen, dass die nach den §§ 12 bis 15 ARegV ermit­

telten, monetär bewerteten Ineffizienzen (beeinflussbarer Kostenanteil, KA b,o) unter 

Anwendung eines Verteilungsfaktors (V 1) rechnerisch innerhalb einer oder mehrerer 

Regulierungsperioden gleichmäßig abgebaut werden (individuelle Effizienzvorgabe). 

Für die zweite Regulierungsperiode wird die individuelle Effizienzvorgabe gemäß 

§ 16 Abs.1 S.3 ARegV dahingehend bestimmt, dass der Abbau der ermittelten Ineffi­

zienzen nach einer Regulierungsperiode abgeschlossen sein muss. Eine Regulie­

rungsperiode dauert gemäß § 3 Abs. 2 ARegV fünf Jahre. Somit hat der Abbau der 

ermittelten monetär bewerteten Ineffizienzen in der zweiten Regulierungsperiode in­

nerhalb von fünf Jahren zu geschehen. Daraus ergibt sich ein Verteilungsfaktor (V1) 

von 0,2 * t. 

Jahr t V t 
2013 1 0,2 
2014 2 0,4 
2015 3 0,6 
2016 4 0,8 
2017 5 1,0 

Seite 10 von 17 



enthält Betriebs- und Geschäftsgeheimnisse 

Die Höhe der nicht abgebauten beeinflussbaren Kostenanteile nach § 11 Abs. 2 

ARegV des jeweiligen Kalenderjahres ergibt sich aus Anlage A1. Kalenderjährliche 

Erlösobergrenzen, Zellen E78 bis 178. 

2.5. Verbraucherpreisgesamtindex nach § 8 ARegV 

Gemäß § 8 ARegV ergibt sich der Wert für die allgemeine Geldwertentwicklung aus 

dem durch das Statistische Bundesamt veröffentlichten Verbraucherpreisgesamtin­

dex (VPI}. Für die Bestimmung der Erlösobergrenzen nach § 4 Abs.1 ARegV wird 

der VPI des vorletzten Kalenderjahres vor dem Jahr, für das die Erlösobergrenze gilt, 

verwendet (VPI 1). Dieser wird ins Verhältnis gesetzt zum VPI für das Basisjahr 

(VPI o). 

Basisjahr ist gemäß § 6 Abs.1 ARegV das Jahr 2010. Gemäß Statistischem Bundes­

amt beträgt der VPI für das Jahr 2010 100,00, für das Jahr 2011 102, 10 und für das 

Jahr 2012 104, 10 (abrufbar im Internet unter: https://www­

genesis.destatis.de/genesis/online > Suche nach: 61111-0001 ). Entsprechend dem 

Term VPI 1 / VPI o der in Anlage 1 zu § 7 ARegV aufgeführten Regulierungsformel 

ergibt das Verhältnis des VPI für das Jahr 2011 zum VPI für das Jahr 201 O für das 

erste Jahr der zweiten Regulierungsperiode (2013) einen Inflationsfaktor in Höhe von 

1,0210 und für das Jahr 2014 ein Inflationsfaktor von 1,0410. Da den Netzbetreibern 

im Herbst 2012 für die Kalkulation der Netzentgelte 2013 lediglich die Indexreihe auf 

Basis des Jahres 2005 zur Verfügung stand, geht die Beschlusskammer für 2011 

von einem Indexwert 102,31 aus, der sich aus der Division der Indexwerte 110,7 und 

108,2 ergibt. Dies sind die Indexwerte für 2010 und 2011 mit dem Basisjahr 2005. 

Für die Folgejahre der zweiten Regulierungsperiode (2015 bis 2017) hat die Be­

schlusskammer die relative prozentuale Veränderung des VPI des Jahres 2012 

(104, 10) gegenüber 2011 (102, 10) eskaliert, da im Zeitpunkt der Beschlussfassung 

noch keine Erkenntnisse hinsichtlich des VPI der Kalenderjahre 2013 bis 2015 vor­

liegen konnten . Das Vorgehen der Beschlusskammer ist zweckmäßig , da der Netz­

betreiber einerseits gemäß § 4 Abs.3 S.1 ARegV bei einer Änderung des Verbrau­

cherpreisgesamtindex nach § 8 ARegV zur Anpassung der Erlösobergrenze ver­

pflichtet ist und so andererseits eine möglichst sachgerechte Abschätzung der zu­

künftigen Entwicklung des VPI erfolgen kann. 
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1 Die Berechnung erfolgt mit sieben Nachkommastellen. 
2 Siehe Anmerkungen im vorangegangenen Text. 
3 Siehe Anmerkungen im vorangegangenen Text. 
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Es wurden somit folgende VPl-Werte zu Grunde gelegt (zur Veranschaulichung mit 

Ausnahme für die Jahre 2010 und 2012 auf zwei Nachkommastellen gerundet ange­

zeigt1): 

Jahr VPI 
2010 100,00 
2011 102,31;( 
2012 104,10 
2013 106,14 
2014 108,22 
2015 110,34 

Für das dritte Jahr der zweiten Regulierungsperiode (2015) wurde demgemäß ein 

Inflationsfaktor in Höhe von 1,0614, für das vierte Jahr der zweiten Regulierungspe­

riode (2016) ein Inflationsfaktor in Höhe von 1,0822 und für das fünfte Jahr der zwei­

ten Regulierungsperiode (2017) ein Inflationsfaktor in Höhe von 1, 1034 (alle Werte 

wurden auf vier Nachkommastellen gerundet) zugrunde gelegt. Die Inflationsfaktoren 

für die jeweiligen Jahre in Bezug auf das Basisjahr - d. h. die relative prozentuale 

Änderung des VPI des jeweiligen Jahres gegenüber dem VPI des Basisjahres 201 O 

- ist in nachstehender Tabelle als zweistellig gerundeter Prozentwert dargestellt: 

Jahr VPl tl VPlo 
2013 2,31%~ 

2014 4,10% 
2015 6,14% 
2016 8,22% 
2017 10,34% 

Die Beschlusskammer hat diese Werte bereits bei der vorliegenden Festlegung der 

kalenderjährlichen Erlösobergrenzen der Jahre 2013 bis 2017 berücksichtigt (Anlage 

A1. Kalenderjährliche Erlösobergrenzen, Zellen H13 bis H17). 

2.6. Genereller sektoraler Produktivitätsfaktor nach§ 9 ARegV 

Im Rahmen der Anreizregulierung ist bei der Bestimmung der Erlösobergrenzen zu 

berücksichtigen, wie sich die Produktivität der gesamten Branche abweichend von 
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der Gesamtwirtschaft entwickelt. Dies erfolgt durch den generellen sektoralen Pro­

duktivitätsfaktor (PF 1). 

Gemäß § 9 Abs. 1 ARegV wird der generelle sektorale Produktivitätsfaktor aus der 

Abweichung des netzwirtschaftlichen Produktivitätsfortschritts vom gesamtwirtschaft­

lichen Produktivitätsfortschritt sowie der gesamtwirtschaftlichen Einstandspreisent­

wicklung von der netzwirtschaftlichen Einstandspreisentwicklung ermittelt. 

In der zweiten Regulierungsperiode beträgt der generelle sektorale Produktivitätsfak­

tor für Gas- und Stromnetzbetreiber jährlich 1,5 Prozent (§ 9 Abs. 2 ARegV). Der 

Bundesgerichtshof hat die Rechtmäßigkeit der Regelung über den generellen sekt­

oralen Produktivitätsfaktor nach§ 9 ARegV bestätigt (BGH, EnVR 31/10, Rn. 16 ff.). 

In Anlage 1 zu § 7 ARegV wird die Variable PF 1 als der generelle sektorale Produkti­

vitätsfaktor nach Maßgabe des § 9 ARegV definiert, der die Veränderungen des ge­

nerellen sektoralen Produktivitätsfaktors für das Jahr t der jeweiligen Regulierungs­

periode im Verhältnis zum ersten Jahr der Regulierungsperiode wiedergibt. Die Ver­

änderungen des generellen .sektoralen Produktivitätsfaktors für das Jahr t der jeweili­

gen Regulierungsperiode im Verhältnis zum ersten Jahr der Regulierungsperiode 

(PF t) ergeben sich demgemäß mittels des folgenden Algorithmus: 

PF t = (1 + 0 ,015) "t -1 (Anlage A1. Kalenderjährfiche Erlösobergrenzen, Zellen 

113 bis 117). 

2.7. Erweiterungsfaktor nach § 10 ARegV 

Sofern der Netzbetreiber gern. § 4 Abs. 4 Nr. 1 ARegV die Anpassung der kalender­

jährlichen Erlösobergrenzen aufgrund eines Erweiterungsfaktors nach § 10 ARegV 

beantragt hat, wird über diesen Antrag in einem gesonderten Beschluss entschieden. 

2.8. Qualitätselement nach § 19 ARegV 

Auf die Erlösobergrenzen werden gemäß§ 24 Abs. 3 ARegV im vereinfachten Ver­

fahren keine Zu- oder Abschläge nach Maßgabe des§ 19 ARegV vorgenommen. 
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2.9. Saldo des Regulierungskontos nach § 5 Abs.4 ARegV 

Die Differenz zwischen den zulässigen Erlösen und den vom Netzbetreiber unter Be­

rücksichtigung der tatsächlichen Mengenentwicklung erzielbaren Erlösen wird gemäß 

§ 5 Abs.1 S.1 ARegV jährlich auf dem Regulierungskonto verbucht. Gleiches gilt ge­

mäß § 5 Abs.1 S.2 ARegV für die Differenz zwischen den für das Kalenderjahr tat­

sächlich entstandenen Kosten für die Inanspruchnahme vorgelagerter Netzebenen 

und den in der Erlösobergrenze diesbezüglich enthaltenen Ansätzen. 

Die Differenzen sind gemäß§ 5 Abs. 2 S. 1 ARegV in Höhe des im jeweiligen Kalen­

derjahr durchschnittlich gebundenen Betrags zu verzinsen. Der durchschnittlich ge­

bundene Betrag ergibt sich gemäß § 5 Abs. 2 S. 2 ARegV aus dem Mittelwert von 

Jahresanfangs- und Jahresendbestand. Die Verzinsung richtet sich gemäß § 5 

Abs. 2 S. 3 ARegV nach dem auf die letzten zehn abgeschlossenen Kalenderjahre 

bezogenen Durchschnitt der von der Deutschen Bundesbank veröffentlichten Um­

laufsrendite festverzinslicher Wertpapiere inländischer Emittenten. 

übersteigen die tatsächlich erzielten Erlöse die nach § 4 ARegV zulässigen Erlöse 

des letzten abgeschlossenen Kalenderjahres um mehr als 5 %, so sind gemäß § 5 

Abs. 3 ARegV die Netzentgelte durch den Netzbetreiber nach Maßgabe des § 17 

ARegV anzupassen. Eine Anpassung der Erlösobergrenze innerhalb der Regulie­

rungsperiode auf Grund der Änderungen der jährlich verbuchten Differenzen nach 

§ 5 Abs. 1 ARegV findet gemäß§ 5 Abs. 4 S.4 ARegV nicht statt. 

Die Bundesnetzagentur hat gemäß § 5 Abs. 4 S. 1 ARegV i. V. m. § 34 Abs. 2 

ARegV Saldo des Regulierungskontos für die Kalenderjahre 2009, 2010 und 2011 

ermittelt. Die Ermittlung des Regulierungskontosaldos ist in Anlage R beschrieben. 

Der Ausgleich des Regulierungskontos erfolgt gemäß § 5 Abs. 4 S. 2 ARegV durch 

gleichmäßig über die zweite Regulierungsperiode verteilte Zu- oder Abschläge. Die 

Höhe der zu berücksichtigenden Zu- oder Abschläge ist Anlage A1 . Kalenderjährli­

che Erlösobergrenzen, Zellen E98 bis 198 zu entnehmen. 

2.10. Mehrerlösabschöpfung analog§ 10 GasNEV 

Im Hinblick auf die Mehrerlösabschöpfung (Gesch.Z.: 34 SWBel - 1/2010 MEA G) 

sind die Erlösobergrenzen der Kalenderjahre 2013 bis 2017 um die nachfolgend ge­

nannten Beträge zu reduzieren (Anlage A3. Sondersachverhalte): 
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III. Meldepflichten 

Die Anordnung des Tenors zu 2.) ergeht auf der Grundlage der§ 29 Abs. 1 EnWG 

i. V. m. § 32 Abs. 1 Nr. 1 ARegV. 

Gemäß § 4 Abs. 3 S. 1 ARegV ist der Netzbetreiber bei einer Änderung des Verbrau­

cherpreisgesamtindex nach § 8 ARegV verpflichtet, die Erlösobergrenze jeweils zum 

1. Januar eines Kalenderjahres anzupassen . Gleiches gilt bei der Änderung von 

dauerhaft nicht beeinflussbaren Kostenanteilen nach § 11 Abs. 2 S. 1 Nr. 4 und 8 

ARegV und volatilen Kostenanteilen gemäß § 11 Abs. 5 ARegV. Einer erneuten 

Festlegung der Erlösobergrenze bedarf es ausweislich § 4 Abs. 3 S. 2 ARegV in die­

sen Fällen nicht. 

Auch die zwischen dem in Kraft treten des EnWG und dem Wirksamwerden der ers­

ten Entgeltgenehmigung rechtsgrundlos erzielten Mehrerlöse nach § 34 Abs. 1 

ARegV i. V. m. § 10 GasNEV analog sind dabei zu berücksichtigen. 

Die entsprechende Verpflichtung des Netzbetreibers zur Anpassung der Erlösober­

grenzen ist ausweislich der Verordnungsbegründung in der Festlegung aufzunehmen 

(BR-Drs. 417 I 07, S. 44 f. ). Die Verpflichtung zur Anpassung der Erlösobergrenzen 

wird daher gemäß § 32 Abs. 1 Nr. 1 ARegV i. V. m. § 29 Abs. 1 EnWG nochmals 

ausdrücklich angeordnet. Dies dient der Durchsetzung der Rechtslage, da hiermit die 

Möglichkeit eröffnet wird, die Verpflichtung nach§ 94 EnWG durchzusetzen. 

IV. Netzübergänge 

Die Anordnung des Tenors zu 3.) ergeht auf Grundlage der § 29 Abs.1 EnWG 

i. V. m. § 32 Abs. 1 Nr. 11 und§ 28 Nr. 8 ARegV. 

Gemäß§ 28 Nr. 8 ARegV ist der Netzbetreiber verpflichtet, den Übergang von Net­

zen, Netzzusammenschlüssen und -aufspaltungen nach § 26 ARegV anzuzeigen. 

Nach Maßgabe der §§ 29 Abs. 1 EnWG i. V. m. § 32 Abs. 1 Nr. 11 ARegV kann die 

Bundesnetzagentur Entscheidungen zu Umfang, Zeitpunkt und Form der nach den 

§§ 27 und 28 ARegV zu erhebenden und mitzuteilenden Daten, insbesondere zu den 
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zulässigen Datenträgern und Übertragungswegen treffen. In Ausübung dieser Be­

fugnis ordnet sie an, dass der Netzbetreiber ohne schuldhaftes Zögern den Über­

gang von Netzen, Netzzusammenschlüssen und -aufspaltungen nach § 26 ARegV 

anzuzeigen hat. Hierdurch wird sichergestellt, dass die Bundesnetzagentur zeitnah 

von dem Sachverhalt erfährt und sicherstellen kann, dass die Vorgaben des § 26 

ARegV eingehalten werden. Die Anordnung dient der Durchsetzung der Rechtslage, 

da hiermit die Möglichkeit eröffnet wird, die Verpflichtung nach § 94 EnWG durchzu­

setzen. 

V. 	 Gebühren 

Hinsichtlich der Kosten ergeht ein gesonderter Bescheid nach§ 91 EnWG. 

VI. 	 Anlagenverweis 

Die folgenden Anlagen sind Bestandteil dieses Beschlusses: 

• 	 Anlage A1 (Kalenderjährliche Erlösobergrenzen), Anlage A3 (Sondersach­

verhalte), 

• 	 Anlage 1-NB (Kostendaten) nebst Anlage 1-NB (Gesamtkosten), Anlage 2.1­

NB (kalk. Abschreibungen), Anlage 2.2-NB (kalk. RBW), Anlage 3-NB (BNV 

1), Anlage 4-NB (kalk. EKVZ), Anlage 5-NB (kalk. GewSt), Anlage 6-NB 

(kalk. RBW + kalk. Abschreibungen) 

Anlage II (Beispielrechnung Kapitalkosten) 

• 	 Anlage PI und Anlage EK-Zins § 7 Abs. 7 GasNEV 

• 	 Anlage R nebst Anlage R1.1 . (Saldo), Anlage R1.2. (Differenzbeträge), An­

lage R2 (Erlösobergrenze) inklusive Anlage R2.1 (Nachrechnung 2010) und 

Anlage R.2.2. (Nachrechnung 2011) sowie Anlage R3 (erzielbare Erlöse). 

RECHTSMITTELBELEHRUNG 

Gegen diesen Beschluss kann binnen einer Frist von einem Monat nach Zustellung 


Beschwerde erhoben werden. Die Beschwerde ist schriftlich bei der Bundesnetz-
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agentur (Hausanschrift: Tulpenfeld 4, 53113 Bonn) einzureichen. Es genügt, wenn 

die Beschwerde innerhalb der Frist beim Brandenburgischen Oberlandesgericht 

(Hausanschrift: Gertrud-Piter-Platz 11 , 14770 Brandenburg an der Havel) eingeht. 

Die Beschwerde ist zu begründen. Die Frist für die Beschwerdebegründung beträgt 

einen Monat. Sie beginnt mit der Einlegung der Beschwerde und kann auf Antrag 

von dem oder der Vorsitzenden des Beschwerdegerichts verlängert werden. Die Be­

schwerdebegründung muss die Erklärung, inwieweit der Beschluss angefochten und 

seine Abänderung oder Aufhebung beantragt wird, und die Angabe der Tatsachen 

und Beweismittel, auf die sich die Beschwerde stützt, enthalten. Die Beschwerde­

schrift und Beschwerdebegründung müssen durch einen Rechtsanwalt unterzeichnet 

sein. 

Die Beschwerde hat keine aufschiebende Wirkung(§ 76 Abs.1 EnWG). 

Bonn, den 10.01 .2014 

Vorsitzender Beisitzer Beisitzer 

Dr. Jörg Mallossek 
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Im Vereinfachten Verfahren ist die Anlage A2. nicht belegt! 

Diese Seite bleibt aus technischen Gründen frei. 
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Gemäß§ 6 Abs. 1 S. 1 ARegV ermittelt die Beschlusskammer das Ausgangsniveau für die 

Bestimmung der kalenderjährlichen Erlösobergrenzen in der zweiten Regulierungsperiode 

durch eine Kostenprüfung nach den Vorschriften des Teils 2 Abschnitt 1 der GasNEV. Die 

zweite Regulierungsperiode beginnt am 01 .01 .2013. Die Kostenprüfung erfolgt nach § 6 Abs. 

1 S. 3 ARegV im vorletzten Kalenderjahr vor Beginn der Regulierungsperiode auf der 

Grundlage der Daten des letzten abgeschlossenen Geschäftsjahres. Dabei gilt gemäß § 6 

Abs. 1 S. 4 ARegV das Kalenderjahr, in dem das der Kostenprüfung zugrunde liegende 

Geschäftsjahr endet, als Basisjahr im Sinne der Verordnung. Demnach erfolgt die 

Kostenprüfung auf der Grundlage der Kostendaten des Basisjahres 2010. 

Für die Bestimmung des Ausgangsniveaus der kalenderjährlichen Erlösobergrenzen für die 

zweite Regulierungsperiode Gas (2013 bis 2017) sind die Netzkosten nach§ 6 Abs. 1 S. 1 

ARegV i.V.m. §§ 4 bis 9 GasNEV zu ermitteln. Gemäß§ 4 Abs. 2 GasNEV setzen sich die 

Netzkosten aus den aufwandsgleichen Kosten nach § 5 GasNEV, den kalkulatorischen 

Abschreibungen nach § 6 GasNEV, der kalkulatorischen Eigenkapitalverzinsung nach § 7 

GasNEV sowie den kalkulatorischen Steuern nach § 8 GasNEV, unter Abzug der 

kostenmindernden Erlöse und Erträge nach § 9 GasNEV, zusammen. Bilanzielle und 

kalkulatorische Kosten sind nur insoweit anzusetzen, als sie einen Bezug zum Netzbetrieb 

aufweisen (§ 4 Abs. 1 S. 1 GasNEV), den Kosten eines effizienten und strukturell 

vergleichbaren Netzbetreibers entsprechen (§ 4 Abs. 1, S. 1 GasNEV, § 21 Abs. 2 S. 1 

EnWG) und sich bei einem im Wettbewerb stehenden Unternehmen ihrem Umfang nach 

einstellen würden (vg l. § 21 Abs. 2 S. 2 EnWG). Gemäß § 6 Abs. 3 S. 2 ARegV, der die 

Unanwendbarkeit von § 3 Abs. 1 S. 4, 2. Hs. GasNEV statuiert, ist dabei die 

Berücksichtigung von Plankosten und -erlösen ausgeschlossen. Kosten und Erlöse bzw. 

Erträge, die dem Grunde oder der Höhe nach auf einer Besonderheit des Geschäftsjahres 

beruhen, auf das sich die Kostenprüfung bezieht. sind gern. § 6 Abs. 3 S. 1 ARegV nicht zu 

berücksichtigen. 

Die so ermittelten Netzkosten, die gern. § 6 Abs. 1 ARegV das Ausgangsniveau für die 

Bestimmung der Erlösobergrenzen bi lden, ergeben sich aus Anlage 1-NB (Zelle F105) und 

betragen 
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Oie Beschlusskammer hat der Prüfung, neben dem nach § 6 Abs. 1 ARegV i.V.m. § 28 

GasNEV vorzulegenden Bericht, den Erhebungsbogen zu Grunde gelegt, der vom 

Netzbetreiber über das Energiedatenportal übermittelt wurde. Bei der Übermittlung wurde die 

Bezeichnung der XLS-Datei mit einem Datum und einem sog. Hashwert versehen, um eine 

eindeutige Kennzeichnung der Datei zu ermöglichen. Welcher Erhebungsbogen der Prüfung 

zu Grunde gelegt wurde, ist den Anlagen 1-NB bis 6-NB üeweils Zelle 89) zu entnehmen. 

1. Aufwandsgleiche Kosten 

Aufwandsgleiche Kosten sind zu berücksichtigen, wenn sie einen Bezug zum Netzbetrieb 

aufweisen (§ 3 Abs. 1 S. 1 GasNEV), den Kosten eines effizienten und strukturell 

vergleichbaren Netzbetreibers entsprechen (§ 4 Abs. 1, Abs. 2 S. 1 GasNEV, § 21 Abs. 2 S. 

1 EnWG) und sich bei einem im Wettbewerb stehenden Unternehmen ihrem Umfang nach 

einstellen würden (vgl. § 21 Abs. 2 S. 2 EnWG). 

Aufwandsgleiche Kosten sind nur anzuerkennen, wenn sie einen eindeutigen Bezug zum 

Netzbetrieb aufweisen. Kosten, die nicht ursächlich aus dem Betrieb des Netzes entstehen 

oder dem Betrieb des Netzes zu dienen bestimmt sind, sind folglich nicht zu berücksichtigen. 

Demgemäß sind Kosten, die ihrem Entstehensgrunde oder ihrem Verwendungszweck nach 

dem Vertrieb oder anderen Unternehmensaktivitäten zuzuordnen sind, grundsätzlich nicht 

auf den Netzbetrieb bezogen und somit nicht berücksichtigungsfähig. 

Der Netzbetreiber ist darlegungs- und beweisverpflichtet für die Tatsache, dass die geltend 

gemachten Aufwendungen tatsächlich entstanden sind. Dies ergibt sich bereits aus der 

Natur der zu prüfenden Informationen, die allesamt dem Rechnungswesen des 

Netzbetreibers entstammen. Diese internen Vorgänge sind der Beschlusskammer nicht 

bekannt, solange der Netzbetreiber nicht selber die beurteilungsrelevanten Kosten darlegt 

und diese dezidiert nachweist. Dem steht auch nicht der Amtsermittlungsgrundsatz 

entgegen. Der Pflicht der Behörde, den Sachverhalt in eigener Verantwortung aufzuklären 

(§ 68 EnWG und 24 VwVfG) stehen insoweit Obliegenheiten des Netzbetreibers gegenüber; 

die Mitwirkungslast begrenzt die Amtsaufklärungspflicht der Verwaltungsbehörde. Diese 

braucht entscheidungserhebliche Tatsachen nicht zu ermitteln, die der Betroffene ihr zu 

unterbreiten hat (vgl. BGH, EnVR 79/07, Rn. 21 ; BVerwG, 5 C 27/85, NVwZ 1987, 405). 

Nicht nachgewiesene Kosten sind nicht anerkennungsfähig (so auch: OLG Düsseldorf, Vl-3 

Kart. 472/06 (V) und BGH, EnVR 6/08). 

Die Berücksichtigung von Plankosten und -erlösen ist gern. § 6 Abs. 3 S. 2 ARegV 

ausgeschlossen. § 6 Abs. 3 S. 2 ARegV regelt, dass§ 3 Abs. 1 S. 4, 2. HS GasNEV bei der 

Durchführung der Kostenprüfung zur Bestimmung des Ausgangsniveaus nach § 6 Abs. 1 

ARegV keine Anwendung findet. Kosten und Erlöse bzw. Erträge, die auf einer Besonderheit 
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des Geschäftsjahres beruhen, sind gern. § 6 Abs. 3 S. 1 ARegV ebenfalls nicht zu 

berücksichtigen. 

1.1. 	 Aufwendungen für Wartungs- und lnstandhaltungsleistungen durch Dritte 
(Ziffer 1.1.2.4.) 

Der Netzbetreiber hat Aufwendungen für durch Dritte erbrachte Wartungs- und 

lnstandhaltungsleistungen in einer Höhe von eltend gemacht. 

Die vom Netzbetreiber geltend gemachten Aufwendungen waren in einer Höhe von 

icht zu berücksichtigen. 

Die Aufwendungen des Geschäftsjahres 2010 belaufen sich in der vorliegenden 

während im Geschäftsjahr 2009 Aufwendungen in Höhe von 

egenüber dem Vorjahr. 

Dem Tabellenblatt „A 1.Erläuterungen" des vom Netzbetreiber eingereichten 

Erhebungsbogens lässt s d fw für 

Umverlegungsmaßnahmen 

n i.H.v. insgesamt 

da nicht damit zu 

rechnen ist, dass diese Kosten periodisch innerhalb der zweiten Regulierungsperiode in 

dieser Höhe anfallen werden. 

Eine Besonderheit des Geschäftsjahres liegt vor, wenn bestimmte Kosten des Netzbetriebs 

nicht periodisch, im laufe der zweiten Regulierungsperiode, wiederkehren, sondern 

ausschließlich einmalig im Basisjahr i.S.d. § 6 Abs. 1 ARegV anfallen. Der Regelung des§ 6 

Abs. 3 S. 1 ARegV liegt die Überlegung zu Grunde, dass die Heranziehung der Kosten eines 

bestimmten Geschäftsjahres als Grundlage für die Festlegung der Erlösobergrenzen dann 

gerechtfertigt ist, wenn die Kostenstruktur in den aufeinanderfolgenden Geschäftsjahren in 

der Regel Im Wesentlichen gleich ist (vgl. BGH, EnVR 48/10 - "EnBW Regional AG"). Mit 

diesem Konzept wäre nicht vereinbar, wenn das Ergebnis der Kostenprüfung 2010 auch 

insoweit Grundlage für die Festsetzung der Erlösobergrenzen bildete, als dort 

Besonderheiten berücksichtigt sind, die ausschließlich in diesem Geschäftsjahr aufgetreten 

sind. Dies kann der Fall sein, wenn in dem maßgeblichen Geschäftsjahr einmalige Effekte zu 

verzeichnen sind, die das Kostenniveau signifikant gegenüber den Kosten der Vorjahre 

erhöhen. Eine Besonderheit liegt hingegen nicht vor, wenn der Netzbetreiber plausibel 

darlegt, dass erstmals im Basisjahr Kosten zu verzeichnen sind, die im laufe der 

Regulierungsperiode (Wirkungszeitraum) fortlaufend wiederkehren. 
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Es ist nicht ersichtlich, dass die oben aufgeführten Kosten periodisch im laufe der zweiten 

Regulierungsperiode wiederkehren. Die aus der Besonderheit des Geschäftsjahres 

resultierenden Koste 

Hieraus ergibt sich ein insgesamt anerkennungsfähiger Betra 

1.2. Aufwendungen für Differenzmengen (Ziffer 1.1.2.6.) 

Der Netzbetreiber macht im Tabellenblatt nA2.1GuV10" Aufwendungen für Differenzmengen 


Diesen Aufwendungen war ein Betrag in Höhe vo 


hinzuzurechnen. 

Die Aufwendungen und Erlöse aus Differenzmengen werden stets neutralisiert. 

Aufwendungen für Differenzmengen stehen entsprechende Erlöse gegenüber. 

Differenzmengen sind gern. § 29 Abs. 6 GasNZV a.F. bzw. § 25 Abs. 3 GasNZV n.F. 

unmittelbar zwischen dem Netzbetreiber und den Transportkunden zu verrechnen, so dass 

Differenzmengen in den Netzentgelten generell nicht zu berücksichtigen sind. 

1.3. Sonstige betriebliche Kosten, davon Konzessionsab • 1 • : 

Der Netzbetreiber hat unter der BAB- Position 1.5.8 Kosten ! eltend 

gemacht. 

Die Beschlusskammer hat den vom Netzbetreiber angesetzten Kosten für 

Konzessionsabgeben einen Betra inzugerechnet. 

Die vom Netzbetreiber geltend gemachten Kosten für Konzessionsabgaben sind 

grundsätzlich zu neutralisieren und damit nicht zu berücksichtigen, da diese eine 

Verrechnungsposition zu den entsprechenden Erlösen aus Konzessionsabgaben darstellen. 

Die an die Gemeinden für die Einräumung des Rechts zur Benutzung öffentlicher 

Verkehrswege für die Verlegung und den Betrieb von Leitungen gezahlten Entgelte werden 

den Netznutzern in gleicher Höhe in Rechnung gestellt. Folglich handelt es sich bei der 

Konzessionsabgabe um einen durchlaufenden Posten. Den beantragten Kosten müssen 

Erträge in gleicher Höhe entgegenstehen. Die Kosten für Konzessionsabgaben waren mit 

den entsprechenden Erlösen zu neutralisieren, da die Netzentgelte sich zuzüglich 

Konzessionsabgabe verstehen und insofern eine Berücksichtigung in den Netzkosten 

sachfremd ist. 
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1.4 . 	 Sonstige betriebliche Kosten, davon Sponsoring, Werbung und Spenden 
(Ziffer 1.5.14.) 

Der Netzbetreiber setzt für „Sonsti e betriebliche Kosten - davon Sponsoring, Werbung und 

Spenden" insgesamt Diese Kosten waren in Höhe von 

anzuerkennen. 

Es handelt sich bei den nicht anerkannten Kosten für Sponsoring, Werbung und Spenden 

generell um Kosten, die keinerlei Bezug zum Netzbetrieb aufweisen (vgl. § 3 Abs. 1 S. 1 

GasNEV). Sponsoring, Werbung und Spenden sind, soweit sie als 

Kundenbindungsinstrumente eingesetzt werden, in der Netzentgeltkalkulation nicht 

berücksichtigungsfähig. Aus der natürlichen Monopolstellung des Netzbetreibers ergibt sich, 

dass solche Aufwendungen ihren im wettbewerblichen Umfeld bestehenden Zweck in der 

Monopolsituation von vorneherein nicht erreichen können, da die Netznutzer regelmäßig 

keine Wahlmöglichkeit zwischen konkurrierenden Netzbetreibern haben. Der mit 

Werbeaktivitäten verbundene Imagegewinn ist - bedingt durch das Monopol eines 

Netzbetreibers - für den Gasnetzbetrieb nicht erforderlich. Die Vorteile, sofern sie nicht 

ohnehin ideeller Natur sind, liegen eher beim assoziierten Vertrieb. 

Ein entsprechender Nachweis der Betriebsbezogenheit der geltend gemachten Kosten ist für 

einen Betrag in Höhe iese Kosten sind laut Stellungnahme des 

Netzbetreibers für Mitteilungen in der Tagespresse sowie für die Veröffentlichung von 

Rufnummern in Telefonbüchern angefallen. 

Insgesamt ergibt sich hieraus ein anerkennungsfähiger Betrag 

1.5. 	 Sonstige betriebliche Kosten, davon Bewirtung und Geschenke (Ziffer 1.5.16.) 

Der Netzbetreiber macht unter der BAB- Position 1.5.16 Kosten in Höhe eltend. 

Die vom Netzbetreiber angesetzten Kosten für Bewirtung und Geschenke waren in Höhe von 

nerkennungsfähig. 

Bei diesen Kosten handelt es sich, wie bei Kosten für Sponsoring, Werbung und Spenden, 

um Kosten, die keinerlei Bezug zum Netzbetrieb aufweisen (vgl. § 3 Abs. 1 S. 1 GasNEV). 

Geschenke sind, soweit sie als Kundenbindungsinstrumente eingesetzt werden, in der 

Netzentgeltkalkulation nicht berücksichtigungsfähig. Der mit der Hingabe von Geschenken 

verbundene Imagegewinn ist - bedingt durch das Monopol eines Netzbetreibers - für den 

Gasnetzbetrieb nicht erforderlich. 

Ein entsprechender Nachweis der Betriebsbezogenheit der geltend gemachten Kosten ist für 

einen Betrag Vom Netzbetreiber wurde in der Stellungnahme 
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dargelegt, dass es sich bei diesem Betrag um Kosten für die Bewirtung von 

Geschäftskunden handelt. 

Insgesamt ergibt sich hieraus ein anerkennungsfähiger Betrag 

1.6. 	 Sonstige betriebliche Kosten, davon Einzelwertberichtigungen und 
Abschreibungen auf Forderungen (Ziffer 1.5.17) 

Der Netzbetreiber macht unter der Position 1.5.17. Kosten in einer Höhe~eltend. 
Der geltend gemachte Betrag war in voller Höhe nicht anerkennungsfähig. 

Kosten, die als sonstige betriebliche Kosten, davon Einzelwertberichtigungen und 

Abschreibungen auf Forderungen geltend gemacht werden, sind nur dann 

berücksichtigungsfähig, wenn es sich um Abschreibungen auf uneinbringliche Forderungen 

handelt. Uneinbringliche Forderungen liegen vor, wenn es sich um einen endgültigen 

Forderungsausfall handelt, d. h. die Beitreibung des Forderungsbetrages erfolglos 

abgeschlossen wurde (bspw. fruchtlose Zwangsvollstreckung oder Insolvenzverfahren 

mangels Masse eingestellt) . Darüber hinaus steht die Existenz einer Versicherung gegen 

Forderungsausfälle einer Kostenanerkennung von Abschreibungen auf uneinbringliche 

Forderungen entgegen. Das Vorliegen uneinbringlicher Forderungen ist vom Netzbetreiber 

ausführlich, unter Nennung der Firma des Debitors, der Höhe des Forderungsausfalls, der 

durchgeführten Maßnahmen im Rahmen der versuchten Beitreibung etc. darzulegen. 

Der Netzbetreiber hat keine Nachweise dahingehend erbracht, dass es sich bei dem geltend 

gemachten Betrag um Abschreibungen auf uneinbringlich F d • •elt. Der 

Netzbetreiber gibt in der Stellungnahme an, dass der Betrag us einer 

Pauschalwertberichtigung resultiert. Kosten, die aufgrund von Pauschalwertberichtigungen 

resultieren, sind aufgrund der oben dargestellten Ausführungen denklogisch nicht 

anerkennungsfähig. 
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2. 	 Kalkulatorische Bewertung des Sachanlagevermögens sowie Ermittlung 

der kalkulatorischen Abschreibungen 


Zur Gewährleistung eines langfristig angelegten, leistungsfähigen und zuverlässigen 

Netzbetriebs ist die Wertminderung der betriebsnotwendigen Anlagegüter als Kostenposition 

bei der Ermittlung der Netzkosten in Ansatz zu bringen (§ 6 Abs. 1 S. 1 GasNEV). Für die 

Ermittlung der kalkulatorischen Abschreibungen und der kalkulatorischen 

Eigenkapitalverzinsung ist die Bestimmung der kalkulatorischen Restwerte des 

Sachanlagevermögens erforderlich. Bei der Ermittlung der kalkulatorischen Abschreibungen 

ist gemäß § 6 Abs. 1 S. 3 GasNEV zu unterscheiden nach Anlagegütern, die vor dem 

01.01 .2006 aktiviert wurden (Altanlage). und Anlagegütern, die ab dem 01.01.2006 aktiviert 

wurden (Neuanlage). 

Bei Altanlagen werden für den eigenfinanzierten Anteil des Anlagevermögens (maximal 

40 %) Tagesneuwerte als Basis für die weiteren Berechnungen herangezogen (§ 6 Abs. 2 

S. 2 Nr. 1 GasNEV). Die Tagesneuwerte werden mittels Indexierung der historischen 

Anschaffungs- und Herstellungskosten ermittelt. Für den fremdfinanzierten Anteil des 

Anlagevermögens bilden die jeweiligen historischen Anschaffungs- und Herstellungskosten 

den Ausgangspunkt für die weitere Wertermittlung (§ 6 Abs. 2 S. 2 Nr. 2 GasNEV). 

Die kalkulatorischen Abschreibungen der Neuanlagen sind gern. § 6 Abs. 4 GasNEV 

ausgehend von den jeweiligen historischen Anschaffungs- und Herstellungskosten nach der 

linearen Abschreibungsmethode jahresbezogen (§ 6 Abs. 5 S. 3 und 4 GasNEV) zu 

ermitteln. 

Zur Illustration der folgenden Darlegungen wird ergänzend ein fiktives Berechnungsbeispiel 

in Anlage II beigefügt. 

2.1. Historische Anschaffungs- und Herstellungskosten 

Die historischen Anschaffungs- und Herstellungskosten sind in § 6 Abs. 2 S. 2 Nr. 2 GasNEV 

legal definiert als die im Zeitpunkt ihrer Errichtung erstmalig aktivierten Anschaffungs- und 

Herstellungskosten. 

Entscheidend bei der für die kalkulatorische Berechnung des Sachanlagevermögens 

relevanten Anschaffungs- und Herstellungskosten eines Anlagengutes ist, dass sie den 

historischen Anschaffungs- und Herstellungskosten entsprechen (Vgl. § 6 Abs. 3, 4 

GasNEV). Diese Vorgabe verbietet es bspw„ Anschaffungs- und Herstellungskosten durch 

eine Rückrechnung anhand zeitnaher üblicher Anschaffungs- und Herstellungskosten unter 

Einbeziehung qualitativer Veränderungen des zu betrachtenden Gutes zu ermitteln. Die 

Beschlusskammer geht davon aus, dass die angegebenen Anschaffungs- und 

Herstellungskosten der Höhe nach den historischen Anschaffungs- und Herstellungskosten 
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entsprechen. Die Beschlusskammer behält sich vor, die Ermittlung der angegebenen 

Anschaffungs- und Herstellungskosten einer weiteren Überprüfung zu unterziehen. Sollte sie 

hierbei zu der Erkenntnis gelangen, dass die vom Netzbetreiber für die Ermittlung der 

kalkulatorischen Kosten zugrunde gelegten errechneten Anschaffungs- und 

Herstellungskosten nicht den historischen Anschaffungs- -und Herstellungskosten 

entsprechen, wird sie von der in § 48 VwVfG normierten Möglichkeit der Rücknahme 

Gebrauch machen. 

Nach § 6 GasNEV bilden die jeweiligen historischen Anschaffungs- und Herstellungskosten 

den Ausgangspunkt für die Wertbestimmung des Sachanlagevermögens, insofern die in 

Rede stehenden Vermögensteile betriebsnotwendig sind. Nicht betriebsnotwendige 

Vermögensteile sind nicht anzusetzen. Zum notwendigen Betriebsvermögen gehören nach 

allgemeiner Auffassung nicht nur Vermögensgegenstände, die unmittelbar dem 

Betriebszweck dienen. Vielmehr genügt es, wenn der Vermögensgegenstand mittelbar dem 

Betrieb dient. 

Nicht aktivierten sondern z.B. über lnstandhaltungsaufwand finanzierten 

Vermögensgegenständen fehlt die Ansatzfähigkeit schon dem Grunde nach. Da unterstellt 

werden muss, dass diese Beträge in der Vergangenheit schon wieder verdient wurden, ist 

der Netznutzer nicht durch erneuten Ansatz als Anschaffungs- und Herstellungskosten zu 

belasten. 

2.2. Netzkauf und vergleichbare Fallgestaltungen 

Gemäß § 6 Abs. 2 S. 2 Nr. 2 GasNEV ist bei der Ermittlung der kalkulatorischen 

Abschreibungen für den fremdfinanzierten Anteil der Altanlagen und gern. § 6 Abs. 4 

GasNEV bei den Neuanlagen von den jeweiligen, im Zeitpunkt ihrer Errichtung erstmalig 

aktivierten Anschaffungs- und Herstellungskosten ("historische Anschaffungs- und 

Herstellungskosten") auszugehen. § 6 Abs. 6 GasNEV untersagt eine Abschreibung unter 

Null aufgrund des Wiederauflebens kalkulatorischer Restwerte, insbesondere auch im Falle 

einer Veränderung der ursprünglichen Abschreibungsdauer. Nach der ausdrücklichen 

Regelung des § 6 Abs. 7 GasNEV gilt das Verbot der Abschreibung unter Null ungeachtet 

einer Änderung der Eigentumsverhältnisse oder der Begründung von Schuldverhältnissen. In 

den genannten Vorschriften kommt die eindeutige gesetzliche Vorgabe zum Ausdruck, dass 

ein Netzkauf oder vergleichbare Fallgestaltungen nicht zu einer Erhöhung der 

berücksichtigungsfähigen Netzkosten führen darf. Insoweit hat der Gesetzgeber den 

Interessen der Netznutzer an möglichst geringen Netzkosten den Vorrang eingeräumt. Ihre 

sachliche Grundlage findet diese gesetzgeberische Entscheidung in dem Charakter der 
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Energieversorgungsnetze als natürliche Monopole, die den Netznutzern regelmäßig keine 

wettbewerblichen Ausweichmöglichkeiten lassen. 

Für den Fall von Netzkäufen ist dementsprechend festzuhalten, dass ein Anspruch eines 

Netzbetreibers, bei der Ermittlung der kalkulatorischen Restwerte den Kaufpreis für 

erworbene Netze zugrunde zu legen, nicht besteht (BGH, KVR 35/07 - SW Neustadt a.d.W., 

Rn. 47 ff.). Nach § 6 Abs. 6 GasNEV dürfen die Abschreibungsgrundlagen nicht verändert 

werden, was bedeutet, dass das Abschreibungsobjekt nur einmal und ohne Erhöhung der 

Kalkulationsgrundlage abgeschrieben werden kann. Die Regelung des § 6 Abs. 7 GasNEV 

stellt überdies ausdrücklich klar, dass das Verbot einer Abschreibung unter Null auch im 

Falle eines Eigentümerwechsels gilt. Damit wird bei einem Verkauf eine Veränderung der 

Abschreibungsgrundlage explizit ausgeschlossen. Auch aus der vielfach herangezogenen 

„Kaufering"-Entscheidung des BGH (BGH, KZR 12/97) folgt nichts anderes {so explizit für die 

wortgleiche StromNEV: BGH, KVR 35/07 - SW Neustadt a.d.W., Rn. 47 ff.) 

Der Netzbetreiber hat im Tabellenblatt „A1. Erläuterungen" die Frage „Sind Teile des 

Gasversorgungsnetzes oder Anlagen des Netzbetreibers zwischen dem 1.1 .2007 und dem 

31 .12.2010 übergegangen?" mit .Ja" beantwortet. 

Auf Nachfrage der Beschlusskammer hat sich der Netzbetreiber mit Schreiben vom 

18.07.2012 dahingehend eingelassen, dass versehentlich die Frage mit Ja beantwortet 

wurde und keine Netze übergegangen seien. 

Die Beschlusskammer geht daher davon aus, dass Netzkäufe der Netzbetreiber nicht erfolgt 

sind. Sie behält sich eine Rücknahme oder einen Widerruf der Festlegung der 

Erlösobergrenzen für den Fall vor, dass der Netzbetreiber in der Vergangenheit einen 

Netzkauf getätigt haben sollte. 

2.3. Tagesneuwerte 

Gemäß § 6 Abs. 2 S. 2 Nr. 1 GasNEV ist für die Ermittlung der kalkulatorischen 

Abschreibungen des eigenfinanzierten Anteils der Altanlagen - ausgehend von dem 

jeweiligen Tagesneuwert nach § 6 Abs. 3 S. 1 und 2 GasNEV - die Summe aller 

anlagenspezifisch ermittelten Abschreibungsbeträge zu Grunde zu legen. Nach § 6 Abs. 3 

S. 1 GasNEV ist der Tagesneuwert der unter Berücksichtigung der technischen Entwicklung 

maßgebliche Anschaffungswert zum jeweiligen Bewertungszeitpunkt. Die Umrechnung der 

historischen Anschaffungs- und Herstellungskosten der betriebsnotwendigen Anlagegüter 

auf Tagesneuwerte hat unter Verwendung von Indexreihen des Statistischen Bundesamtes 

nach§§ 6 Abs. 3 S. 2, 6a GasNEV zu erfolgen). 
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Aufgrund der Änderung der Rechtslage zum 1.1 .2013 (§ 32 Abs. 7 GasNEV) waren die von 

der Beschlusskammer nach § 30 Abs. 2 Nr. 2 GasNEV i.V.m. § 29 Abs. 2 EnWG am 

26.10.2011 bundeseinheitlich festgelegten Preisindizes (BK9-11/602) nicht mehr 

heranzuziehen. Stattdessen sind die Indexreihen nunmehr nach § 6a GasNEV zu 

bestimmen: 

Gemäß § 6 Abs. 3 S. 2 i.V.m. § 6a Abs. 1 GasNEV sind folgende Indexreihen des 

Statistischen Bundesamtes heranzuziehen: 

1. 	 für die Anlagengruppen 1.2 Grundstücksanlagen, 1.3 Betriebsgebäude, 1.4 

Verwaltungsgebäude,111.8 Gebäude, Verkehrswege und V.9 Gebäude (Mess-, Regel­

und Zähleranlagen) der Anlage 1 die Indexreihe Gewerbliche Betriebsgebäude, 

Bauleistungen am Bauwerk ohne Umsatzsteuer(Statistisches Bundesamt, Fachserie 

17, Preisindizes für die Bauwirtschaft); 

2. 	 für die Anlagengruppen Rohrleitungen und Hausanschlussleitungen IV.1.1 

Stahlleitungen PE ummantelt, IV.1 .2 Stahlleitungen kathodisch geschützt, IV.1.3 

Stahlleitungen bitumiert, IV.2 Grauguss (> ON 150), IV.3 Duktiler Guss, IV.4 

Polyethylen (PE-HD) und IV.5 Polyveny!chlorid (PVC) der Anlage 1 die Indexreihe 

Ortskanäle, Bauleistungen am Bauwerk (Tiefbau}, ohne Umsatzsteuer (Statistisches 

Bundesamt, Fachserie 17, Preisindizes für die Bauwirtschaft}; 

3. 	 für die Anlagengruppen IV.1 .1 Stahlleitungen PE ummantelt, IV.1.2 Stahlleitungen 

kathodisch geschützt und IV.1.3 Stahlleitungen bitumiert, der Anlage 1, die für den 

Gastransport mit einem Druck größer als 16 bar ausgelegt sind, a) die Indexreihe 

Stahlrohre, Rohrform-, Rohrverschluss- und -Rohrverbindungsstücke aus Eisen und 

Stahl (Statistisches Bundesamt, Fachserie 17, Index der Erzeugerpreise 

gewerblicher Produkte) mit einem Anteil von 40 Prozent und b) die Indexreihe 

Ortskanäle, Bauleistungen am Bauwerk (Tiefbau), ohne Umsatzsteuer (Statistisches 

Bundesamt, Fachserie 17, Preisindizes für die Bauwirtschaft) mit einem Anteil von 60 

Prozent; 

4. 	 für alle übrigen Anlagengruppen, mit Ausnahme der Anlagengruppe 1.1 Grundstücke 

der Anlage 1, der Index der Erzeugerpreise gewerblicher Produkte gesamt (ohne 

Mineralölerzeugnisse) (Statistisches Bundesamt, Fachserie 17, 1ndex der 

Erzeugerpreise gewerblicher Produkte). 

§ 6a Abs. 2 GasNEV bestimmt, dass, sofern die in Absatz 1 genannten Indexreihen des 

Statistischen Bundesamtes nicht für den notwendigen Zeitraum der Vergangenheit verfügbar 
Seite 10 von 29 



enthält Betriebs- und Geschäftsgeheimnisse Anlage 1-NB 

sind, der Ermittlung der Tagesneuwerte Ersatzindexreihen zu Grunde zu legen sind, die mit 

den in Absatz 1 genannten Indexreihen zu verketten sind. Absatz 2 regelt neben den zu 

verwendenden Ersatzreihen die Verkettungsmethodik. Hierbei werden Verkettungsfaktoren 

bestimmt, die sich jeweils aus der Division des am weitesten in der Vergangenheit liegenden 

Indexwertes der Indexreihe gemäß Absatz 1 durch den Indexwert der Ersatzindexreihe für 

dasselbe Beobachtungsjahr.ergeben. Die Ersatzindexreihe wird jeweils mit dem 

Verkettungsfaktor multipliziert und dadurch umbasiert. Dies führt dazu, dass die 

Preisänderung unverändert bleibt. Die Verkettungsmethodik entspricht der 

Verkettungsmethodik in den Erläuterungen des Statistischen Bundesamtes zur Fachserie 16 

und 17. 

Es sind folgende Ersatzindexreihen heranzuziehen: 

1. 	 für die Indexreihe Gewerbliche Betriebsgebäude, Bauleistungen am Bauwerk, ohne 

Umsatzsteuer a) für den Zeitraum von 1958 bis 1968 die Indexreihe Gewerbliche 

Betriebsgebäude, Bauleistungen am Bauwerk, mit Umsatzsteuer (statistisches 

Bundesamt, Fachserie 17, Preisindizes für die Bauwirtschaft) und b) für den Zeitraum 

vor 1958 die Indexreihe Wiederherstellungswerte für 1913/1914 erstellte 

Wohngebäude (Statistisches Bundesamt, Fachserie 17, Preisindizes für die 

Bauwirtschaft); 

2. 	 für die Indexreihe Ortskanäle, Bauleistungen am Bauwerk {Tiefbau), ohne 

Umsatzsteuer a) für den Zeitraum von 1958 bis 1968 die Indexreihe Ortskanäle, 

Bauleistungen am Bauwerk {Tiefbau), mit Umsatzsteuer (Statistisches Bundesamt, 

Fachserie 17, Preisindizes für die Bauwirtschaft) und b) für den Zeitraum vor 1958 

die Indexreihe Wiederherstellungswerte für 1913/1914 erstellte Wohngebäude 

(Statistisches Bundesamt, Fachserie 17, Preisindizes für die Bauwirtschaft); 

3. 	 für die Indexreihe Stahlrohre, Rohrform-, Rohrverschluss- und 

Rohverbindungsstücke aus Eisen und Stahl a) für den Zeitraum von 2000 bis 2004 

die Indexreihe Rohre aus Eisen oder Stahl (Statistisches Bundesamt, Fachserie 17, 

Index Erzeugerpreise gewerblicher Produkte), b) für den Zeitraum von 1968 bis 1999 

die Indexreihe Präzisionsstahlrohre, nahtlos und geschweißt (Statistisches 

Bundesamt, Fachserie 17, Index der Erzeugerpreise gewerblicher Produkte) und c) 

für den Zeitraum vor 1968 die Indexreihe Eisen und Stahl (Statistisches Bundesamt, 

Fachserie 17, Index der Erzeugerpreise gewerblicher Produkte); 

4. 	 für die Indexreihe der Erzeugerpreise gewerblicher Produkte gesamt (ohne 

Mineralölerzeugnisse) für den Zeitraum vor 1976 die Indexreihe der Erzeugerpreise 
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gewerblicher Produkte gesamt (Statistisches Bundesamt, Fachserie 17, Index der 

Erzeugerpreise gewerblicher Produkte). 

Aus den in Absatz 1 und 2 genannten Indexreihen werden gemäß § 6a Abs. 3 GasNEV 

Indexfaktoren bestimmt. Der Tagesneuwert im Basisjahr eines im Jahr t angeschafften 

Anlagegutes ergibt sich durch die Multiplikation des Indexfaktors des Jahres t mit den 

historischen Anschaffungs- oder Herstellungskosten. Der Indexfaktor des Jahres t ergibt sich 

aus dem Quotienten des Indexwertes des Basisjahres und dem Indexwert des Jahres t und 

ist auf vier Nachkommastellen zu runden. 

Gilt das Basisjahr 2010, ergibt sich der Indexfaktor des Jahres t aus dem Quotienten des 

Indexwertes des Jahres 2010 und dem Indexwert des Jahres t. Multipliziert man somit den 

Indexfaktor des Jahres t mit dem Indexwert des Jahres t, ergibt sich der Indexwert des 

Jahres 2010. Der Indexfaktor für das Basisjahr (hier: 2010) beträgt somit 1. Bei 

Anlagegütern, welche im Jahr 2006 bis 2010 angeschafft wurden, handelt es sich um 

Neuanlagen, so dass hierbei gemäß § 6 Absatz 4 der GasNEV keine Berücksichtigung zu 

Tagesneuwerten erfolgt und ein Faktorwert für diese Jahre nicht benötigt wird. 

Die neue Fassung des § 6 GasNEV sieht vor, dass für die Rohrleitungen aus Stahl 

(Anlagengruppe IV.1.1-IV.1.3 der Anlage 1 der GasNEV) Indexreihen zu verwenden sind, die 

vom jeweiligen Druck der Leitung abhängen. Für Rohrleitungen aus Stahl von höchstens 16 

bar, ist hiernach am aktuellen Rand die Indexreihe "Ortskanäle, Bauleistungen am Bauwerk 

(Tiefbau), ohne Umsatzsteuer" (vgl. Statistisches Bundesamt, Fachserie 17, Preisindizes für 

die Bauwirtschaft) anzuwenden. Für die Stahlrohrleitungen, die für den Gastransport mit 

einem Druck größer als 16 bar ausgelegt sind, ist ein Mischindex anzuwenden, der sich zu 

40% aus der Indexreihe „Stahlrohre, Rohrform-, Rohrverschluss- und 

Rohrverbindungsstücke aus Eisen und Stahl" (vgl. Statistisches Bundesamt, Fachserie 17, 

Index der Erzeugerpreise gewerblicher Produkte) und zu 60% aus der Indexreihe 

„Ortskanäle" zusammensetzt. 

Die so bestimmten Index- und Faktorwerte für die einzelnen Anlagengruppen ergeben sich 

aus Anlage PI. 

2.4. Ermittlung der kalkulatorischen Jahresabschreibung 

Die jährlichen kalkulatorischen Abschreibungen ergeben sich aus der Summe der 

Einzelabschreibungen aller Sachanlagen. Hierbei ist zwischen Altanlagen (vor dem 

01.01.2006 aktiviert) und Neuanlagen (ab dem 01.01 .2006 aktiviert) zu unterscheiden. Alt­

und Neuanlagen unterscheiden sich dadurch, dass für Altanlagen - im Gegensatz zu den 
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Neuanlagen - eine Bewertung auf Basis der Tagesneuwerte gemäß § 6 Abs. 2, 3 und 4 

GasNEV vorzunehmen ist. Oie kalkulatorischen Abschreibungen sind gern. § 6 Abs. 5 S. 3 

GasNEV jahresbezogen zu ermitteln. Dafür ist nach § 6 Abs. 5 S. 4 GasNEV jeweils ein 

Zugang des Anlagegutes zum 1. Januar des Anschaffungsjahres zugrunde zu legen. 

Grundstücke dürfen nicht abgeschrieben werden. Aus § 7 Abs. 1 S. 3 GasNEV folgt, dass 

Grundstücke im Rahmen der kalkulatorischen Eigenkapitalverzinsung zu historischen 

Anschaffungskosten anzusetzen sind. Planmäßige Abschreibungen sind nach § 253 Abs. 3 

S. 1 HGB nur für solche Vermögensgegenstände zulässig, deren Nutzung zeitlich begrenzt 

ist, wobei sich die zeitliche Begrenzung der Nutzung aus der Eigenart des 

Vermögensgegenstandes ergeben muss, was bei Grundstücken gerade nicht der Fall ist. In 

der Konsequenz sieht auch Anlage 1 zu § 6 Abs. 5 S. 1 GasNEV für Grundstücke keine 

begrenzte Nutzungsdauer vor. Soweit daher in abschreibungsfähigen Positionen, wie z. B. 

Bauten, Grundstücksanteile enthalten sind, müssen diese Positionen um die 

Grundstücksanteile gekürzt werden. 

2.4.1. Kalkulatorische Jahresabschreibung für Altanlagen 

Die kalkulatorischen Abschreibungen der Altanlagen sind unter Berücksichtung der 

Eigenkapitalquote nach der linearen Abschreibungsmethode zu ermitteln (§ 6 Abs. 2 S. 1 

GasNEV). Der eigenfinanzierte Abschreibungsanteil der Altanlagen ist der zu Grunde zu 

legende Restwert zu Tagesneuwerten multipliziert mit der Eigenkapitalquote und geteilt 

durch die anwendbare Restnutzungsdauer; der fremdfinanzierte Abschreibungsanteil der 

Altanlagen ergibt sich aus den relevanten Restwerten zu historischen Anschaffungs- und 

Herstellungskosten multipliziert mit der Fremdkapitalquote und geteilt durch die anwendbare 

Restnutzungsdauer(§ 6 Abs. 2 S. 2 Nr. 1 i.V.m. § 6 Abs. 3 S. 1 und 2 GasNEV; § 6 Abs. 2 S. 

2 Nr. 2 GasNEV). 

Die rechnerische Ermittlung der Jahresabschreibungen ist für die Kalkulation nach GasNEV 

durch § 6 Abs. 2, 5 i.V.m. § 32 Abs. 3 und § 6 Abs. 6 S. 5 GasNEV geregelt. Der 

kalkulatorische Abschreibungsbetrag einer Altanlage ist nach folgender Formel zu ermitteln: 

RestwertTNw. RestwertAKiHK .
Kalk.Jahresabschreibung; == ·' x EKQuote + J x FKQuote 

Restnutzungsdauer; Restnutzungsdauer; 

Hierbei ist die Restnutzungsdauer des Anlagegutes (Restnutzungsdaueri) gleich der 

Differenz aus der Nutzungsdauer nach Anlage 1 zu§ 6 Abs. 5 S. 1 GasNEV und der Anzahl 

der vergangenen Jahre seit Errichtung des Anlagegutes. In der Formel beschreiben der 

Restwert TNW,i den kalkulatorischen Restwert der Anlage i zu Tagesneuwerten und der 
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Restwert AKIHK,i den kalkulatorischen Restwert der Anlage i zu Anschaffungs- und Her­

stellungskosten. 

2.4.2. Kalkulatorische Jahresabschreibung für Neuanlagen 

Die kalkulatorischen Abschreibungen der Neuanlagen sind ausgehend von den jeweiligen 

historischen Anschaffungs- und Herstellungskosten nach der linearen 

Abschreibungsmethode zu ermitteln. Die kalkulatorische Jahresabschreibung ergibt sich 

demnach aus dem Quotienten der historischen Anschaffungs- und Herstellungskosten und 

der nach Anlage 1 zu § 6 Abs. 5 S. 1 GasNEV gewählten Nutzungsdauer. Eine Bewertung 

auf Basis der Tagesneuwerte entfällt für Neuanlagen gemäß§ 6 Abs. 4 GasNEV. 

Die rechnerische Ermittlung der Jahresabschreibungen ist für die Kalkulation nach GasNEV 

durch § 6 Abs. 4, 5 und 6 S. 5 GasNEV geregelt. Der kalkulatorische Abschreibungsbetrag 

einer Neuanlage ist demnach entsprechend folgender Formel zu ermitteln: 

AK/HK. 
Kalk.Jahresabschreibung; = 1

ND, 

2.5. Ermittlung der kalkulatorischen Restwerte des Sachanlagevermögens 

Die kalkulatorischen Restwerte zum 31.12.2010 ermitteln sich auf Basis der historischen 

Anschaffungs- und Herstellungskosten unter Abzug der vom Anschaffungsjahr bis zum Jahr 

2010 entstandenen kalkulatorischen Abschreibungen. 

Grundlage für die Ermittlung der kalkulatorischen Abschreibungen ist§ 6 i.V.m. § 32 Abs. 3 

GasNEV. Grundsätzlich gilt, dass jährlich auf Grundlage der jeweiligen betriebsgewöhnlichen 

Nutzungsdauern nach Anlage 1 zu § 6 Abs. 5 S. 1 GasNEV linear abzuschreiben ist und die 

jeweils für eine An lage in Anwendung gebrachte betriebsgewöhnliche Nutzungsdauer für die 

Restdauer ihrer kalkulatorischen Abschreibung unverändert zu lassen ist (§ 6 Abs. 2 und 5 

GasNEV). 

Es werden die vom Netzbetreiber angegebenen Nutzungsdauern zu Grunde gelegt, sofern 

sich diese innerhalb der Spanne der Anlage 1 zu § 6 Abs. 5 S. 1 GasNEV befinden. Liegt die 

gewählte Nutzungsdauer unterhalb des unteren Wertes der Anlage 1 zu § 6 Abs. 5 S. 1 

GasNEV, wird der untere Wert der Anlage 1 zu § 6 Abs. 5 S. 1 GasNEV zu Grunde gelegt. 

Liegt die gewählte Nutzungsdauer oberhalb des oberen Wertes der Anlage 1 zu § 6 Abs. 5 

S. 1 GasNEV, wird der obere Wert der Anlage 1 zu § 6 Abs. 5 S. 1 GasNEV zu Grunde 

gelegt. 
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2.6. Berücksichtigungsfähige kalkulatorische Restwerte und kalkulatorische 
Abschreibungen des Sachanlagevermögens 

Die kalkulatorischen Abschreibungen des Sachanlagevermögens zu Anschaffungs- und 

Herstellungskosten (für Neuanlagen) wurden nach den vorstehend dargestellten 

Grundsätzen ermittelt und ergeben sich - gegliedert nach Anlagengruppen - aus Anlage 6· 

NB bzw. Anlage 2.1-NB (Zellen 012- 052) und bezogen auf die kalkulatorischen 

Restwerte Sachanlagevermögens zu Tagesneuwerten (für Altanlagen) - jeweils gesondert 

für den Anteil der auf die FK- und EK-Quote entfällt und ebenfalls gegliedert nach 

Anlagengruppen - aus Anlage 6-NB bzw. Anlage 2.1-NB (Zellen 812 - C 52). Die Summe 

der kalkulatorischen Abschreibungen des Sachanlagevermögens ergibt sich aus Anlage 6· 

NB bzw. Anlage 2.1-NB (Zelle E 52). 

Die Anfangs- und Endbestände der kalkulatorischen Restwerte des Sachanlagevermögens 

zu Anschaffungs- und Herstellungskosten (für Neuanlagen) wurden nach den vorstehend 

dargestellten Grundsätzen ermittelt und ergeben sich - gegliedert nach Anlagengruppen 

aus Anlage 6-NB bzw. Anlage 2.2-NB (Zellen 012- 052 und G12- G 52) und bezogen 

auf die kalkulatorischen Restwerte Sachanlagevermögens zu Tagesneuwerten (für 

Altanlagen) - gegliedert nach Anlagengruppen - aus Anlage 6-NB bzw. Anlage 2.2-NB 

(Zellen 812 - C52 und E12 - F52). 

Die den Berechnungen zu Grunde liegenden Werte (originäre Anschaffungs- und 

Herstellungskosten nach Jahresscheiben und Nutzungsdauern) und die durchgeführten 

Berechnungen zur Ermittlung der berücksichtigungsfähigen kalkulatorischen Restwerte und 

kalkulatorische Abschreibungen des Sachanlagevermögens ergeben sich aus Anlage 6-NB. 

Die Berechnungsmethodik wird in Anlage II nochmals umfassend erläutert. 

3. Kalkulatorische Eigenkapitalverzinsung 

Die Verzinsung des vom Netzbetreiber eingesetzten Eigenkapitals erfolgt gern. § 7 Abs. 1 

GasNEV im Wege einer kalkulatorischen Eigenkapitalverzinsung auf Grundlage des 

betriebsnotwendigen Eigenkapitals. Das betriebsnotwendige Eigenkapital ergibt sich gern. 

§ 7 Abs. 1 GasNEV unter Berücksichtigung der Eigenkapitalquote nach § 6 Abs. 2 GasNEV 

aus der Summe der 

1. 	 kalkulatorischen Restwerte des Sachanlagevermögens der betriebsnotwendigen 

Altanlagen bewertet zu historischen Anschaffungs- und Herstellungskosten und 

multipliziert mit der Fremdkapitalquote nach § 6 Abs. 2 GasNEV 

2. 	 kalkulatorischen Restwerte des Sachanlagevermögens der betriebsnotwendigen 

Altanlagen bewertet zu Tagesneuwerten und multipliziert mit der Eigenkapitalquote 

nach § 6 Abs. 2 GasNEV 

­
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3. 	 kalkulatorischen Restwerte des Sachanlagevermögens der betriebsnotwendigen 

Neuanlagen bewertet zu historischen Anschaffungs- und Herstellungskosten und 

4. 	 Bilanzwerte der betriebsnotwendigen Finanzanlagen und Bilanzwerte des 

betriebsnotwendigen Umlaufvermögens unter Abzug des Steueranteils der 

Sonderposten mit Rücklagenanteil 

und unter Abzug des Abzugskapitals und des verzinslichen Fremdkapitals. 

Zur Berechnung der Eigenkapitalverzinsung hat somit eine Ermittlung der kalkulatorischen 

Restwerte des Sachanlagevermögens gemäß § 7 GasNEV zu erfolgen. Bei Altanlagen sind 

die kalkulatorischen Restwerte des Sachanlagevermögens gemäß § 7 Abs. 1 S. 2 Nr. 1 und 

2 GasNEV sowohl auf Tagesneuwertbasis, als auch auf Basis der Anschaffungs- und 

Herstellungskosten zu bestimmen. Für Neuanlagen erfolgt die Restwertbestimmung gemäß 

§ 7 Abs.1 S. 2 Nr. 3 GasNEV ausschließlich auf Basis der Anschaffungs- und 

Herstellungskosten. Grundstücke sind hierbei gemäß § 7 Abs.1 S. 3 GasNEV immer zu 

historischen Anschaffungs- und Herstellungskosten anzusetzen. 

Gemäß § 7 Abs. 1 S. 4 GasNEV ist sowohl bei den kalkulatorischen Restwerten des 

Sachanlagevermögens als auch bei den Bilanzwerten des betriebsnotwendigen 

Finanzanlage- und Umlaufvermögens jeweils der Mittelwert aus Jahresanfangs- und 

Jahresendbestand anzusetzen. Der Jahresanfangsbestand der kalku latorischen Restwerte 

des Sachanlagevermögens bei Altanlagen wird hierbei durch Addition der Restwerte des 

Sachanlagevermögens zum Jahresende 2010 und der Jahresabschreibung 2010 errechnet. 

Bei Neuanlagen die im Basisjahr i.S.d. § 6 Abs. 1 ARegV aktiviert wurden, erfolgt keine 

Berechnung des Jahresanfangsbestands der kalkulatorischen Restwerte des 

Sachanlagevermögens, da dieser grundsätzlich Null beträgt. Gemäß § 7 Abs. 

1 S. 3 GasNEV ist bei der Mittelwertbildung der jeweilige Jahresanfangsbestand und der 

Jahresendbestand zugrunde zulegen. Nach dem Grundsatz der Bilanzidentität gemäß § 252 

Abs. 1 Nr. 1 HGB müssen die Wertansätze der Eröffnungsbilanz des Geschäftsjahres im 

Basisjahr i.S.d. § 6 Abs. 1 ARegV mit denen der Schlussbilanz des vorhergehenden 

Geschäftsjahres übereinstimmen. Da in der Schlussbilanz des vorhergehenden 

Geschäftsjahres die erst im Basisjahr i.S.d. § 6 Abs. 1 ARegV aktivierten Neuanlagen 

denklogisch noch nicht vorhanden sein können, beträgt der anzusetzende 

Jahresanfangsbestand für im Basisjahr aktivierte Neuanlagen Null. Gegen diese Bewertung 

spricht auch nicht die Regelung des § 6 Abs. 5 S. 4 GasNEV, da ansonsten für die im 

Basisjahr angeschafften Werte des Sachanlagevermögens, anders als für alle anderen 

Bilanzpositionen, die Mittelwertbildung aufgehoben wäre. Ersichtlich wollte der 

Verordnungsgeber durch § 6 Abs. 5 S. 4 GasNEV lediglich eine Klarstellung des § 6 Abs. 5 

S. 	 3 GasNEV erreichen und damit deutlich machen, dass die kalkulatorischen 
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Abschreibungen jahresgenau zu erfolgen haben. Auch systematisch steht § 6 Abs. 5 S. 4 

GasNEV in einem eindeutigen Zusammenhang zu§ 6 Abs. 5 S. 4 GasNEV. Demgegenüber 

besteht jedoch kein systematischer Bezug zu der in § 7 Abs. 1 S. 4 GasNEV geregelten 

Mittelwertbildung. Dies wäre nur dann der Fall, wenn der Verordnungsgeber, abweichend 

von § 7 Abs. 1 S. 4 GasNEV, den Abschreibungsbeginn auf den 31.12. eines Kalenderjahres 

fingiert hätte. 

Nach Sinn und Zweck des § 6 Abs. 4 S. 3 GasNEV gilt das Vorstehende auch für 

Netzbetreiber die ein abweichendes Geschäftsjahr aufweisen, mit der Maßgabe, dass ein 

Zugang zum ersten Tag des Geschäftsjahres zu unterstellen ist (z.B. 01.10. des 

Kalenderjahres). 

Zur Festlegung der Basis für die Eigenkapitalverzinsung ist das betriebsnotwendige 

Eigenkapital auf Neu- und Altanlagen aufzuteilen (§ 7 Abs. 3 S. 1 GasNEV). Die Berechnung 

der Eigenkapitalverzinsung hat entsprechend der Systematik der GasNEV in fünf Schritten 

zu erfolgen: 

(1.) 	 Ermittlung der kalkulatorischen Eigenkapitalquote (§ 6 Abs. 2 S. 3 GasNEV), 

(2.) 	 Ermittlung des betriebsnotwendigen Eigenkapitals (§ 7 Abs. 1 S. 2 GasNEV), 

(3.) 	 Ermittlung des die zugelassene Eigenkapitalquote übersteigenden 

Eigenkapitalanteils (§ 7 Abs. 1 S. 5 GasNEV), 

(4.) 	 Ermittlung des auf die Neu- und Altanlagen entfallenden Anteils am 

Eigenkapital (§ 7 Abs. 3 GasNEV) und 

(5.) 	 Ermittlung der Zinsen die auf die beiden Eigenkapitalanteile entfallen 

(§ 7 Abs. 6 und Abs. 1 S. 3 GasNEV). 

Bei der Ermittlung der Eigenkapitalverzinsung wurden die in Anlage 3-NB aufgeführten 

Vermögenswerte und Kapitalpositionen zu Grunde gelegt. Eine Übersicht über die 

Berechnung der kalkulatorischen Eigenkapitalverzinsung findet sich in Anlage 4-NB. 

3.1. 	 Kalkulatorischen Eigenkapitalquote gemäß§ 6 Abs. 2 S. 3 GasNEV 

3.1.1. 	 Grundsätze 

Gemäß § 6 Abs. 2 S. 3 GasNEV ergibt sich die kalkulatorische Eigenkapitalquote 

rechnerisch als Quotient aus dem betriebsnotwendigen Eigenkapital (BNEK /) und den 

kalkulatorisch ermittelten Restwerten des betriebsnotwendigen Vermögens zu historischen 

Anschaffungs- und Herstellungskosten (BEV /). Dabei wird auch das betriebsnotwendige 

Eigenkapital auf der Grundlage des betriebsnotwendigen Vermögens zu historischen 

Anschaffungs- und Herstellungskosten errechnet. 
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Die kalkulatorische Eigenkapitalquote nach § 6 Abs. 2 S. 3 GasNEV berechnet sich 

demnach aus den folgenden Positionen: 

Kalk. Restwerte des betriebsnotwendigen Sachanlagevermögens 
zu historischen AK/HK 

+ Betriebsnotwendige Finanzanlagen 

+ 	 Betriebsnotwendiges Umlaufvermögen 

+ 	 Grundstücke zu historischen AK/HK 

= 	 Betriebsnotwendiges Vermögen 1 (BNV 1) 

Steueranteil der Sonderposten mit Rücklageanteil 


Abzugskapital 


Verzinsliches Fremdkapital 


= 	 Betriebsnotwendiges Eigenkapital 1 (BNEK 1) 

Gemäß § 7 Abs. 1 S. 4 GasNEV ist für jede einzelne Position, die in die Berechnung des 

betriebsnotwendigen Eigenkapitals einfließt, der Mittelwert aus dem Jahresanfangs- und 

Jahresendbestand zu Grunde zu legen. Die kalkulatorische Eigenkapitalquote ist dann der 

Quotient aus dem so definierten BNEK f und dem BNV f. 

3.1.2. 	 Kalkulatorische Restwerte des Sachanlagevermögens zu historischen 
Anschaffungs- und Herstellungskosten 

Bei der Ermittlung der kalkulatorischen Restwerte des Sachanlagevermögens zu 

historischen Anschaffungs- und Herstellungskosten sind die Anlagegüter des 

Sachanlagevermögens mit denjenigen Restwerten zu berücksichtigen, die bei der 

Bestimmung der kalkulatorischen Abschreibungen anerkannt wurden. Darüber hinaus finden 

bei der Berechnung der Eigenkapitalquote ggf. weitere Anlagegüter des 

Sachanlagevermögens, soweit deren Betriebsnotwendigkeit nachgewiesen wurde, 

Berücksichtigung, z. B. immaterielle Vermögensgegenstände des Anlagevermögens sowie 

Geleistete Anzahlungen und Anlagen im Bau. 

Die berücksichtigungsfähigen Mittelwerte der kalkulatorischen Restwerte des 

Sachanlagevermögens zu historischen.Anschaffungs- und Herstellungskosten für Altanlage·n 

und die Mittelwerte der kalkulatorischen Restwerte des Sachanlagevermögens zu 

historischen Anschaffungs- und Herstellungskosten für Neuanlagen ergeben sich aus 

Anlage 3-NB (Zellen H18 und H30). 
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3.1.3. Umlaufvermögen 

Der Netzbetreiber macht unter der Position Umlaufvermögen zunächst Vorräte mit einem 

Anfangsbestand in Höhe von­ nd einem Endbestand in Höhe von - geltend. 

Des Weiteren setzt er „Forderungen und sonstige Vermö ens e enstände" mit einem 

Anfangsbestan owie liquide Mittel 

(Kassenbestand, Schecks) mit 

einem Anfangsbestand 

Das vom Netzbetreiber angesetzte Umlaufvermögen ist nicht vollständig anerkennungsfähig. 

Dem Netzbetreiber ist insoweit nicht der vollständige Nachweis gelungen, dass das geltend 

gemachte Umlaufvermögen betriebsnotwendig und überdies der Maßgabe des § 4 Abs. 1 

GasNEV i. V. m. § 21 Abs. 2 EnWG entspricht (siehe zu diesen Voraussetzungen BGH, 

Beschl. v. 03.03.2009, Az. EnVR 79/07, juris: Rd.-Nr. 20). 

1) Voraussetzung für die Anerkennung von Umlaufvermögen ist gemäß § 7 Abs. 1 S. 2 

Nr. 4 GasNEV, dass es betriebsnotwendig, d. h. für die Durchführung des Netzbetriebes 

erforderlich, ist. 

Bei im Wettbewerb stehenden Unternehmen kann davon ausgegangen werden, dass diese 

in der Regel möglichst effizient wirtschaften und dass die liquiden Mittel bzw. 

Forderungsbestände somit effizient eingesetzt und betriebsnotwendig sind. Bei den 

Betreibern von Gasversorgungsnetzen handelt es sich jedoch nicht um im Wettbewerb 

stehende Unternehmen, so dass nicht von vornherein von einer Betriebsnotwendigkeit des 

Umlaufvermögens ausgegangen werden kann. 

Bei der Beurteilung der Betriebsnotwendigkeit ist weiter zu berücksichtigen, dass es sich 

beim Netzbetrieb regelmäßig um eine sehr kapitalintensive Wirtschaft handelt, die einer 

intensiveren Vorhaltung von liquiden Mitteln oder Forderungsbeständen nicht bedarf. Ein 

pauschal erhöhter Liquiditätsaufbau ist auch im Übrigen ineffizient. Grundsätzlich verursacht 

vorgehaltenes Umlaufvermögen Kapitalkosten ebenso wie jedes andere Betriebsmittel auch. 

Eine effiziente Vorhaltung ist insbesondere deshalb geboten, weil Umlaufvermögen in 

Gestalt von Vorräten und Kundenforderungen keine unmittelbaren Erträge erwirtschaftet und 

auch kurz- und längerfristige Bankguthaben ebenfalls nur äußerst geringe Erträge erbringen, 

die wegen der hiermit verbundenen Kapitalkosten zu einer Belastung der Netznutzer führen. 

2) Der Wechsel von Investitionszyklen, d.h. von Zeitabschnitten mit erhöhten 

Investitionen, die von Zeitabschnitten mit niedrigen Investitionen abgelöst werden, gebietet 

keinen erhöhten Bestand an Umlaufvermögen. Selbst wenn die meisten Anlagegüter lange 

Abschreibungszeiträume aufweisen, sind diese in der Regel zeitversetzt, so dass aus den 

verdienten Abschreibungen Mittel für neue Investitionen zur Verfügung stehen. Werden für 

einen längeren Zeitraum keine Investitionen getätigt, ist es aus betriebswirtschaftlicher Sicht 
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nicht effizient, liquide Mittel zu horten. Das Umlaufvermögen hat insoweit keine 

Sparbuchfunktion. Zum Umlaufvermögen gehören vielmehr Vermögensgegenstände, deren 

Bestand sich durch Zu- und Abgänge häufig ä.ndert. Es ist daher gerade kein dauernd dem 

Betrieb dienender Vermögensgegenstand„ sondern ein Wirtschaftsgut, das dem sofortigen 

Verbrauch dient (vgl. die ständige Rechtsprechung des BFH: Urteil v. 31.05.2001 , Az.: IV R 

73/00, juris: Rd.-Nr. 10; Urteil v. 28.05.1998, Az. XR 80/94, juris: Rd.-Nr. 30). Sollte die 

Zahlungsfähigkeit des Unternehmens durch den Finanzmittelzufluss aus verdienten 

Abschreibungen nicht gewährleistet sein, kann sich das Unternehmen im Übrigen 

Kreditlinien einräumen lassen, mit denen kostengünstig kurzfristigen 

Zahlungsverpflichtungen begegnet werden kann. Einer kostenintensiven 

Geldmittelvorhaltung bedarf es hierfür nicht. Schließlich ist auch eine langfristige und damit 

kostenintensive Kapitalansammlung für Re-Investitionen unter Effizienzgesichtspunkten nicht 

akzeptabel. Investitionen sind erst dann zu finanzieren, wenn sie betriebswirtschaftlich 

erforderlich sind. 

3) Die Betriebsnotwendigkeit des Umlaufvermögens kann entgegen den Ausführungen 

des Netzbetreibers auch nicht - dies verdeutlicht bereits die Vorgabe einer kalkulatorischen 

Berechnung in § 7 Abs. 1 GasNEV - mit dessen bilanzieller Berücksichtigung im Rahmen 

des nach § 6b EnWG aufzustellenden Jahresabschlusses begründet werden. Das 

unveränderte Heranziehen von Bilanzwerten im Bereich des Umlaufvermögens ist auch aus 

dem Grund nicht sachgerecht, da es sich bei den Bilanzwerten um Bestandsgrößen - also 

um eine zeitpunktbezogene Momentaufnahme - zum jeweiligen Bilanzstichtag handelt. Die 

unveränderte Berücksichtigung dieser Stichtagswerte führte insoweit im Rahmen der 

kalkulatorischen Eigenkapitalverzinsung zu kalkulatorischen Kosten, die bezogen auf ein 

vollständiges Jahr ermittelt werden. Für den Geschäftsbetrieb des Netzbetreibers ist jedoch 

grundsätzlich davon auszugehen, dass der Bestand des Umlaufvermögens Schwankungen 

ausgesetzt ist und dass sich der Bestand zum Bilanzstichtag - in der Regel zum 31.12. des 

Kalenderjahres - regelmäßig auf einem hohen Niveau befindet. Insoweit reicht die 

Darstellung der Bestandteile von Forderungen und sonstigen Vermögensgegenständen, die 

der Netzbetreiber in der Stellungnahme vom 24.09.2012 vorbringt, nicht aus. 

Aus der insoweit von der Bilanz abstrahierenden Betrachtung folgt zugleich, dass Kürzungen 

beim Umlaufvermögen grundsätzlich keine Kürzung des abschließend in § 7 Abs. 2 GasNEV 

definierten Abzugskapitals zur Folge haben. Dies ist auch deshalb folgerichtig, da in der 

Bilanz nicht einzelne Aktivposten bestimmten Passivposten zugeordnet sind. Eine Kürzung 

des Umlaufvermögens führt daher lediglich zu einer Kürzung des berücksichtigungsfähigen 

Eigenkapitals, nicht hingegen zu vermeintlich korrespondierenden Passivpositionen wie etwa 
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den unverzinslichen Verbindlichkeiten (vgl. BGH, Beschl. v. 07.04.2009, Az. EnVR 6/08, 

juris: Rd.-Nr. 45). 

4) Die Beschlusskammer geht im Grundsatz davon aus. dass der Netzbetreiber jedenfalls 

Umlaufvermögen in Höhe von 1/12 eines Jahresumsatzes vorzuhalten hat. In die 

Betrachtung wird insoweit maßgeblich mit einbezogen, dass der Netzbetreiber regelmäßig 

monatliche Zahlungsströme erhält. Bei der Bewertung der Jahresumsätze des Netzbetriebs 

wird auf die berücksichtigungsfähigen kalkulatorischen Netzkosten einschließlich der 

vorgelagerten Netzkosten abgestellt. Angesichts der oben beschriebenen 

betriebswirtschaftlichen und regulatorischen zusammenhänge und der beschriebenen 

besonderen Charakteristik des Gasnetzbetriebs erscheint der von der Beschlusskammer 

anerkannte Bestand an Umlaufvermögen mehr als auskömmlich. 

Im Übrigen sind die angesetzten Bestände jedoch zu streichen. Eine Betriebsnotwendigkeit 

ist nicht ersichtlich, gleichfalls genügt dieser Ansatz nicht den Vorgaben des § 4 Abs. 1 

GasNEV i.V.m. § 21 Abs. 2 EnWG. Der Netzbetreiber hat, obschon er hierzu von der 

Beschlusskammer aufgefordert wurde, keinerlei Nachweise vorgelegt, die eine Anerkennung 

von Umlaufvermögen in einer Höhe von mehr ezogen auf den Mittelwert aus 

Jahresanfangs- und Jahresendbestand rechtfertigen. 

Aus technischen Gründen wird neben dem anerkennungsfähigen Bestand an Vorräten der 

anerkennungsfähige Bestand an Umlaufvermögen unter der Position "Forderungen aus 

Lieferungen und Leistungen" ausgewiesen. 

3. 1.4. Sonstige Rückstellungen 

Im Rahmen der Tabellenblätter "Überleitung Bilanz 2010" und "Überleitung Bilanz 2009" des 

vom Netzbetreiber eingereichten E .- . .. .- ... 
sonstigen Rückstellungen Kürzungen 

um hinsichtlic '1 • • • •• der 

Beschlusskammer schlüsselt Werte 
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Bezüglich der oben dargestellten Wertansätze war ein Rückstellungsendbestand für das 

Regulierungskonto in Höhe von berücksichtigen und somit wieder 

at den Endbestand im Rahmen der Ermittlung des 

betriebsnotwendigen Eigenkapitals berücksichtigt, da dem Netzbetreiber in der 

Vergangenheit mehr Entgelte zugeflossen sind, als ihm gemäß der zulässigen 

kalenderjährlichen Erlösobergrenzen zustanden. Damit liegt eine Mittelstundung durch die 

Netzkunden vor. Wirtschaftlich betrachtet handelt es sich hierbei um verzinsliches 

Fremdkapital des Netzbetreibers, das von den Netznutzern zur Verfügung gestellt wird und 

durch Rückstellungsbildung in der Bilanz des Netzbetreibers zu erfassen ist. 

Die Eliminierung der Rückstellung für Verpflichtungen aus der Mehrerlösabschöpfung wurde 

von der Beschlusskammer als einmaliger regulierungsinduzierter Sachverhalt berücksichtigt 

und im Abzugskapital nicht berücksichtigt. 

Die übrigen dargestellten negativen Wertansätze für die Rückstellungen PÜS 2008 sowie der 

Anfangsbestand der Rückstellung für das Regulierungskonto konnten von der 

Beschlusskammer nicht nachvollzogen werden. Es handelt sich hierbei aus Sicht der 

Beschlusskammer vielmehr um Forderungstatbestände, die nicht als Passivposten 

abzubilden sind. Dementsprechend finden diese Wertansätze weiterhin bei der Ermittlung 

des betriebsnotwendigen Eigenkapitals keine Berücksichtigung. 

3.1 .5. Betriebsnotwendiges Vermögens gemäß§ 6 GasNEV (BNV /)und 
betriebsnotwendiges Eigenkapital gemäß § 6 GasNEV (BNEK /) 

Unter Berücksichtigung der zuvor aufgeführten berücksichtigungsfähigen kalkulatorischen 

Restwerte des Sachanlagevermögens zu historischen Anschaffungs- und 

Herstellungskosten, der berücksichtigungsfähigen Finanzanlagen und des 

berücksichtigungsfähigen Umlaufvermögens ergibt sich das betriebsnotwendige Vermögen 

nach§ 6 GasNEV (BNV /)aus Anlage 3-NB (Zelle H53) bzw. Anlage 4-NB (Zelle C12). 

Abzüglich des Steueranteils der Sonderposten mit Rücklageanteil, des Abzugskapitals und 

des verzinslichen Fremdkapitals ergibt sich das betriebsnotwendige Eigenkapital nach 

§ 6 GasNEV (BNEK /) aus Anlage 3-NB (Zerle H65) bzw. Anlage 4-NB (Zelle C13). 

Die hieraus resultierende Eigenkapitalquote gemäß § 6 Abs. 2 S. 3 GasNEV ergibt sich aus 

Anlage 4-NB (Zelle C14). 
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3.2. 	 Betriebsnotwendiges Vermögen gemäß§ 7 GasNEV (BNV II) und 
betriebsnotwendiges Eigenkapital gemäß § 7 GasNEV (BNEK II) 

Verzinsungsbasis der Eigenkapitalzinsen ist das betriebsnotwendige Eigenkapital, wie es in 

§ 7 Abs. 1 S. 2 GasNEV vorgegeben ist. Im Überblick: 

Kalk. Restwerte des Sachanlagevermögens der betriebsnotwendigen Altanlagen 

zu Tagesneuwerten* Eigenkapitalquote (max. 40 %) 

+ 	 Kalk. Restwerte des Sachanlagevermögens der betriebsnotwendigen Altanlagen 

zu historischen AK/HK *Fremdkapitalquote (min. 60 %) 

+ 	 Kalk. Restwerte des Sachanlagevermögens der betriebsnotwendigen Neuanlagen 

zu historischen AK/HK 

+ 	 Grundstücke zu historischen AK/HK 

+ 	 betriebsnotwendige Finanzanlagen 

+ 	 betriebsnotwendiges Umlaufvermögen 

= 	 Betriebsnotwendiges Vermögen II (BNV II) 

Steueranteil der Sonderposten mit Rücklageanteil 

Abzugskapital 

Verzinsliches Fremdkapital 

= 	 Betriebsnotwendiges Eigenkapital II (BNEK II) 

Zur Ermittlung des betriebsnotwendigen Vermögens nach § 7 GasNEV (BNV //) sind somit 

die kalkulatorischen Restwerte des Sachanlagevermögens der betriebsnotwendigen Alt- und 

Neuanlagen zu ermitteln. Hierbei sind die Anlagegüter des Sachanlagevermögens mit 

denjenigen kalkulatorischen Restwerten zu berücksichtigen, die bei der Bestimmung der 

kalkulatorischen Abschreibungen gern. § 6 GasNEV anerkannt wurden. Darüber hinaus 

finden bei der Berechnung des betriebsnotwendigen Vermögens ggf. weitere Anlagegüter 

des Sachanlagevermögens, soweit deren Betriebsnotwendigkeit nachgewiesen wurde, 

Berücksichtigung, z. B. immaterielle Vermögensgegenstände des Anlagevermögens sowie 

Geleistete Anzahlungen und Anlagen im Bau. 

Grundstücke sind gern. § 7 Abs. 1 S. 3 GasNEV bei der Ermittlung der kalkulatorischen 

Restwerte des Sachanlagevermögens zu historischen Anschaffungs- und 

Herstellungskosten anzusetzen. 

Gemäß § 7 Abs. 1 S. 2 Nr.1, 2 i.V.m. § 6 Abs. 2 S. 4 GasNEV wird auch im Rahmen der 

Berechnung des betriebsnotwendigen Eigenkapitals die Eigenkapitalquote der Altanlagen 

auf höchstens 40 % begrenzt. In der Konsequenz dürfen die kalkulatorischen Restwerte des 

Sachanlagevermögens der betriebsnotwendigen Altanlagen zu Tagesneuwerten maximal mit 
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einem Anteil von 40 % in die Bestimmung der Basis der Eigenkapitalzinsen einfließen. Da 

die Fremdkapitalquote die Differenz zwischen 100 % und der Eigenkapitalquote ist (§ 6 

Abs. 2 S. 5 GasNEV), müssen die kalkulatorischen Restwerte des Sachanlagevermögens 

der betriebsnotwendigen Altanlagen zu historischen Anschaffungs- und Herstellungskosten 

entsprechend mit mindestens 60 % gewichtet werden. 

übersteigt die ermittelte Eigenkapitalquote, die sich aus Anlage 4-NB (Zelle C14) ergibt, 

einen Anteil von 40% so ist diese gemäß § 6 Abs. 2 S. 4 GasNEV auf 40 % zu begrenzen. 

Unter Zugrundelegung dieser Eigenkapitalquote ergibt sich das betriebsnotwendige 

Vermögen gemäß § 7 GasNEV (BNV II) aus Anlage 4-NB (Zelle C20). Das 

betriebsnotwendige Eigenkapital gemäß § 7 GasNEV (BNEK //) ergibt sich aus Anlage 4-NB 

(Zelle C24). 

3.3. 	 Ermittlung des die zugelassene Eigenkapitalquote von maximal 40 % 
übersteigenden Eigenkapitalanteils 

Nach § 7 Abs. 1 S. 5 GasNEV ist der die zugelassene Eigenkapitalquote von maximal 40 % 

übersteigende Anteil des Eigenkapitals nominal wie Fremdkapital zu verzinsen. Soweit das 

nach § 7 Abs. 1 GasNEV berechnete betriebsnotwendige Eigenkapital (BNEK II) mehr als 

40 % des nach dieser Vorschrift ermittelten betriebsnotwendigen Vermögens (BNV II) 

beträgt, ist folglich das betriebsnotwendige Eigenkapital (BNEK ff) in zwei Anteile zu 

zerlegen. Zu bestimmen ist zunächst der Anteil des Eigenkapitals, der die zugelassene 

Eigenkapitalquote nicht überschreitet (BNEK II!: 40 %), sodann der Eigenkapitalantell, der 

die zugelassene Eigenkapitalquote übersteigt (BNEK II> 40 %). 

Bei einer Eigenkapitalquote von mehr als 40 % ist der die zugelassene Eigenkapitalquote 

nicht übersteigende Eigenkapitalanteil (BNEK II s 40%) wie folgt zu ermitteln: 

BNEK II :5 40% = BNV II * 0, 4 

Der die zugelassene Eigenkapitalquote übersteigende Eigenkapitalanteil im Sinne von § 7 

Abs. 1 S. 3 GasNEV (BNEK II> 40%) errechnet sich dann nach folgender Formel: 

BNEK II> 40% = BNEK II- BNEK II s 40% =BNEK II- (BNV II * 0,4) 

Soweit das nach § 7 Abs. 1 S. 2 GasNEV berechnete betriebsnotwendige Eigenkapital 

(BNEK II) nicht mehr als 40 % des nach dieser Vorschrift ermittelten betriebsnotwendigen 

Vermögens (BNV //) beträgt, hat demgegenüber keine Aufteilung des BNEK II zu erfolgen. 

Denn ein die zugelassene Eigenkapitalquote übersteigender Anteil des Eigenkapitals ist in 

diesem Fall nicht gegeben. 
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3.4. 	 Ermittlung des auf die Neu- und Altanlagen entfallenden Anteils am 
Eigenkapital 

Zur Festlegung der Basis für die Eigenkapitalverzinsung ist das betriebsnotwendige 

Eigenkapital (BNEK II) auf Neu- und Altanlagen aufzuteilen (§ 7 Abs. 3 S. 1 GasNEV). Die 

Aufteilung erfolgt nach den Maßgaben, wie es in§ 7 Abs. 3 S. 2 und 3 GasNEV vorgegeben 

ist. Der Anteil der kalkulatorischen Restwerte der Neuanlagen zu Anschaffungs- und 

Herstellungskosten (Anteil SAVneu) ergibt sich aus dem Quotienten aus den 

kalkulatorischen Restwerten der Neuanlagen zu Anschaffungs- und Herstellungskosten und 

den kalkulatorischen Restwerten des gesamten Sachanlagevermögens und somit der 

Summe aus den kalkulatorischen Restwerten (RW) der Alt- und Neuanlagen (SAValt und 

SAVneu). 

Kalk. RW des Sachanlagevermögens der Neuanlagen zu AK/HK 

I [ Kalk. RW des Sachanlagevermögens der betriebsnotwendigen Altanlagen zu 

Tagesneuwerten* Eigenkapitalquote nach§ 6 Abs. 2 GasNEV (max. 40 %) 

+ 	 Kalk. RW des Sachanlagevermögens der betriebsnotwendigen Altanlagen zu 

historischen AK/HK *Fremdkapitalquote nach§ 6 Abs. 2 GasNEV (min. 60 %) 

+ 	 Kalk. RW des Sachanlagevermögens der Neuanlagen zu historischen AK/HK] 

Anteil SAVneu 

Der Anteil der Altanlagen am Sachanlagevermögen (Anteil SAValt) ergibt sich aus der 

Differenz zwischen 100 % und dem Anteil des Sachanlagevermögens der Neuanlagen 

(Anteil SAVneu). 

Der Anteil der Altanlagen am Eigenkapital ergibt sich aus Anlage 4-NB (Zelle C26). 

Der Anteil der Neuanlagen am Eigenkapital ergibt sich aus Anlage 4-NB (Zelle C27). 

3.5. 	 Ermittlung der Zinsen für die beiden Eigenkapitalanteile 

Die Beschlusskammer 4 der Bundesnetzagentur hat mit Beschluss vom 31.10.201 1, unter 

dem Aktenzeichen BK4-11/304, den Eigenkapitalzinssatz für den Anteil des Eigenkapitals, 

der die zugelassene Eigenkapitalquote nicht übersteigt, für Neuanlagen auf 9,05 % und für 

Altanlagen auf 7, 14 % nach Gewerbesteuer und vor Körperschaftsteuer festgelegt. 

Oie Verzinsung des Eigenkapitalanteils, der die zugelassene Eigenkapitalquote nicht 

übersteigt, errechnet sich demnach wie folgt: 

BNEK II s 40% *Anteil SAVneu * 9,05 % + BNEK lf s 40% *Anteil SAValt * 7, 14 % 
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Verfügt der Netzbetreiber hingegen nicht über Sachanlagevermögen sind die Bilanzwerte mit 

dem für Neuanlagen geltenden Eigenkapitalzins zu verzinsen. 

Der die zugelassene Eigenkapitalquote übersteigende Anteil des Eigenkapitals wird gemäß § 

32 Abs. 8 GasNEV ab dem 01.01.2013 nach § 7 Abs. 7 GasNEV verzinst (§ 7 Abs. 1 S. 5 

GasNEV). Der Zinssatz bestimmt sich gern. § 7 Abs. 7 S. 1 GasNEV als Mittelwert des auf 

die letzten zehn abgeschlossenen Kalenderjahre bezogenen Durchschnitts von drei durch 

die Deutsche Bundesbank veröffentlichten Umlaufsrenditen. Im Einzelnen ergeben sich 

diese Werte aus der 11Umlaufsrendite festverzinslicher Wertpapiere inländischer Emittenten ­

Anleihen der öffentlichen Hand", aus der .Umlaufsrendite festverzinslicher Wertpapiere 

inländischer Emittenten - Anleihen von Unternehmen (Nicht-MFls)" sowie aus der 

„Umlaufsrendite inländischer Inhaberschuldverschreibungen - Hypothekenpfandbriefe".1 

Die anzuwendenden Zinsreihen sind die Folgenden: 

Es leitet sich für die genannten Papiere im Zeitraum 2001 bis 2010 eine durchschnittliche 

Rendite von 4, 19 % ab. 

Diese Reihen können der Kapitalmarktstatistik der Deutschen Bundesbank entnommen 
werden. 
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3.6. Berücksichtigungsfähige Eigenkapitalverzinsung 

Bis zu der zu Grunde zu legenden Eigenkapitalquote von 40 % ergibt sich die Verzinsung auf 

das betriebsnotwendige Eigenkapital gemäß § 7 GasNEV (BNEK II) aus Anlage 4-NB 

(Zellen C31 und C32). Für das die Quote von 40 % übersteigende betriebsnotwendige 

Eigenkapital gemäß § 7 GasNEV (BNEK II) ergibt sich die Verzinsung aus Anlage 4-NB 

(Zelle C33). 

4. Kalkulatorische Gewerbesteuer 

Gemäß § 8 GasNEV kann im Rahmen der Ermittlung der Netzkosten die dem Netzbereich 

sachgerecht zuzuordnende Gewerbesteuer als kalkulatorische Kostenposition in Ansatz 

gebracht werden. Bei der Genehmigung der Netzentgelte wird daher ein kalkulatorischer 

Gewerbesteueransatz auf der Grundlage der anerkannten kalkulatorischen 

Eigenkapitalverzinsung berücksichtigt. Bei dem von der Bundesnetzagentur festgelegten 

Eigenkapitalzinssatz handelt es sich um einen Zinssatz nach Gewerbesteuer und vor 

Körperschaftsteuer.2 Ein Abzug der kalkulatorischen Gewerbesteuer bei sich selbst erfolgt nicht.§ 8 

S. 2 GasNEV ist entfallen. 

Die nach § 8 GasNEV anerkennungsfähige Gewerbesteuer ist allein nach den 

kalkulatorischen Maßstäben der GasNEV zu ermitteln. Die in der netzspezifischen Gewinn­

und Verlustrechnung als zusätzlicher Gewinn erscheinende Differenz zwischen den 

kalkulatorischen Abschreibungen und den bilanziellen Abschreibungen (sog. Scheingewinn 

bzw. -verlust) ist somit nicht Teil der Bemessungsgrundlage für den kalkulatorischen 

Gewerbesteueransatz. Dies ist von der höchstrichterlichen Rechtsprechung bestätigt worden 

(siehe etwa BGH v. 14.08.2008, KVR 34/07 - SW Speyer, Rn. 86 ff.). 

Entsprechend einem rein kalkulatorischen Ansatz wird auf die zusätzliche Berücksichtigung 

von weiteren Zurechnungen und Kürzungen bei der Bemessungsgrundlage verzichtet (BGH, 

KVR 81/07, S. 10). 

Die kalkulatorische Gewerbesteuer wurde nach der Formel 

[BNEK //s40% *Anteil SAValt * 7, 14 % + BNEK II S 40% * Anteil SAVneu * 9,05 % 

* + BNEK II> 40% * 4, 19 %] * Hebesatz * Messzahl 

berechnet. Die zu berücksichtigende kalkulatorische Gewerbesteuer wird in Anlage 5-NB 

(Zelle C16) ausgewiesen. 
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5. Kostenmindernde Erlöse und Erträge gemäß § 9 Abs. 1 GasNEV 

5.1. 	 Erlöse aus Konzessionsabgaben (Ziffer 5.1) 

Der Netzbetreiber macht Erlöse aus Konzessionsabgaben in Höhe eltend. 

Die Beschlusskammer hat, wie oben bereits erläutert, die gegenüber dem Ansatz im 

Tätigkeitsabschluss vom Netzbetreiber gekürzten Erlöse aus Konzessionsabgaben in Höhe 

vo wieder hinzugerechnet. 

Die Entgelte des Netzbetreibers für den Gasnetzzugang werden exklusive der 

Konzessionsabgabe gebildet; Kosten und Erlöse aus Konzessionsabgaben sind daher nur 

ein durchlaufender Posten der Kostenkalkulation. Insofern wurden die Aufwendungen für 

Konzessionsabgaben mit den entsprechenden Erlösen neutralisiert. 

5.2. 	 Erträge aus Kassenbestand, Guthaben bei der Bundesbank und 
Kreditinstituten (Ziffer 5.7.2.6) 

Der Netzbetreiber macht unter der BAB- P ition 5.7.2.6 Erträge in Höhe 

geltend. Diese waren in Höhe von u berücksichtigen. 

Soweit die Beschlusskammer den Ansatz des Netzbetreibers bezüglich des 

Umlaufvermögens bei der Ermittlung der berücksichtigungsfähigen Eigenkapitalverzinsung 

gekürzt hat, hat die Beschlusskammer im selben prozentualen Verhältnis auch die von dem 

Netzbetreiber angesetzten Zinserträge gekürzt. 

5.3. 	 Erlöse aus Differenzmengen (Ziffer 5.8.5) 

Der Netzbetreiber macht unter der SAS-Position Erlöse in Höhe - eltend. Die 

Beschlusskammer hat die vom Netzbetreiber gekürzten Erlöse aus Differenzmengen i.H.v. 

ieder hinzugerechnet und damit den angefallenen Aufwendungen für 

Differenzmengen Erlöse in gleicher Höhe gegenüber gestellt. 

5.4. 	 Andere sonstige Erträge (Ziffer 5.8. 7) 

Der Netzbetreiber macht unter der BAB- Positio • ~ - • • • 1 ­

geltend. Diese waren um einen Betrag in Höhe vo 

Der Netzbetreiber führt im Bericht nach § 28 GasNEV aus, dass er Erträge aus der 

Kostenübernahme des Landes Brandenburg für Sanierungsmaßnahmen in Höhe von 

ieser Position unberücksichtigt lasse. Diese Erträge stellen aus Sicht des 

Netzbetreibers eine Besonderheit des Geschäftsjahres dar, die er vollständig im Rahmen der 

Netzkostenermittlung nicht berücksichtigt. 
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Diese Erträge sind Bestandteil des Tätigkeitsabschlusses des Geschäftsjahres 2010. Sie 

sind damit im Geschäftsjahr 2010, welches das Basisjahr zur Ermittlung des 

Ausgangsniveaus bildet, angefallen. Damit sind sie gemäß § 9 Abs. 1 GasNEV im Rahmen 

der Netzkostenermittlung zu berücksichtigen. Es ist für die Beschlusskammer kein sachlicher 

Grund erkennbar, warum diese Erträge völlig unberücksichtigt bleiben sollten. Es handelt 

sich hinsichtlich dieser Erträge um eine Besonderheit des Geschäftsjahres, die aus den oben 

genannten Gründen zu - erücksichtigen sind. 

Geschäftsjahres 

Insgesamt waren somit „Andere sonstige Erträge" in Höhe von 

berücksichtigen. 
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Bestimmung des Ausgangsniveaus für die 2. Regulierungsperiode gern.§6 Abs. 1 ARegV 
• Netzkosten • 

Staotwetk• B3d 0..IUQ GmbH 
8~111823911 
12001'3<4 
1 

Nummer Kostenart 

" 
12 


13 
 1.1 

,. 1.1.1 davon Aulw•u>Clungen lür Rot>-. HCl$o und Belrlebsstm:e 

1.1.1 115 

1.1.12 


„ 11.1.3 

'8 

Au!Wendung.n für die 8oschatfung von En!spannungsenerg·o 

_ 

·· 

4l 1.5.1 

davon Auf-.duogen IOr beZOQcne Leistungen 

Aurwendunoon an VO<l;eklgerta Nclzbetreibe< 

Aul~ngen Kir dUrdl Oritto crbrachlO Wartungs- und lostandha'lungo!elstungan 

Aulwondungon fur 010 8eseh•lfung von Ausglelc:tlsenorgie für den BastSbllanuusglelcn 

Ulhna und Gellilltor 

Ansttzl>oro betneb c:ne Sltuern (ouller Gewerbesteuer. K<kpersdlaftsteuer, E1nkcmmons:eu... und Sclodaritltnuschlag) 

Sonabgo bet/lvblcn& Kosten 

1.5.2 dovon 10< die Erstcllung/Bet;t11$tellung elnas lnformatlonssystems Ooer die Kapazit~tsnuslasturig (§ 10 Ga•NZV o.F .) •• 

•• 

1.6.3 davon aus der Vorgabo •ur Rcduzlorung dor MMctgo!>loto gem6B § 21 Abs. 1 GuNZV 

davon IC1rd1a Erruk:htung und den Be~leb el""r Hand<llsplatllonn § 12 GasNZV (§ 14 Abi. 1 GAsNZV „F.) 

1.5.5 davon IOr croe Durc:hlllhning der Versteigerung noch § 10Abs. 6 GasNZV a.F. 

1.58 davon ous v<lrtraglichen Vo•elnl>arungen mit Crit'.en nach § 9 Abs. 3 Nr. 1 GasNZV (§ 8 Abs. 3 S 2 NJ 1 G-:isNZV a.F) 

1.5.7 davon Wartung und lnstandsow.ng 

1.5.8 50 „ 1.5.9 davon Million. sonsUll'I Pachtzln$Cn. 50<lstigo___ -=..ra_en._;..Gob__ n 11R_d_Bc_il!Ag...:;_o____ _ ______Lca_sing _1 _ 01vo__ _ _ _ 

1 .~.10 davon V~S> -
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Nl.Wnmer 

1.5.11 

1.5. 12 

1.5.13 

1.5.14 

1.515 

1.5 .17 

1.518 

1.5.19 

2 

2.1 

64 2.2 

•S 2.2 1 

OS 222 

S7 2.3 

65 2.3. 1 

•• 2.32 

3 

71 

n l.a. 

"' 5 

74 51 

52 

53 

SA 

5.5 

56 

5.7 

' 5.71 

!12 5.71 .1 

83 5.7.1.2 

„ 5.7.2 

85 5 72.1 

llR 5.7.2.2 

„ 5.7.2.3 

„ 5.7.24 

89 5.7 2.5 

"" S.7.2.6 

91 S.7.2.7 

5.8 

• 5.8.1 

Bestimmung des Ausgangsniveaus fOr die 2. Regul ierungsperiode gem. § 6 Abs. 1 ARegV 
- Ne12kosten ­

Slad1wet'<e Sad 9eltlsl GmbH 
111(9.'1/82391/ 
12001<13oe 
1 

dr;on Rolsek0Sl80 und AuslOS'-"11"" 

davon Bowir1ung und Gesc;l>enke 

Konenart 

davon Efnzolw"'1l>'1tlcl'<lgungon und Absd>relbtr.gf>n atl! Fordel\Jngen 

davon Entgdo lllr vetmiodGne Nol2kosten nach § 20a GasNEV 

davon Sono~g"s 

K•lkuJetorlscho Abschtofbungen 

Absct1rcib<Jng1n Jmmatari&nos Anlagevermögen 

Kon11t11 onen, gewerbl<:ho Schutuectite und ällnlid>e Rccllto uod Weft& sow'e Lizenzen an $Olchen Rechton und Worten 

AbschrcibUngen ...,i Flnanun'llll'I" 

Nolzl<oaten La. vor Ah<ug de< kosteruninclemden Elt6se 

Erlas. eus KonztSSIOOsabgabon 

Son1tlg1 Zlnsan und 6Ml!che ErWgo 

davon Ertrige awi C."""Poo~ng 

Ertrage out FotdeM>gen, aon•llgen Vem>Ogensgegenstllnden, Wertpap1•1'!n und tlqu!c»n Mrltolri 

Ertrllge ous Fordervngon gegenüber verbundenen Untoo>cMl&n (z.B. Cash-Poolong) 

Ertr8go ous Fordorvng811 gegon Untemellmen. mit denen otn Betei!gungsvomG!lnll besteht 
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Anlage 1-NB 

Bestimmung des Ausgangsniveaus für die 2. Regulierungsperiode gem. § 6 Abs. 1 ARegV 
- Netzkosten ­

Stad!wetlle Bad BolZla GmbH 
BK9-11/8239V 
12001434 
1 

Num""'r 

58.1.1 

5.8.1.2 

S.8 1.3 

58.1.4 

5.8.1.5 

S.8.2 

5.8.3 

5.84 

585 

5.8.8 

EtlOse au1derHerste"ng1>esummter Ga1bosclloffonheiton 

Erlöse aus Nominioruro50<1attverfahren 

Koetenort 

Net21<0S1en 
gem. NeUbe«eiber 

Nlctit zul\lcl\gHtellte El1ö$O ou• Vorste1g0Mlgon gwnia § 10 AW. 6 GasNZV a.F. 

Eiiöse 8U$ Auflilsungen •on ROcMlelllngo(I gemäß § 10 Abs. 6 GasNZV a.F. 



II 

e 0 

Anlage 2.1-NB 

BesUmmvng des Ausgangsniveaus fDr die 2. Regullerungaperlode gem. § 6 Aba. 1 ARegV 
-Kalkulatori$cho Absthrelbungon ­

s~. e"'8"'lV cn11 
UQ.llla239V 
1200104 
1 

tu•":atortsdwo A,b:t.QreilbU!\g 
aufAMtK.S...ls 
IOrHEW...l&een 



II 

A B c 0 E F 0 

Anlage 2.2-NB 

Bestimmung des Ausgangsniveaus für die 2. Regullerungsperiode gern.§ 6 Abs. 1 ARegV 
- Kalkulatorische Restwerte des Sachanlagevermögens ­

Stad!wefl<e Bad Bel2ig GmbH 

6K9-11/8239V 

12001434 

1 


Anlage119ruppen 

Grundstuck.~en, BavU.n IQr Transportwesen 
12 

$ Gleis-anlagen,. Eisenbahnwagen
1

16 CescMm„...•tat!ung (ohne EDV. Werilz•.,ge/Gerlllo): Vermil!lung<o!Mchlungen 

K1Jkula1orlschor RMtwort KalkulatoriSc:her Rtstwer1 Kalkulatorischef" RestWGn Kalkul• 1onscher Restwert Kalkul;itori.cher Restwert Katkulotonscher Rostwert 

'"'AKIHl<.ßa•is
fOrALT-Anlag<ln 

allf TNW.Oasis 
fUrALT-Anl1g•n 

auf AKIHK-8as1s 
!QrNElJ.Anlogen 

'"' A!VHK-Bnis 
fO r ALT-Anla~n 

our TNW-Bosis 
tot AL T-Anlag<!n 

auf AKIHK-B;uis 
ru, NEIJ-Anlogen 

(Anfongsbestond) (Allfongsbffland) (Anlang,sbeotond) (EndbG$tand) (Endbesund ) l Endb„und) 

Gosl>etläller
23 

Erdgosverdlchtu"g
24 

Gasreinig1.1ngsat11agen
25 

is Piping und Armaturen 

G1$1TICUon!agen 
27 



" 

RoMe!W"1)M'H1u1onschlusslol~n Polyelllylon (PE-HD) 

•ft Hau•druckffglorlUhterregler 

Siche"1eitselnr1o!>toogen (Mo„„ Rogel- und ZAINornnlagen) 

Lei~ und Enotglelccl1nik (Meu-. Regel- Uld Zihioratl!1gen} 

Nebenanlagen (M•"·· Rege~ uMZihlef'llnlagon) 

B c D E 

Bestimmung des Ausgangsniveaus für die 2. Regulierungsperiode gem. § 6 Abs. 1 ARegV 
- Kalkulatorische Restwerte des Sachanlagevermögens -

Stadtwo<l<e Bad Botzlg GmbH 
BK9·11/8239V 
12001434 
1 

Kalkula'tori:Kher Ro$tw~rt 
auf AK/HK.ßas~ 
für ALT-Anlagen 

(Anfangsbutand) 

Kolkulitot'i•Cher Rütwert 
ou!Th'W-6Nls 

lllt ALT-AnlallOn 

(AnfangabHtand) 

KdwlatoriteMr RH1wert 
0,1# Al<IHK-8asis 
für NEU.Anlagen 

(Anfan91bu1'1nd) 

Kalkulatorische:r Re'5twert 
MdAKIHK-6Ni& 
fllrALT-Anl1gen 

(EndbHta.nd) 

Kllkul•torischtr Rfflwert 
aul TNW.Ba>ls 

fOrAl.T-Anlagcn 

(F.n<lbnt1nd) 

G 

Anlage 2.2-NB 

Klllrulatorischer RHtwert 
auf Al</HK.8oels 
für NEU-Anlagen 

(Endbest1nd) 

11 

40 

Motchschlcuaen
43 

so 

5 

55 GESAMT 

Sel•S wn22 
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BestlmmlA'lg des Ausgangsni

0 

ve•us tllr eile l. RoguUM.ngsperiode gern.§ 6 Abs. 1 ARegV 
• B<!ttlel>s-ndlges Venn6gon 11 S«!Mbsnotwendigos EiQe<llcapit•l I • 

...,_ 

Anlage 3-NB 

Dl'fff'enl.: liti~11Ofm.C.sN(V .1 
Mm.t-r\9""· M•t:klrdW 
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Anlage3-NB 

Be&timmung des Ausgangsnlvuus für die 2. Reguliorungspet1ode gem. § 6 Abs. 1 ARagV 
• Bettlobsnotwendigos Vermögen I / Betriebsnotwendlges Eigenkapital I • 

~:Ml~t-"1. Ga11„EV J 
„a:etw.rt~HiPttbetn:lbcr 

0.22. 

rcwdtt\orlpg.-i U...rM~. mit et.Mn•" 
~aM'l'IMrli bMfMlt 

__„ 

Efhi.\$0n0 BA.ulo•••na1tet11.ls21 oirl!ICM.e.tir;h ~tmtrUl1611'19ftl dot MscN1.11..na 
""'~"'°"~~----. 

-·-..... t•OH>l<V-•Q 
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Anlage4-NB 

Bestimmung des Ausgangsniveaus für die 2. Regulierungsperiode gern. § 6 Abs. 1 ARegV 
- Kalkulatorische Elgenkapltalverz.insung gem. § 7 GasNEV ­

Stadtwerl<o Bad Be!zlg GmbH 
BK9-1118239V 

12001434 

Position 

12 Betrtebsnotwendlges ven009en gern. § 6 GasNEV (BNV ~ 

13 Belriet>snotwend)ge3 Elgenk.apltal gem. § 6 GasNEV (BNEK 1) 

Eigenllapctalquote Qem. § 6 Absatz 2 GasNEV (EKQ 1)
14 

Fremdkapitalquote gcm. § 6 Absntz 2 GasNEV (FKQ IJ 

1 

17 

1 

15 

Kalkulatorische Reslwot1e Anlagevermögen Altanlagen zu AK/HK m~ mtt der FrenulkapitalqU<te gem. § 6 Absatz 2 GasNEV 

Klllkulatorische Restwerte Anlagevermögen Manlagen zu TNW multipliziert m~ der Elgenka;>italquotc gern. § 6 AbsBIZ 2 Ga sNEV 

Ka!ktAa:orische Res~erte Anlagevermögen Neuanlagen zu AKIHK 

15 
Bllanzwene dor bett.ebsnoiwendlgen Flnanzantagen und Bilanzwerte des betriebsnotwendlgen UmlaufvermOgens 

20 Betllebsnotwondljjes Ve~n Qilm. § 7 GasNEV (BNV II) 

21 Steueranteil der Sonde<po!l\en m:1 Rllc!dageante11 

Abwgskapit!JI
22 

23 VerzinSliches Fremd<apital 

24 Betri(tb&notwendlges E igenkapital gem. § 7 GasNEV (BNEK U) 

25 

27 

28 

Eigenkapitalquote gern. § 7 GasNEV (EKQ II) 

auf AJtanlagen en11alender Ante1 des betriebsnotwendigen Eigenkapitals gem. § 7 Absatz 3 GasNEV 

oof Neuanlagen enllallonder Ante~ dC$ belliebsnotwendigen Eigenkapltals gem. § 7 Absa12 3 GasNEV 

BettlebsnOtweneige• Eigenkapital gern.§ 7 GasNEV bis EKQ =40 % - davon onltallend auf Alta~en 

Betlfabsnotwendiges Eigenkapital gern. § 7 GasNEV bis EKQ = 40 % - davon enttalend aufNeuanlagen 

30 
8etrlebsnotwendlges Eigenkapital gern. § 7 GasNEV über EKQ =4D % 

Verzinsung d&s be~bsnolwendlgen Eigenla!pilBls (§ 7 GasNEV) b;s EKQ • 40% - davoo er.!fallend allf Allanl agen 

3 Vorzlns1.11g des betriel>snotwendigen Eigenkapitals (§ 7 GasNEV) bis EKQ =40% - davon eo11oUond auf Neuanlagen 

33 Veninsong des belriebsnotwendigen E'ig~s (§ 7 GasNEI/} Ober EKQ =40% 

SUMME ElgonkapHarvorzi11sung 

31 

34 

Seite 9wn 22 
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3 
4 

5 

6 

7 

8 
9 

10 

Unternehmen 

Aktenzeichen 

Betriebsnummer 

Netznummer 
EHB 

Bestimmung des Ausgangsniveaus für die 2. Regulierungsperiode gern. § 6 Abs. 1 ARegV 
- Kalkulatorische Gewerbesteuer gern. § 8 GasNEV ­

Stadtwerke Bad Belzig GmbH 
BK9-11/8239V 

12001434 

Anlage 5-NB 

11 

12 

13 

14 

15 

16 

Position Positionen gem. GasNEV 

Hebesatz 

Steuermesszahl 

Gewerbesteuersatz 

Kalkulatorische Eigenkapitalverzinsung gern.§ 7 GasNEV 

Kalkulatorische Gewerbesteuer gem. § 8 GasNEV 

Seite 1 O von 22 
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Bestimmung des Ausgangsniveaus für die 2. Regulierungsperiode gern.§ 6 Abs. 1 ARegV Anlage 6-NB 
Um@tl'dlmen 
~M!n 

- St:adM..mt SM ße1?1,, ~~H 
~l1J82J.W - Ermittlung der berücksichtigungsfilhigen kalk. Restwerte uncl kalk. Abschreibungen des Sachanlagevermögens ­

Bot~r.!lt'lmct7 12001«W 
N'~\W!'I~ 

9 

,. 

, 
EHS 

' 



0 
V w M A8 

~SadfWt'iO~M 
9Ka-·1 1J823W 
i-:001Cl4 
1 

" 




i 


1 




~@.ad8.ti:l."1CmbM 
81(9.ttifJ23iV 
12001<04 
1 

c 
G „ 

Bestimmung des Ausgangsniveaus für die 2. Regulierungsperiode gern.§ 6 Abs. 1 ARegV 
• Ennittlung der berückslchtlgungsfähigen kalk. Restwerte und kalk. Abschreibungen des Sachanlagevermögens • 

K0tr1>kt„bt..siwf 

'''"'""t•l 

" N 

Anlage 6-NB 



c 0 
w X 

AB 

Sta~M.ooSONl.oGmbH 
8KJ>.11A!23W 
12tl0f434 
l 



1 

1 



" c 

-­.. 

G H 

Bostlmmung des Ausgangsniveaus für die 2. Regullerungsperlodlt gom. § 6 AM. 1 ARogV 
• ErmlttluO!J der berilckslchtigungstählgen kalk.. Restweno und ltallc. A.bSChre11>ungen des Sa<:Minlagevermögens • 

...._-IQ 

M 

Anlage 6-NB 



~r-.BadUz\CiG.."'*H 
~11~ 
1200104 
1 

e 0 

-

0 V w M •• 

1•~22 





Stldtiilocit.c: 6ld BWO GmbH 
61(9.11JMJ9V 
1200fq.t 

' 

G 

" 
Bestimmung des Ausgangsniveaus für die 2. Regulierungsperiode gem. § 6 Abs. 1 ARegV 

- Ermittlung der berOckslchtigungsfllhigen kalk. Restwerte und Kalk. Abschreibungen des Sachanlagevermögens ­

Anlage 6-NB 



c 0 
u V w M 

0 

•• 
Ume:l'Ntll1W!tt S~b~Bfl~CrtlbH 
A.\t11:~ 8K$-llm239V 
e.:i~r'll"""* 12!;)01434 
Netzl'-.itnfne!r 1 

t:tm 
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Anlage R 

Berechnung der Zu- und Abschläge auf die Erlösobergrenzen der zweiten Regulie­

rungsperiode zum Ausgleich des Regulierungskontosaldos 

1. Vorbemerkungen„ .. „ ... .. „ ... „ . . ........... „ .. . „ „ .... „ ... . „ „„„..... „ .„.... „ .... „. „ „ „ „ .. „„ „ . „ „ 1 

2. Positionen im Regulierungskonto. „ „ .. „ „ „. „ .. „ „ .. „ „ „. „ . „ .„. „. „ .. „. „ .. „. „ „ „ . „ ..... „ .... 2 

2.1. 	 Differenz zwischen zulässigen Erlösen und erzielbaren Erlösen .. „ „ „ ... „ .. „ „ .. „„ „ „ 2 
2.1.1. Zulässige Erlöse .„ „„.. „ .. .. „ „ .... „ „ „ „ .. . „ „ „ „ „ .. ... „ „„ „ . „ „ . „ .„ ... .. „ .. .. ..... „ .. ....... 2 


2.1.1 .1. Zulässige Erlöse 2009 „ „. „ „ .. „ „. „ .. „ .. „ „ .... „ ... „ .. „ „ .. „„... „ ..... „ „„..... „ .. ...... 3 

2.1.1 .2. Zulässige Erlöse 2010 .. .......... .... .. .. ... ... ... ............. .. ... .... .... ..... ... ....... .. .. .... ... . 4 

2.1.1.3. Zulässige Erlöse 2011 „ . „ „ „„ „ „ .„ „„ „ „ „„„ „ .. „„. „ „. „.„„. „ „ „ . „ „. „ ... „. „„ .... 6 

2.1.2. Erzielbare Erlöse „ „ . „ .„ „ „ „ „ „ „ .... „. „ „. „ „. „ .. „ .... „ „ ... .. „. „. „ . „ ..... „ ... .... .. „ „ „. „ 8 

2.2. 	 Differenz aus vorgelagerten Netzkosten „ . „. „ „ . „ „. „. „ „ .. .. „ .. „ . „ . „ . „ . „ „ „„. „ „ . „ . „ „ .. 9 
2.3. 	 Differenz aus volatilen Kostenanteilen „ „ „ „ „ „ „ . „ .. „. „ „ „ „. „ „ .. „. „ „. „ „. „ „ . „ „ ... . „ „ 1 O 
2.4. 	 Differenz zwischen den für das Kalenderjahr entstehenden Kosten des 

Messstellenbetriebs oder der Messung und den in der Erlösobergrenze 
diesbezüglich enthaltenen Ansätzen„.„..„„„.. „ „ .„ „„ „ . „„.„. „ .. „. „ . „ „ „ ... „ „ .. „ ... „. 1O 

3. Ausgleich des Regulierungskontosaldos der ersten Regulierungsperiode ... „ „ ... „ 11 
3.1. 	 Bestimmung des Regulierungskontosaldos zum 31.12.2011„.„.. „ „ „ „ „„.. „„ .. ... „.11 
3.2. 	 Bestimmung der Bemessungsgrundlage für die Berechnung der Zu- und 

Abschläge .... .. „.„.. „ .. .... „ ... „ „„„... .. „ .„ ... „.„.„... „ .„ „ „ .. „.„ .„ .. . „ „„... „.„ .. .. „„ „ „ „ .. 12 
3.3. 	 Berechnung der Zu- und Abschläge „ „ „ „ „ . • „ „. „ „ .. „ „ .. „„. „ . „. „ ..... „ „„„ .. „ „. „ „ „ „. 13 

1. Vorbemerkungen 

Zur Ermittlung der Erlösobergrenzen für die zweite Regulierungsperiode sind gemäß §§ 5 

Abs. 4, 34 Abs. 2 RegV Zu- bzw. Abschläge zu ermitteln, die sich aus dem Saldo des Regu­

lierungskontos zum 31 .12.2011 ergeben und diesen ausgleichen. Die Zu- und Abschläge 

sind gemäß§ 5 Abs. 2 S. 3 ARegV zu verzinsen. 

Für die Berechnung der Zu- und Abschläge auf die Erlösobergrenzen der zweiten Regulie­

rungsperiode wird zunächst der Saldo zum 31 .12.2011 ermittelt. Dieser wird sodann um ein 

Jahr aufgezinst, um zu berücksichtigen, dass die Auflösung des Regulierungskontosaldos 

erst im Jahre 2013 beginnt. 

Der Ausgleich des aufgezinsten Saldos zum 31 .12.2011 erfolgt in 5 gleichmäßigen Raten ab 

dem Jahr 2013. Zusätzlich erfolgt eine Verzinsung des im jeweiligen Kalenderjahr durch­

schnittlich gebundenen Saldos nach§ 5 Abs. 4 S. 3 ARegV. Der Zinssatz für die Aufzinsung 

im Jahr 2012 und den gesamten Auflösungszeitraum entspricht dem 10-jährigen Durch­

schnitt der von der Bundesbank veröffentlichten Umlaufsrenditen "festverzinslicher Wertpa­

piere inländischer Emittenten" der Kalenderjahre 2002 bis 2011 in Höhe von 3,58 %. 
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2. Positionen im Regulierungskonto 

Die einzelnen Positionen im Regulierungskonto ergeben sich aus § 5 Abs. 1 ARegV. Für den 

Gasbereich sind dies im Einzelnen: 

1. 	 die Differenz zwischen den nach § 4 RegV zulässigen Erlösen und den vom Netz­

betreiber unter Berücksichtigung der tatsächlichen Mengenentwicklungen erzielbaren 

Erlösen (§ 5 Abs. 1 S. 1 ARegV), 

2. 	 die Differenz aus den tatsächlichen und den in der Erlösobergrenze enthaltenen Kos­

ten aus der erforderlichen Inanspruchnahme vorgelagerter Netzebenen (§ 5 Abs. 1 

Satz 2 ARegV i. m. V.§ 11 Abs. 2 S. 1 Nr. 4 ARegV), 

3. 	 die Differenz aus den im jeweiligen Kalenderjahr entstandenen Kosten nach § 11 

Abs. 5 ARegV (volatile Kosten) und den in der Erlösobergrenze diesbezüglich enthal­

tenen Ansätzen(§ 5 Abs. 1 S. 2 ARegV i. V. m. § 11 Abs. 5 ARegV) sowie 

4. 	 die Differenz zwischen den für das Kalenderjahr bei effizienter Leistungserbringung 

entstehenden Kosten des Messstellenbetriebs oder der Messung und den in der Er­

lösobergrenze diesbezüglich enthaltenen Ansätzen, soweit diese Differenz durch Än

derungen der Zahl der Anschlussnutzer, bei denen Messstellenbetrieb oder Messung 

durch den Netzbetreiber durchgeführt wird , oder durch Maßnahmen nach § 21 b 

Abs. 3a und 3b EnWG sowie § 44 GasNZV verursacht wird (§ 5 Abs. 1 S. 3 ARegV). 

Gemäß § 34 Abs. 2 ARegV wird der Regulierungskontosaldo abweichend von § 5 Abs. 4 

ARegV für die ersten drei Jahre der ersten Regulierungsperiode ermittelt. Die jeweils in den 

Jahren 2009, 2010 und 2011 entstandenen Differenzen sind der Anlage R1 .2 zu entnehmen. 

2.1. Differenz zwischen zulässigen Erlösen und erzielbaren Erlösen 

Gemäß § 5 Abs. 1 S. 1 ARegV ist die Differenz der zulässigen Erlöse und der vom Netz­

betreiber unter Berücksichtigung der tatsächlichen Mengenentwicklung erzielbaren Erlöse im 

Regulierungskonto zu erfassen. 

2.1 .1. Zulässige Erlöse 

Die zulässigen Erlöse bestimmen sich gemäß § 4 ARegV. Dabei ist die gemäß § 4 Abs. 1, 2 

ARegV bestimmte Erlösobergrenze nach Maßgabe von § 4 Abs. 3 bis 5 ARegV kalender­

jährlich vom Netzbetreiber anzupassen. Gemäß § 24 Abs. 3 ARegV finden im vereinfachten 

Verfahren § 4 Abs. 3 S. 1 Nr. 2 ARegV mit Ausnahme von § 4 Abs. 3 S. 1 Nr. 2 ARegV in 

Verbindung mit § 11 Abs. 2 S. 1 Nr. 4 und 8 ARegV keine Anwendung. 

­
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Anpassungen der jeweiligen kalenderjährlichen Erlösobergrenze aufgrund von dauerhaft 

nicht beeinflussbaren Kostenanteilen nach § 11 Abs. 2 S. 1 Nr. 1 bis 3, 6, 7 und 9 bis 11 , 13 

und 14 ARegV sowie§ 11 Abs. 2 S. 2 und 3 ARegV (§ 4 Abs. 3 S. 1 Nr. 2 ARegV) sind somit 

im vereinfachten Verfahren nicht zulässig. § 11 Abs. 2 S. 1 Nr. 8 ARegV findet im Gasbe­

reich keine Anwendung; Anpassungen der Kosten für die erforderliche Inanspruchnahme 

vorgelagerter Netzebenen (§ 11 Abs. 2 S. 1 Nr. 4 ARegV) fließen im Rahmen eines Plan-lst­

Abgleichs in das Regulierungskonto ein (s. Abschnitt 2.2). 

Anpassungen können sich im vereinfachten Verfahren aufgrund von Änderungen des 

Verbraucherpreisgesamtindexes nach § 8 ARegV (§ 4 Abs. 3 S. 1 Nr. 1 ARegV) ergeben. 

Weiterhin können Anpassungen aufgrund von Mehr- und Mindererlösen nach § 34 Abs. 1 

ARegV i. V. m. § 10 GasNEV (Periodenübergreifende Saldierung) sowie einer Mehrerlösab­

schöpfung nach§ 34 Abs. 1 ARegV i. V. m. § 10 GasNEV (analog) erfolgen. 

Zudem können jeweils auf Antrag des Netzbetreibers gemäß § 4 Abs. 4 ARegV Anpassun­

gen der Erlösobergrenze in Folge von beschiedenen Anträgen 

• 	 nach Maßgabe des § 1 O ARegV (Erweiterungsfaktor) (§ 4 Abs. 4 S. 1 Nr. 1 

ARegV) und 

• 	 einer nicht zumutbaren Härte gemäß § 4 Abs. 4 S. 1 Nr. 2 ARegV 

gewährt werden. 

Eine Anpassung der kalenderjährlichen Erlösobergrenze nach § 4 Abs. 5 ARegV (Qualitäts­

element) war für den Zeitraum 2009 bis 2011 nicht relevant. 

2.1.1.1 . Zulässige Erlöse 2009 

Das Ministerium für Wirtschaft des Landes Brandenburg hat mit Festlegung nach§ 32 Abs. 1 

Nr. 1 ARegV i. V. m. § 29 Abs. 1 EnWG vom 18.12.2008 (Gesch.Z.:34SWBel-2/2008 AG) 

eine kalenderjährliche Erlösobergrenze für das Jahr 2009 festgelegt. Eine detaillierte Auf­

gliederung der Erlösobergrenze findet sich in Anlage R2. In der Anlage R1 .2, wird die festge­

legte Erlösobergrenze des Jahres 2009 den diesbezüglichen Angaben des Netzbetreibers 

gegenübergestellt. 

Mehr- und Mindererlöse nach § 34 Abs. 1 i. V. m. § 10 GasNEV der Jahre 2006 und 2007 

wurden bereits bei der Festlegung der kalenderjährlichen Erlösobergrenzen der ersten Regu­

lierungsperiode berücksichtigt und sind damit in den ausgewiesenen festgelegten Erlösober­

grenzen enthalten. 
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Sofern Anpassungen aufgrund einer Mehrerlösabschöpfung nach § 34 Abs. 1 ARegV i. V. m. 

§ 10 GasNEV stattgefunden haben, sind diese erst ab dem Jahr 2010 relevant. 

Eine Anpassung der festgelegten kalenderjährlichen Erlösobergrenzen aufgrund von § 4 

Abs. 4 Nr. 2 ARegV (Härtefall) erfolgte nicht. 

2.1.1.2. Zulässige Erlöse 201 O 

Die gemäß § 32 Abs. 1 Nr. 1 ARegV L V. m. § 29 Abs. 1 EnWG festgelegte Erlösobergrenze 

für das Jahr 2010 findet sich in Anlage R2.1 in Zelle D15 und wird dem entsprechenden Wert 

des Netzbetreibers gegenübergestellt (Zelle C15). 

Das Ministerium für Wirtschaft des Landes Brandenburg hat die vom Netzbetreiber gemäß 

§ 28 Nr. 1 ARegV mitgeteilten zulässigen Erlöse des Jahres 2010 geprüft und dem Netz­

betreiber mit Schreiben vom 04.03.2010 (Gesch.Z. :25SWBel-2/2010 AG) die aus ihrer Sicht 

zulässigen Erlöse mitgeteilt. 

Die dem Netzbetreiber mitgeteilte korrekt angepasste Erlösobergrenze wird in der Anlage 

R2.1 Zelle G15 und H15 der vom Netzbetreiber angepassten Erlösobergrenze (Zelle F15) 

gegenübergestellt. Eine detaillierte Aufgliederung der Erlösobergrenze 2010, in die einzelnen 

Bestandteile der Erlösobergrenzenformel gemäß Anlage 1 ARegV, findet sich in Anlage R2 

in der Spalte F. 

2.1.1.2.1. 	 Änderungen des Verbraucherpreisgesamtindexes nach § 8 ARegV (§ 4 

Abs. 3 S. 1 Nr. 1 ARegV) 

Hinsichtlich der Anpassung der Erlösobergrenze für das Kalenderjahr 2010 ist die Änderung 

des Verbraucherpreisgesamtindexes nach § 8 ARegV zu berücksichtigen. Hierfür ist der 

Verbrauchergesamtpreisindex in Höhe von 106,60 zu verwenden. 

Abweichungen im Vergleich zu den Angaben des Netzbetreibers werden in Anlage R.2.1 

Zelle E23 dargestellt. 

2.1.1.2.2. 	 Änderungen von dauerhaft nicht beeinflussbaren Kostenanteilen nach § 11 

Abs. 2 S. 1 Nr. 1 bis 3, 6 bis 11, 13 und 14 ARegV sowie§ 11 Abs. 2 S. 2 und 

3 ARegV (§ 4 Abs. 3 S. 1 Nr. 2 ARegV) 

Im vereinfachten Verfahren gelten gemäß §0 24 Abs. 2 S.0 3 ARegV 45 Prozent der nach 

§ 14 Abs. 1 Nr. 0 1 ARegV ermittelten Gesamtkosten als dauerhaft nicht beeinflussbare Kos­

tenanteile nach §0 11 Abs. 2 ARegV. Bei der Ermittlung der Gesamtkosten bleiben gemäß 
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§ 0 24 Abs. 2 S. 0 4 ARegV die Konzessionsabgaben unberücksichtigt. Eine Anpassung der 

Erlösobergrenze aufgrund einer Änderung von dauerhaft nicht beeinflussbaren Kosten ist 

demnach im vereinfachten Verfahren nicht vorgesehen. 

In Anlage R2.1 Tabelle B2.2 ist dargestellt, in welcher Höhe in der Erlösobergrenze gemäß 

Festlegung des Ministeriums für Wirtschaft des Landes Brandenburg nach § 32 Abs. 1 Nr. 1 

ARegV i. V. m. § 29 Abs. 1 EnWG dauerhaft nicht beeinflussbare Kostenanteile enthalten 

sind. Im vereinfachten Verfahren ist in den jeweiligen Zellen (bis auf die Zellen C33 und 033 

„Erforderliche Inanspruchnahme vorgelagerter Netzebenen"; vgl. Abschnitt 2.2) eine 0 einge­

tragen. In der zweiten Tabelle (ab Zeile 47) findet sich eine Gegenüberstellung der vom 

Netzbetreiber vorgenommenen Anpassungen und der aus Sicht des Ministeriums für Wirt­

schaft des Landes Brandenburg nach § 4 Abs. 3 Nr. 2 ARegV anerkennungsfähigen Anpas­

sungen. Auch hier sind im vereinfachten Verfahren außer in den Zellen C52 und 052 „erfor­

derliche Inanspruchnahme vorgelagerter Netzebenen" (vg l. Abschnitt 2.2) keine Eintragun­

gen möglich. 

2.1.1.2.3. 	 Anpassung aufgrund von Mehr- und Mindererlösen nach § 34 Abs. 1 i. V. m. 

§ 10 GasNEV (Periodenübergreifende Saldierung) 

Eine Anpassung aufgrund von Mehr- und Mindererlösen nach § 34 Abs. 1 i. V. m. § 10 Gas­

NEV (Periodenübergreifende Saldierung 2008) ist in der Anlage R2.1 Tabelle B2.3 darge­

stellt. Abweichungen von dem durch das Ministerium für Wirtschaft des Landes Brandenburg 

ermittelten Wertes zu den Angaben des Netzbetreibers finden sich in der Zelle E72. 

2.1 .1.2.4. 	 Anpassung aufgrund einer Mehrerlösabschöpfung nach § 34 Abs. 1 ARegV 

i. V. m. § 10 GasNEV (analog) 

Sofern eine Anpassung aufgrund einer Mehrerlösabschöpfung nach § 34 Abs. 1 i. V. m. § 10 

GasNEV (analog) stattgefunden hat, ist dies in der Anlage R2.1 Tabelle B 2.4 dargestellt. 

Abweichungen des vom Ministerium für Wirtschaft des Landes Brandenburg ermittelten Wer­

tes zu den Angaben des Netzbetreibers finden sich in der Zelle E 79. 

2.1 .1.2.5. 	 Anpassung nach Maßgabe des § 10 ARegV (Erweiterungsfaktor) (§ 4 Abs. 4 

S. 1 Nr. 1 ARegV) 

Sofern die Erlösobergrenze nach Maßgabe des§ 10 ARegV (Erweiterungsfaktor)(§ 4 Abs. 4 

S. 1 Nr.1 ARegV) angepasst wurde, ist dies in der Anlage R2.1 Tabelle 82.5 dargestellt. Ab­

weichungen des vom Ministerium für Wirtschaft des Landes Brandenburg ermittelten Wertes 

zu den Angaben des Netzbetreibers finden sich in der Zelle E 86. 
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Bei der Bestimmung des Anpassungsbetrages aufgrund eines Erweiterungsfaktorantrags für 

das Jahr 2010 hat das Ministerium für Wirtschaft des Landes Brandenburg den aktuell gülti­

gen Verbraucherpreisgesamtindex zu Grunde gelegt. Sofern der Beschluss wegen Anpas­

sung der kalenderjährlichen Erlösobergrenzen auf Grund eines Erweiterungsfaktorantrags 

mithilfe eines abweichenden Verbraucherpreisindexes ermittelt wurde, können sich hieraus 

Differenzen ergeben. 

2.1.1 .2.6. 	 Anpassung aufgrund einer nicht zumutbaren Härte gemäß § 4 Abs. 4 S. 1 

Nr. 2 ARegV 

Eine Anpassung der festgelegten kalenderjährlichen Erlösobergrenzen aufgrund von § 4 

Abs. 4 Nr. 2 ARegV erfolgte nicht. 

2.1.1.2. 7. 	 Weitere Bestandteile der Erlösobergrenze 

Weitere Bestandteile der Erlösobergrenze, die bereits Bestandteile der Festlegung nach 

§ 32 Abs. 1 Nr. 1 ARegV waren bzw. deren Anpassungen, sind in Tabelle C1 abgebildet. 

2.1.1.3. Zulässige Erlöse 2011 

Oie gemäß§ 32 Abs. 1 Nr. 1 ARegV i. V. m. § 29 Abs. 1 EnWG festgelegte Erlösobergrenze 

für das Jahr 2011 findet sich in Anlage R2.2 in Zelle D15 und wird dem entsprechenden Wert 

des Netzbetreibers gegenübergestellt (Zelle C15). 

Die Regulierungsbehörde hat die vom Netzbetreiber gemäß § 28 Nr. 1 ARegV mitgeteilten 

zulässigen Erlöse des Jahres 2011 geprüft und dem Netzbetreiber mit Schreiben vom 

10.02.2011 (Gesch.Z.:25SWBel-1/2011 AG) die aus ihrer Sicht zulässigen Erlöse mitgeteilt. 

Die dem Netzbetreiber mitgeteilte korrekt angepasste Erlösobergrenze wird in der Anlage 

R2.2 Zelle G15 und H15 der vom Netzbetreiber angepassten Erlösobergrenze (Zelle F15) 

gegenübergestellt. Eine detaillierte Aufgliederung der Erlösobergrenze 2011, in die einzelnen 

Bestandteile der Erlösobergrenzenformel gemäß Anlage 1 ARegV, findet sich in Anlage R2 

in Spalte G. 

6 von 13 



2.1.1.3.1. 	 Änderungen des Verbraucherpreisgesamtindexes nach § 8 ARegV (§ 4 

Abs. 3 S. 1 Nr. 1 ARegV) 

Hinsichtlich der Anpassung der Erlösobergrenze für das Kalenderjahr 2011 ist die Änderung 

des Verbraucherpreisgesamtindexes nach § 8 ARegV zu berücksichtigen. Hierfür ist der 

Verbrauchergesamtpreisindex in Höhe von 107,00 zu verwenden. 

Abweichungen im Vergleich zu den Angaben des Netzbetreibers werden in Anlage R.2.2 

Zelle E23 dargestellt. 

2.1.1.3.2. 	 Änderungen von dauerhaft nicht beeinflussbaren Kostenanteilen nach § 11 

Abs. 2 S. 1Nr.1bis3, 6bis11 , 13 und 14 ARegV sowie§ 11Abs.2 S. 2 und 

3 ARegV (§ 4 Abs. 3 S. 1 Nr. 2 ARegV) 

Im vereinfachten Verfahren gelten gemäß §0 24 Abs. 2 S. 0 3 ARegV 45 Prozent der nach 

§ 14 Abs. 1 Nr.0 1 ARegV ermittelten Gesamtkosten als dauerhaft nicht beeinflussbare Kos­

tenanteile nach §0 11 Abs. 2 ARegV. Bei der Ermittlung der Gesamtkosten bleiben gemäß 

§0 24 Abs. 2 S. 0 4 ARegV die Konzessionsabgaben unberücksichtigt. Eine Anpassung der 

Erlösobergrenze aufgrund einer Änderung von dauerhaft nicht beeinflussbaren Kosten ist 

demnach im vereinfachten Verfahren nicht vorgesehen. 

In Anlage R2.2 Tabelle 82.2 ist dargestellt, in welcher Höhe in der Erlösobergrenze gemäß 

Festlegung der Regulierungsbehörde nach § 32 Abs. 1 Nr. 1 ARegV i. V. m. § 29 Abs. 1 

EnWG dauerhaft nicht beeinflussbare Kostenanteile enthalten sind. Im vereinfachten Verfah­

ren ist in den jeweiligen Zellen (bis auf die Zellen C33 und 033 „Erforderliche Inanspruch­

nahme vorgelagerter Netzebenen"; vgl. Abschnitt 2.2) eine 0 eingetragen. In der zweiten 

Tabelle (ab Zeile 47) findet sich eine Gegenüberstellung der vom Netzbetreiber vorgenom

menen Anpassungen und der aus Sicht der Regulierungsbehörde nach § 4 Abs. 3 Nr. 2 

ARegV anerkennungsfähigen Anpassungen. Auch hier sind im vereinfachten Verfahren au­

ßer in den Zellen C52 und 052 .erforderliche Inanspruchnahme vorgelagerter Netzebenen" 

(vgl. Abschnitt 2.2) keine Eintragungen möglich. 

2.1.1.3.3. 	 Anpassung aufgrund von Mehr· und Mindererlösen nach § 34 Abs. 1 i. V. m. 

§ 10 GasNEV (Periodenübergreifende Saldierung) 

Eine Anpassung aufgrund von Mehr- und Mindererlösen nach § 34 Abs. 1 i. V. m. § 10 Gas­

NEV (Periodenübergreifende Saldierung 2008) ist in der Anlage R2.2 Tabelle B2.3 darge­

stellt. Abweichungen des von der Regulierungsbehörde ermittelten Wertes zu den Angaben 

des Netzbetreibers finden sich in der Zelle E72. 

­
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2.1.1.3.4. Anpassung aufgrund einer Mehrerlösabschöpfung nach § 34 Abs. 1 ARegV 

i. V. m. § 10 GasNEV (analog) 

Sofern eine Anpassung aufgrund einer Mehrerlösabschöpfung nach § 34 Abs. 1 i. V. m. § 1 O 

GasNEV (analog) stattgefunden hat, ist dies in der Anlage R 2.2 Tabelle B 2.4 dargestellt. 

Abweichungen des von der Regulierungsbehörde ermittelten Wertes zu den Angaben des 

Netzbetreibers finden sich in der Zelle E79. 

2.1.1 .3.5. Anpassung nach Maßgabe des § 1 O ARegV (Erweiterungsfaktor) {§ 4 Abs. 4 

S. 1 Nr.1 ARegV) 

Sofern die Erlösobergrenze nach Maßgabe des§ 10 ARegV (Erweiterungsfaktor)(§ 4 Abs. 4 

S. 1 Nr. 1 ARegV) angepasst wurde, ist dies in der Anlage R2.2 Tabelle 82.5 dargestellt. 

Abweichungen des von der Regulierungsbehörde ermittelten Wertes zu den Angaben des 

Netzbetreibers finden sich in der Zelle E 86. 

Bei der Bestimmung des Anpassungsbetrages aufgrund eines Erweiterungsfaktorantrags für 

das Jahr 2011 hat die Regulierungsbehörde den aktuell gültigen Verbraucherpreisgesamtin­

dex zu Grunde gelegt. Sofern der Beschluss wegen Anpassung der kalenderjährlichen Er­

lösobergrenzen auf Grund eines Erweiterungsfaktorantrags mithilfe eines abweichenden 

Verbraucherpreisindexes ermittelt wurde, können sich hieraus Differenzen ergeben. 

2.1.1.3.6. Weitere Bestandteile der Erlösobergrenze 

Weitere Bestandteile der Erlösobergrenze, die bereits Bestandteile der Festlegung nach 

§ 32 Abs. 1 Nr. 1 ARegV waren bzw. deren Anpassungen, sind in Tabelle C1 abgebildet. 

2.1 .2. Erzielbare Erlöse 

Gemäß § 5 Abs. 1 S. 1 ARegV ist die Differenz der zu lässigen Erlöse und der vom Netz­

betreiber unter Berücksichtigung der tatsächlichen Mengenentwicklung erzielbaren Erlöse im 

Regulierungskonto zu erfassen. Die erzielbaren Erlöse ermitteln sich als Produkt der tatsäch­

lich im jeweiligen Jahr realisierten Absatzmengen und den zuvor im Rahmen der Verpro­

bungsrechnung gemäß § 16 GasNEV ermittelten Entgelten. 

Diese werden in der Gewinn- und Verlustrechnung des jeweiligen Geschäftsjahres durch die 

Umsatzerlöse aus Netzentgelten abgebildet. Im Rahmen der Ermittlung der erzielbaren Erlö­

se hat die Beschlusskammer daher grundsätzlich auf die Umsatzerlöse zurückgegriffen. 

Hierbei wird auf die Umsatzerlöse aus Netzentgelten Gas abgestellt, wobei nachträgliche 
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Korrekturen bzw. Erlösminderungen beispielsweise im Zusammenhang mit Rückstellungsbil­

dungen nicht anerkennungsfähig sind. Die Beschlusskammer geht davon aus, dass der 

Netzbetreiber derartige Umsatzerlöskorrekturen vollständig angezeigt hat. 

Der Netzbetreiber hat die zur Ermittlung des Regulierungskontosaldos erforderlichen tat­

sächlich erzielten Erlöse des jeweiligen abgelaufenen Kalenderjahres im Rahmen seiner 

Mitteilungspflichten nach § 28 Nr. 2 ARegV der Regulierungsbehörde mitgeteilt. 

Nach Prüfung der mitgeteilten Daten durch die Beschlusskammer ergeben sich fü r die Jahre 

201 O bis 2011 die in Anlage R3 dargestellten erzielbaren Erlöse. Die Werte für das Jahr 

2009 wurden aus den Daten des Ministeriums für Wirtschaft des Landes Brandenburg über­

nommen und in die Anlage R1 _1 übernommen. 

2.2. Differenz aus vorgelagerten Netzkosten 

Nach § 4 Abs. 3 Nr. 2 ARegV erfolgt eine Anpassung der kalenderjährlichen Erlösobergren­

ze jeweils zum 1. Januar eines Kalenderjahres bei einer Änderung von dauerhaft nicht beein­

flussbaren Kostenanteilen nach § 11 Abs 2 S. 1 Nr. 4 ARegV (erforderliche Inanspruchnah­

me vorgelagerter Netzebenen) auf Basis des Kalenderjahres, auf das die Erlösobergrenze 

Anwendung finden soll. Die diesbezüglich in dem jeweiligen Erlösobergrenzenjahr enthalte­

nen Ansätze sind den in diesem Kalenderjahr tatsächlich entstandenen Kosten gegenüber­

zustellen. Die so ermittelte Differenz ist im Regulierungskontosaldo gemäß § 5 Abs. 1 S. 2 

ARegV zu berücksichtigen . Kostenbestandteile der Biogasumlage können ebenfalls Be­

standteil dieser Differenz sein. 

Gemäß seiner Mitteilungspflicht nach § 28 Nr. 2 ARegV hat der Netzbetreiber für die Kalen­

derjahre 2009 bis 2011 die tatsächlich entstandenen Kosten der Inanspruchnahme vorgela­

gerter Netzebenen gemäß § 11 Abs. 2 S. 1 Nr. 4 ARegV übermittelt. In der Anlage R1 .2 wer­

den diese Werte den aus Sicht der Beschlusskammer korrekten Werten gegenübergestellt. 

Die in der Erlösobergrenze enthaltenen bzw. tatsächlich entstandenen Kostenansätze für die 

erforderliche Inanspruchnahme vorgelagerter Netzebenen beziehen sich lediglich auf die 

originäre vorgelagerte Netznutzung von vorgelagerten Netzbetreibern. Kosten für vereinbarte 

Lastflusszusagen oder für Speichernutzungen sind nicht Bestandteil der erforderlichen Inan­

spruchnahme vorgelagerter Netznutzung (Gemäß Ihrem Schreiben vom 26.08.2013). 
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2.3. 	 Differenz aus volatilen Kostenanteilen 

Nach § 4 Abs. 3 Nr. 3 ARegV erfolgt eine Anpassung der kalenderjährlichen Erlösobergren­

ze jeweils zum 1. Januar eines Kalenderjahres bei einer Änderung von Kosten nach § 11 

Abs. 5 ARegV (volatile Kostenanteile für die Beschaffung von Treibenergie) auf Basis des 

Kalenderjahres, auf das die Erlösobergrenze Anwendung finden soll. Diese Regelung war 

erstmalig zum 01.01.2011 anwendbar. Die diesbezüglich im Jahr 2011 enthaltenen Ansätze 

sind den tatsächlich entstandenen Kosten dieses Jahres gegenüberzustellen. Oie so ermit­

telte Differenz ist im Regulierungskontosaldo gemäß § 5 Abs. 1 S. 2 ARegV zu berücksichti­

gen. 

Gemäß seiner Mitteilungspflicht nach § 28 Nr. 2 ARegV hat der Netzbetreiber für das Kalen­

derjahr 2011 die tatsächlich entstandenen Kosten sowie die in der Erlösobergrenze enthalte­

nen Ansätze der volatilen Kostenanteile gemäß § 11 Abs. 5 ARegV angegeben. In der Anla­

ge R1.2 wird diese Angabe dem aus Sicht der Beschlusskammer korrekten Wert gegen­

übergestellt. 

2.4. 	 Differenz zwischen den für das Kalenderjahr entstehenden Kosten des Mess­

stellenbetriebs oder der Messung und den in der Erlösobergrenze diesbezüg­

lich enthaltenen Ansätzen 

Gemäß § 5 Abs. 1 A.3 ARegV wird zusätzlich die Differenz zwischen den für das Kalender­

jahr bei effizienter Leistungserbringung entstehenden Kosten des Messstellenbetriebs oder 

der Messung und den in der Erlösobergrenze diesbezüglich enthaltenen Ansätzen in das 

Regulierungskonto einbezogen, soweit diese Differenz durch Änderungen der Zahl der An­

schlussnutzer, bei denen Messstellenbetrieb oder Messung durch den Netzbetreiber durch­

geführt wird, oder Maßnahmen nach § 21 b Abs. 3a und 3b EnWG a. F. sowie nach § 44 

GasNZV verursacht wird. 

Gemäß seiner Mitteilungspflichten nach § 28 Nr. 2 ARegV hat der Netzbetreiber für die Ka­

lenderjahre 2009 bis 2011 die Kostenveränderung für die Messung bzw. den Messstellenbe­

trieb inklusive der Maßnahmen gemäß§ 21 b EnWG übermittelt. Diese Werte werden in der 

Anlage R1 .2 den von der Beschlusskammer geprüften Werten gegenübergestellt. 
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3. Ausgleich des Regulierungskontosaldos der ersten Regulierungsperiode 

3.1. Bestimmung des Regulierungskontosaldos zum 31.12.2011 

Der Gesamtsaldo des Regulierungskontos zum 31 .12.2011 wird durch die kalenderjährlichen 

Einzelbeträge für die Jahre 2009 bis 2011 hinsichtlich 

• 	 der Abweichung zwischen zulässigen bzw. verprobten Erlösen und erzielbaren Erlö­

sen gemäß§ 5 Abs. 1 S. 1 ARegV, 

• 	 der Abweichung zwischen den tatsächlichen Kosten des vorgelagerten Netzes und 

der in der kalenderjährlichen Erlösobergrenze enthaltenen Ansätzen gemäß § 5 

Abs. 1 S. 2 ARegV, 

• 	 der Abweichung zwischen den tatsächlichen Kosten für Treibenergie und den in der 

kalenderjährlichen Erlösobergrenze enthaltenen Ansätzen gemäß § 11 Abs. 5 ARegV 

sowie 

• 	 den Mehrkosten aus Messstellenbetrieb oder Messung im Sinne des § 5 Abs. 1 S. 3 

ARegV 

bestimmt. Diese Differenzbeträge werden gemäß § 5 Abs. 2 ARegV verzinst. 

Der Anlage R1 .2 sind die unverzinsten Differenzen der Jahre 2009 bis 2011 zu entnehmen. 

Oie Verzinsung erfolgt gemäß § 5 Abs. 2 ARegV auf Grundlage des jeweils jährlich durch­

schnittlich gebundenen Betrags. Dieser ergibt sich aus dem Mittelwert von Jahresanfangs­

und Jahresendbestand. Der anzuwendende Zinssatz entspricht dem auf die letzten zehn 

abgeschlossenen Kalenderjahre bezogenen Durchschnitt der von der Deutschen Bundes­

bank veröffentlichten Umlaufsrendite festverzinslicher Wertpapiere inländischer Emittenten. 

Für das Jahr 2009 beträgt der Zinssatz 4,09 %, für das Jahr 2010 3,80 % und für die folgen

den Jahre 3,58 %. 

Der Endbestand des Regulierungskontos zum 31 .12.2011 ergibt sich aus den Differenzen 

der Jahre 2009, 2010 und 2011 , die gemäß § 5 Abs. 2 ARegV zu verzinsen sind. Der Anlage 

R1 .1 ist für die Jahre 2009, 2010 und 2011 der Vorjahressaldo, der Gesamtsaldo vor Verzin

sung, die Höhe der Verzinsung sowie der jeweilige Gesamtsaldo nach Verzinsung zum 

31 .12 für das entsprechende Jahr zu entnehmen. 

Der Gesamtsaldo des Regulierungskontos zum 31.12.201 1 kann ebenfalls der Anlage R 1.1, 

Zelle F20 entnommen werden. 

­

­
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3.2. 	 Bestimmung der Bemessungsgrundlage für die Berechnung der Zu- und Ab· 

schläge 

Grundlage für die Bestimmung der Zu- und Abschläge auf die Erlösobergrenzen der zweiten 

Regulierungsperiode ist der Regulierungskontosaldo zum 31 .12.2011. Dieser ist für das Jahr 

2012 aufzuzinsen, da die Auflösung des Regulierungskontosaldos erst im Jahre 2013 be­

ginnt. Weiterhin hat die Beschlusskammer dem Netzbetreiber die Anwendung der sog. opti­

onalen Sonderlösung eingeräumt, um Beträge, die gemäß § 5 Abs. 3 ARegV in den Jahren 

2012 und 2013 zu Entgeltanpassungen geführt haben, bei der Ermittlung der Zu- und Ab­

schläge zu berücksichtigen. 

Erläuterung zur optionalen Sonderlösung 

Gemäß§ 5 Abs. 3 S. 1 ARegV ist der Netzbetreiber verpflichtet, im Folgejahr seine Netzent­

gelte nach Maßgabe des § 17 ARegV anzupassen, soweit die tatsächlich erzielbaren Erlöse 

die nach § 4 ARegV zulässigen Erlöse des letzten abgeschlossenen Kalenderjahres um 

mehr als 5 % überschreiten. Bleiben die erzielbaren Erlöse hingegen um mehr als 5 % hinter 

den nach § 4 ARegV zulässigen Erlösen des letzten abgeschlossen Kalenderjahres zurück, 

so besteht ein Wahlrecht für den Netzbetreiber, seine Entgelte nach § 17 ARegV anzupas­

sen. 

Erzielt der Netzbetreiber somit Mehrerlöse in 2009, die 5 % der zulässigen Erlöse überstei­

gen, sind seine Netzentgelte zum 01 .01 .2011 zu senken. Die durch die Netzentgeltanpas­

sung entstandenen Mindererlöse im Jahr 2011 gehen in den Saldo zum 31.12.2011 ein. 

Anders ist die Situation bei Mehrerlösen, die im Jahr 2010 oder 2011 erzielt werden. Oie An­

passung der Netzentgelte erfolgt gemäß § 5 Abs. 3 ARegV zum 01.01 .2012 bzw. zum 

01.01 .2013 und hätte somit keine Auswirkungen auf den Regulierungskontosaldo zum 

31 .12.2011 . Die Berechnung der Zu- und Abschläge erfolgt somit auf einer Bemessungs­

grundlage, in der die Anpassungsbeträge nicht enthalten sind. Da diese Beträge im Saldo 

verbleiben, würden sie bei der Bestimmung der Zu- und Abschläge mitberücksichtigt und 

damit als Zu- bzw. Abschläge auf die Erlösobergrenzen der zweiten Regulierungsperiode 

verteilt. Es käme dadurch zu einer doppelten Rückzahlung der Mehrerlöse durch den Netz­

betreiber. Die hierdurch entstandenen Mindererlöse würden verzinst erst in der dritten Regu­

lierungsperiode ausgeglichen. 

Um dies zu verhindern, hat die Beschlusskammer dem Netzbetreiber mit Schreiben vom 

04.10.2012 die Möglichkeit eingeräumt, von der sogenannten optionalen Sonderlösung 

Gebrauch zu machen. Diese sieht vor, dass Mehrerlöse, die in den Jahren 2010 und/oder 

2011 entstanden sind und zu einer Anpassung der Entgelte in den Jahren 2012 und/oder 

2013 geführt haben, bei der Ermittlung der Zu- und Abschläge berücksichtigt werden. 
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1 Eine Fixierung des Zinssatzes für zukünftige Jahre ist erforderlich, da in der Verordnung kein Anpassungsmechanismus 

während des Auflösungszeitraums vorgesehen ist. 

2 Um zu verhindern, dass Mindererlöse des Jahres 2012, die aufgrund von Mehrerlösen des Jahres 2010 entstanden sind, im 

Jahr 2012 im Regulierungskonto für die zweite Regulierungsperiode nochmals berücksichtigt werden, sind die erzielbaren 

Erlöse des Jahres 2012 um den Betrag der Mehrerlöse des Jahres 2010 zu erhöhen. Dadurch wird eine Doppelverrechnung 

vermieden. 

13 von 13 

Der Netzbetreiber hat der Beschlusskammer gemäß seiner Mitteilungsverpflichtung nach 

§ 28 Nr. 3 und 4 ARegV mitgeteilt, dass er im Jahr 2010 Mehrerlöse erzielt hat, die 5 % 

übersteigen und zum 01 .01.2012 zu einer Entgeltanpassung geführt haben. 

Mit Schreiben vom 26.08.2013 hat der Netzbetreiber der Beschlusskammer mitgeteilt, dass 

er von der optionalen Sonderlösung Gebrauch macht. 

Bei der Ermittlung der Zu- und Abschläge wird der Anpassungsbetrag gemäß § 5 Abs. 3 

ARegV ermittelt, der sich aus Sicht des Netzbetreibers ergeben hat. 

Auch bei der Ermittlung der Verzinsung des Jahres 2012 ist sodann zu berücksichtigen, dass 

der Endbestand des Saldos zum 31.12.2012 in Höhe der erfolgten Entgeltanpassung zu kor

rigieren ist. Das zu verzinsende durchschnittlich gebundene Kapital entspricht dem Mittelwert 

aus dem Anfangsbestand zum 01.01.2012 und dem Endbestand zum 31.12.2012. Bei einem 

Zinssatz von 3,58 %1 ergibt sich die in Anlage R1.1 , Zelle G19 dargestellte Verzinsung.2 

Die Bemessungsgrundlage für die Berechnung der Zu- und Abschläge auf die Erlösober­

grenzen der zweiten Regulierungsperiode ergibt sich aus dem Gesamtsaldo Regulierungs­

konto nach Verzinsung, der in der Anlage R1 .1, Zelle G20 dargestellt ist. 

3.3. Berechnung der Zu- und Abschläge 

Die Ermittlung der Zu-/ und Abschläge auf die Erlösobergrenzen der Jahre 2013 bis 2017 


erfolgt in 5 gleichmäßigen Raten zuzüglich der jährlichen Verzinsung der jeweiligen durch­


schnittlichen Kapitalbindung. 


Der dabei anzuwendende Zinssatz beträgt konstant 3,58 %, was dem 10-jährigen Durch­


schnitt der Umlaufsrenditen "festverzinsliche Wertpapiere inländischer Emittenten" der Jahre 


2002 bis 2011 entspricht. 


Entsprechend der oben dargestellten Ausführungen ergeben sich die in Anlage R1 .1 aufge­


führten Zu-/ Abschläge für das Regulierungskonto für die Jahre 2013 bis 2017. Zuschläge 


auf die Erlösobergrenzen der zweiten Regulierungsperiode werden hierbei mit einem negati­


ven Vorzeichen dargestellt, Abschläge sind mit einem positiven Vorzeichen versehen. 


­



R1.1 Saldo 
B C 0 E F GVerzinsung und Auflösung des Regulierungskonto H K M 

15 Saldo 1 

16 Saldo II 

21 

22 

23 

24 

25 

Flnna d<)s Gasnetzbetreiben; 
Betriebsnummer 
Nctzoummer 

10 Saldo aus Einzoldifferenzen 

12 Vorjahressaldo (Jahresanfangsbestand> 

13 RegUJäre Tilgung des Saldo aus Regulierungskonto 

14 Sondertilgung gemäß opUonaier Sonderlösung 

17 Anzuwendellder Zinssatz gemäß§ 5 Abs. 2 ARegV 

1 s Mtttelwert aus Jahresanfangs- vnc Jllhresendbesland 

19 Venfnsung des Saldos 

20 Gesamtsaldo Regulierungskonto nach Verzinsung 

. GmbH 
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R2 Zulässige Erlöse 
B C D E F G 

1 Übersicht angepasste Erlösobergrenze gemäß§ 4 Abs. 3 bis 5 ARegV 
2 

3 Netzbetreiber Stadtwerke Bad Belzig GmbH 
Betriebsnummer der Bundesnetza 12001434 

5 

4 
Aktenzeichen der 1. EOG-Festle BK9-07/961 
Verfahren Vereinfachtes Verfahren 6 
Netznummer 17 

8 

9 
10 

Dauerhaft nicht beeinflussbare Kostenanteile nach § 11
(1) KAdnb,tAbs. 2ARegV 


Veränderung dauerhaft nicht beeinflussbare 

11 

(2) + Veränderung KAdnb,
Kostenanteile nach § 11 Abs. 2 ARegV 


vorübergehend nicht beeinflussbare Kostenanteile nach 

12 

(3) + KAvnb,0 § 11 Abs. 3 ARegV 


Veränderung der vorübergehend nicht beeinflussbaren 

13 

(4) + Veränderung KA.nb,
Kostenanteile durch (VPIWPIO-Pft) 


Nicht abgebauter beeinflussbarer Kostenanteil nach § 11 + KA 


14 

(5) Abs. 4 ARegV b,t15 

(6) beeinflussbaren Kostenanteile durch (VPIWPIO-PFt) +Veränderung KAb,t 
16 

genehmigte Anpassung der Er1ösobergrenze aufgrund 
(7) +EF1eines Erweiterungsfaktors nach§ 10 ARegV 


Veränderung des Anpassungsbetrages (VPIWPlo-PFt) 

17 

(8) + Veränderung EF1amEF, 


Zu- und Abschläge auf die Erlösobergrenze 
18 

(9) +Q,
Qualitätselement nach § 19 ARegV19 

(10) Volatiler Kostenateil nach § 11 Abs. 5 ARegV +(VK1
20 

( ) Vol~ti~r Kostenateil nach § 11 Abs. 5 ARegV im 
11 -VK0)

Bas1s1ahr21 

(12) Nicht zumutbare Härte nach § 4 Abs. 4 Nr. 2 ARegV +NZH1
22 

( ) Saldo Periodenübergreifende Saldierung 2006 - 2008 
13 -PS1einschl. Zinsen nach § 34 Abs. 1 a ARegV 23 

(14) Sonstiges (Mehrerlösabschöpfung) -So124 
25 

Erlösobergrenze nach § 4 ARegV = EOt26 
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29 

R2.1 Nachrechnung 2010 
c 

Ne?zt:etreiber1 G 

12001434 
3 Akt-enze4chon der 1. SOG-Festlegung BK9..Q71961 

s Netznummer 

6 BescNun Erwelterungsfak.1or 20XX 

:W...~el.1/2010 MEA G VM'1 29.01.2oto 
a Mittellung lnveslitfonsbudgot 

9 &rschluss § 26 Abs. 2 ARe9V 

10 Schretbt-n Per1odenObergroUtnde Saldtl}rung 2008 
MW 61Cfoo 34 vom 02:12.2009 ·· 

12 B1. Anpassung der Er!ösol>&rgrvme nach § 4 Abs. 3 AR&gV 
13 

~ ih1M1:1ngt719ettt.ur 

C<l1650tMt1'9~tuoS!.'!'!llAAftS1ftsV1t:Qde: l!rllk<>1>e9""U~dc­
 Gvntto11.n!'Pn!(!;l,I( 

B1.:MOlll'l~rMcb t 32 Abi.. 1 UUrli!f~ncttagienlur n&e.h 1 U Abs, 1 .. Erloll>Obtl'f'Ornii:o a@';pM Arups!IUOQ dtt !id§gpbt:-ru~ rwu:tl § • Ab6. i u. 4 

Nl'. 1 A~Vi.V.m. §:tAbs. i En'l'VG Hr. 1ARe9Vl.V.m.§2SAb~;.1El'M'G AReg\' ("QWe{t VefM,iOtn w.tet 84!1'\ic:b3c.fl11gung von Vol!~·'lge.tl 
ftl(I~. 2iAbs. , A~fo!;V SOW"ot 'llOft BtsohlOS&en ge~6 ~ 26 Abs. i tv.... § l2 

AM. i h'r, 1 AAegVJ {CJ
[() (<I 

\lom St~iscnen 8IA"IC1e:Nr11t ~6tflllfCNet V~ra!JCl'.e~lt;)twnlindi 
21 dH ypdc:m1i! IStlt'Mt.rt!hru llO!gtm "?tir fl!t t.u dif: f@~pM:myw s „ 
2& 82..2. Ändetun dautmaft nld1t beolnftunbarer t{o$tenant 

Oelrjobsst1!uem (Satz 1, Nr. 3) 
~2 

GeT1Clwnl)I~ lllllesli:OM:budoe1$1Ud'I § 23 A~V (Sal;f 1. Nf, 6)„ 
Vt111>~1bende )(0,1.1e.1 Biog,n .naeho AbVJ.O W~ltll!'l!J'PiUSd'l:ile (Satt 1, Nr. 

37 8<1) 

Bc11°"11ctteur>;1 tG'tf\~r'INt;'cha V•rei~11.iig&r1 hl t.orvinraatt· urd 
V~l'!i*i'lM'l!)~n (AbsehluS$ vor-31.12.Gal f$:a.a I, N1. 9) 

Be<tll'U1J1>blldlonQ und W„~ung Im 1Jt1t,f,r~"'1:1eft .ir'ld\O'.I 

~riebs~nditiügeuusue-n ·~ t<indetdtl"rn ~·eich Msd'1$1Vgl1n 
4l) 8&!!1t~an 81'1 IS. 1 Nf '1\ 

~1\esu~ \'M Oatit.ot1t11.nis;chOiSenJtJttuMd't.lst11;~1cnbf.ldee"' ir1 

~2 Y1:rtllnd'11ngm~dfor Stro"'!• bzw.GuNEV(Satl', M' 13) 

t<Dsll:n QC!erEmM .ar.is .\bltnttll~eiits Btcrelllers 'o'O!'I 
0Ji~V411'$0P,JLl~$tl~e<I.4.te eif'.olr\llil!Utam1111 V009f'lren~~lietur19 

44 Uf'I !rf l"l\ Sati:3 

Surf'~ <buorhi1'lnlctit t>t>!n!lu!a~rerKotlw:wM•ile{Q

"' 
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!l2.f Hochrechnung 2010 

0 G H 

~ ...~&oberl,..,.M!rHAreelpyncarC~,.... t • Atie:. l AA!ogV '~~n \#'1eit DcriM;Ql(tltigun;•Ofl Volndl:CIM-1~ nec:n 
f 21 Ab$, 1 Aruta,V sO'l'Jle von 8n<h!Gsff'I\ g•mH f 21 Abi. t l,V,fil. f )2 AM. 1 Nr. t ARfO'll •n&htftent d.auftt\ilft nimt bffinfl""bar• ~Ost.tnan~• l(J 

" 

„ ........ .ra;nle!"I 4 Abs. 4N, 1i.V.m. f 10~ 


-------------- ------- ·-·-- --- __,_„_ _,___ 



R2.1 Nach.rechnung 2010 

c D G K 

.., C1. Wei tere Bestandteile der E.rlllsobergromte, die ber•lts Bestandteil derFe&ll"9ung der Bundesnetzagentur nach§ 32 Abs. 1 Nr. 1 AAegV l.V.m. § 29 Abs. 1 EnWG waren 
(S(loi#$1t votnanditl'I vnter fl.tf"~;l,ll'IQ vonVoUnetrObt;~NI~ ' 26Ati.. , A1'el:IV ~VOR &""hUleMn ~- 2S Abt... 1 l,V m..~, J2Ab&. 1 Ht. 1 .\Rf;QV) 

s:.!tSo~G~ hlclieNf't 2QJG• .t'Adll D'IMftNOI 
'2' ßbt.. i t:irw. Abt. \ 1 ~V 

S.a"'°Pet~~Sa1df.eMo,g~7~A.Z."' MCll 
,, Ms 1bzw A'3. 1•AA11f11/ 

$Me8WM 10 
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R2.2 Nach rechnung 2011 
c 

Netzbtltteibef G " 
12001434 

3 A.l(tem~ehen <Jet 1.. EOG~FesUegu'1g RK9·071961 
4 Veffilhr&n Vere!nt&ehk!s Ve:fat:ren 
s NeU:nummer 

Bet:Chtus$ ~hrerlös.abschOl)fun 
MSWaet-112010 M.EA'C Vom·20.01.2o<o 

a Mittellung lnveteitk>nGbodget 

9 Beschluss§ Z$ Abs. 2 ARogV 

1 

•t 81. Anpassung der Erlösobergrenze nach § 4 Abs. 3 ARegV 

•• .-~~~~~~~~-.~~~~~~~~~r-~~~~~~~~-.-~~~~~~~~~r-~~~~~~o;;;;;;;;:;;;;;;;;;;:;-~~~~~~-,~~~~~~~~---i 

Gfnel'lmi9'G ln~iliO~ets rtiKJl § 2-3 AAetjl/ tSat.z: 1, Nr. ö~„ 
Ve$1~0t!- Ko\te11 8 1ogar. nac,Abt.;v \\!JLftv"l1spaiusi;ty19 (~ll 1, H1, 
?Sa} 

Be:.TobtllOtie !Md tt1Jif\-eM91is:he VMin.blllll'Utlgt4 z1,1 L1*'1!'t11Ai!ti• l;l'd 
Ver1orgun911~i;on9et1 fAbu:tfl.lsa ...or 31 ,1? O&)(Sab:. 1. Nt, li) 

Berufw1nbit1UJ1g ulld \Ve!tor"ttlck:ng Im Un!emcllmef'I und vnn 
Bttt:.O!lldndo'1agosmtttn firJ<in1'e•dt:1 im Heo:iiereicll tiesel\0'1ii;itn 
&etrill!l: el'lori 1' Sattt.N1. tl 

A\lllc)lun9 YOn ~IAl~~f'ilil6d!üsM:n"Netzansc:~-unk.o$~r~ h 
.tZ V..~in.-.ing"*<kt-SttO-btw. G:t$14EV (S3~ 1, Nt 1J ) 

K°'tcD ~r Ellhe: ;ias MißnlW'lmt-~ctles ~:reiber; von 
C»'i'.'eit1otg 1,11"19at11!Ct.bh,. 61$ Cl"'9r \ll'irQatr1$(1 Veifotl~lffgl.lli&tLo;ig 

4C \#!. III SUJ) 
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R2.2 Nachrechnung 2011 

69 02.3. Mehr- oder Mi nderel16Se nt'IC-h 

S:iklo O&€ ii&!iodienO~!ei'eM-.1\ i;~~M•t:oo& 90Ml)t f too~ All n WK.aiona~111 roo 

' )'6 B2.4. Mett~tlOs.absch~un nach 34 Ab$. 1 ARe V 1,V.m. 

Kal• ltdtt;<.hr201t 

"' 
~~N~lb;;!r i~Ansatt 9eb~Clrtoe1 

79 anNJit.)li$<:ht'!t Ril::Uailti.tng!lbt(rag „ 
83 82.5.An $Sun au1 rund t fnesErwerterun sfaktoft.n.aeh§~A 

~~<fOtj&fw lOtf 
es 



R2.2 Naehrechnung 2011 

c H 

t7 C1. Weitere Beslandtelle der Erlösobergr•ru:o, die bereits Best.lndtell de< Fegtlegung dO< Bundesnetugentw nach§ 32 Abs. 1 Nr. 1 ARegV l.V.m. § 29 Ab"- 1 EnWG waren 
~~~„e.tOc:~~'WO!'IY~t~l'lN>Cf\§24Ak. 1 AA.aY~~~..,,~ 1 1$~2l,VA\.ll2Abl..1Nr. tAA~vt 

SalOoPfl~~„teadl S*"fAll'l9 2006 .mcN. ~lt nac11 j ­
121 Aba. 1bO# At1s.. ta MegV 

S•o Perlod111~0t !.i*runo 2007.;„,Cl"1. Usen naci S. 
IZl Abll. 1~ Abt. h 
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R3 Erzielbare Erlöse 

A B c E F 

1 Zusammensetzung der erzielbaren Erlöse 
2 
3 Firma des Gasnetzbetreibers Stadtwerke Bad Belzi GmbH 


Betriebsnummer 
 12001434 
6 Netznummer 1 
7 

8 

1.1 , Umsatzertöse aus Netzentgelten Gas 9 

1.1.1 Erlöse aus der Wälzung von Netzentgelten für die vorgelagerte Netznutzung 

1.1.2 Ausspeisepunkte ohne Leistungsmessung 11 

12 1.1 .3 Ausspeisepunkte mit Leistungmessung 

13 1.1.4 Abrechnung 

14 1.1 .5 Messung 

1.1.6 Messstellenbetrieb 

16 1.1.7 Gesondertes Netzentgelt gemäß§ 20 Abs. 2 GasNEV 

1.1.8 Vertragsstrafen17 

18 1.1.9 Preisnachlässe gemäß§ 3 KAV i.V.m. § 18 GasNEV 

19 1.1 .10 Unterbrechbare und unterjährige Verträge 

1.1.11 Weitere Erlöse 

21 1.1.12 Konzessionsabgaben 

22 1.1.13 Sonstige Umsatzerlöse aus Netzentgelten 

23 Erzielte Erlöse (1.1 abzgl. 1.1.12) 

24 + Unterverprobung 

+ Hinzurechnungen 

26 - Kürzungen 

21 :: Erzielbare Erlöse 
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U. Festver.i:tnallcha Wertpapier• lnUlndlscher Emittenten I Kaplbilmarktstatt&tlk der Deutschen Bundesbank 
7b) Umleufsrendlle~ nach Wartpaplemt,en 

% 0.a. 

Jahr 

2001 
2002 
2003 
2004 
2005 
2006 
2007 
2008 
2009 

2010 

Bank&chuldversctvalbunaon Anlalhen der öffenlllchen Hand 
darunter bö1senn0Uerte 
Bondeswertl>;onlAm 

Nachr\chd.: 
Unlllr 
inlllndlscher 

darunter mit l<On$orttsl-
Schuldver­ einer ftlllrunll 

schl8t!>Ungen Restlaufzeit begebene DM-
von Sonstlge Anleihen von von 9 bis JEuro-Anlalhen 

Hypotheken ~nlicho. Spezlalllr8dit­ Banksehuld- Unlemehmen elnscN. 10 ausllndlscher 
lnsnn•aml zusammen nfandbrlefa Pfandbriefe lnstltuten verschrefbunnen !Nlchl·MFlsl lnaa&Nmt zusammen Jahren 11 Emltte/\len 

4 8 49 4,t 4,8 49 50 59 4.7 47 48 _§.&. 
47 47 47 4,7 46 50 110 4,6 46 48 5,6 
3 ,7 37 37 3,6 3,7 .f 1 50 38 3.8 41 H 
37 36 36 3.!i 36 3,8 <f,O 37 37 40 4,0 
31 31 31 30 3.1 3,3 37 3.2 3,2 3,.C . 3.2 
38 3,8 3,8 3.8 38 39 42 3.7 37 3,8 4,0 
4,3 44 4,4 44 .f 4 4,6 50 43 42 "2 .f,6„2 '45 45 4,5 .f,3 50 63 40 .fO •o 0 
32 35 33 3.4 33 42 55 31 30 3.2 40 

2,5 2,7 2,6 2,6 2,6 3.1 4,0 2.4 2,4 2,7 3,7 

.. 

11}.Jahraa-
Durchsctlnllt 
Hypotheken­
llfendbrtafe 

3,85 

MIUtlwett 
von 

1o..Jahrea-Ourchschnltt 
Hypolhekenpfandbrilfe, 

1()„Jahre•· tO.JllJl191-0\lrchslJhnltt 
Durehschnitt Anleihen Nlcht·MFll, 
Aniell1endet 

10-Jallres- OtfenUlchen 10.J1hrea-Durchschllltt 
Durchschnitt Htnd Anltlhen der llltantllchln 
Nlct11-t,1Fls lnsaesamt H1nd lnaaeumt 

4,98 
. 

3,75 4:19 

1 ~r futwetahlge Anleihen; als ungewOl)llner Durchschnitt erm!Hett. 

ln•ntz11•mH§ 7 AU. 7GHNEV„(3,85%„4,91%+ 3,75%)13•4,19 % 

Anlate E1<..Zln1 i 1 Ab1...T OuNEV 
Zinssatz für das die Elgenkapltalquote vqn 40 % Obersteigende Eigenkapital (§ 7 Abs„ 7 GasNEV) 

Sth 1 Wl\1 



An1-gll\gruppt der OJUncbWC:kw.nlapn ~d <Hbiudo (U, 1.:1, „•.m.o.. V..O) 

lndo)(le!he 
gemU§51 

""'· INr.1 
(1968·2010) 

k\del(l'elht 
gemllll §Ga 
Abt.2Hr.I 
•) 1&58­
1068 

Vt rlizttur+a 
b!t 1958 

wttd81hentall 
u~ rDf Gewtrbllc:hl 
1913/10'4 ac:Mebtgtbtu 
erslelle dt (verkettete 
Wol\ng~ude Reihe) 
(8„1•1~3) 

fndexrete1e 
gu•4Ble•' 
-.2Nt.1b) 
1~4 -18158 

- .„u.. 
gomlAf la 
AbL·l - 2 F-IWOIW 

Preisindizes zur Ermlttlun emäß § Ga GasNEV 

Anlag•ngruppeck1 Rotwllllur1g•n(IV.1.I, N,U, IV.1.3, IV.2, IV„,IV.4. IV.5) 

Wl6delhe11tol 
l'"'Oswtrt<I'°' 191311•1 "'(;lrtMwtlJ-Y 
eiateJlte : (Yef'k•n• tt 
WoMo•~ud R•lio) 
e(801ll 
1913 

Ubffge Anl•o•na1uppon mh AutNhme dar Q1und•tOck9 
Anlfgtngrup... der tWwlet.._...... stahJ(IV,1.1, IV.1.2, tv.U p..e. 1.a. LT, UI, Le.1, LU, 1.10.1, LI0.2..11. 111.1.11.2, IU,"°'"""'""'llllOQl druck • 1' .,..., Ul.4, ln.5, 111.e. 11.7, IV.I, IV.T. IV.I, V.1, v .a. V„, v ,4, V.5, 

"Orttltlnll„ 
(vetk«tutte 
Rolhe) 

~lrot„.„ 

{vul<.tt!l<to 
Rel1•); "1JI 
T1be!lonlilatt§ 
&a Al& 1.2 N!. 
3(1)<>11[1) 

V.8, V.T. v.a,VI.) 

lndexrclhe 

F-~J~: 
(1978. 2010) 



11050 
121 70 
112.70 
102 20 
10000 

89,00 
78,10 
75.90 

76.10 7610 
7290 100,00 72,90 

93 20 67 94 
9640 7028 
94 50 6889 
94 90 69,18 
9780 71.30 
88 70 64,66 
8770 63.93 
97 0 7088 
97.50 71 ,08 
98,20 71,59 
97 10 70,79 
92,70 67,58 
91 20 6648 
9590 69.91 
94.10 58.60 
8800 64 15 
8630 62.91 
90 10 65,68 
7850 57.23 
n1o 56 21 
7650 5sn 
7560 5511 
7360 53,GS 

75,50 55,04 
7350 53 58 
7620 55 55 
6700 4884 
61 60 44.91 
61 60 44 91 
6060 44.18 
5670 41 33 
5500 40,10 

10978 
·110,62 
113.96 
108."4 
10238 
100.00 
95,54 
91,18 1,2040 
9054 1.2125 
90.80 1 
89,64 1.2247 
87.48 · 12550 
88.77 1.2367 
89,24 1.2302 
90..49 1.2131 

42 1,1879 
. 8916 1.2312 

88.15 1 453 
89,18 1.2309 
85,61 1.2823 
81.86 1,3412 
78.17 1A043 
75.51 1,4538 
7435 1 765 
74.88 14660 
73,34 f.4969 
71.38 . 1.5379 

. 10:41 • '1.5593 
. 71.69 . 1.5312 

8915 1,5875 
67'54 1 2S4 
63,05 1.7412 
59'12 1.~67 
56$> . 1,9429 
55,86 1.9854 
54,81 2.0102 
54.80 2.0033 
50,08 1922 
47,36 2,3179 
4640 2.3658 
43 2.4978 
38.97 28168 

56.90 S7.58 2.9214 
5780 36)6 2.9866 
81,70 3874 ~ 
61 60 38.59 . 2.8450 
61.90 39.18 lm2 
61 90 38,80 2.8295 
6280 38.17 2.8783 
63 50 37.10 2.9589 
64.10 35.9-4 3.0542 
64.10 34.62 3.1713 
84 50 33.53 3.2741 
63,40 32,74 . 3..3529 
59.90 31 4 3,5139 
58 30 ;lO.~ 3.6078 
56,50 3,7596 29.20 
5830 29,65 3.7031 
5600 29,45 3 7279 
40,20 24,15 45450 
3290 20.3S 5.3950 
31,70 20,55 5,3409 
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Zur besseren Nachvollziehbarkeit wird der Rechenweg zur Ermittlung der Werte des Sach­

anlagevermögens anhand eines einfachen, fiktiven Beispiels erläutert. Die Beispielrechnung 

wird für drei mögliche Fallkons_tellationen durchgeführt: 

In Abschnitt 1. wird der Fall einer Altanlage· beträchtet, deren Aktivierung im Jahre 2000 er­

folgte. Abschnitt 2. zeigt den Fall einer Altanlage, die im Jahre 2005 aktiviert wurde; Ab­

schnitt 3. den Fall einer Neuanlage, die im Jahre 2007 aktiviert wurde. Die Beispielrechnun­

gen werden im weiteren Text grau hinterlegt. 

Bei der Ermittlung der Abschreibungsbeträge erfolgt in den Beispielrectmungen aus Über­

sichtsgründen für Altanlagen keine Gewichtung der Abschreibungsbeträge mit der individuel­

len Eigenkapital- bzw. Fremdkapitalquote. Stattdessen werden hier jeweils die Abschrei­

bungsbeträge auf Basis der Anschaffungs- I Herstellungskosten und auf Basis der Tages­

neuwerte zu 100 Prozent ausgewiesen. 

1. Altanlagen, die im Jahre 2000 aktiviert wurden 

In Beispiel 1 wird eine Anlage betrachtet, die im Jahre 2000 ar:igeschafft wurde. Da 9ie vom 

Netzbetreiber gewählte Nutzungsdauer oberhalb des unteren Wertes der Nutzungsdauer­
. . 

spanne gemäß Anlage 1 (zu§ 6 Abs. 5 S. 1 GasNEV) liegt, findet zum 31.12.2003 ein Nut­

zungsdauerwechsel statt. 

Dabei.handelt es sich um einen fiktiven Wert, welcher der Illustration der Beispielrechnung dient. 
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1.1. Ermittlung de Restwertes zum 31.12.2010 auf AK/HK-Basis 

Aufgrund der Möglichkeit des Nutzungsdauerwechsels ium 31 .12.2003 sind für die Berech­

nung zwei Schritte erforderlich. Zunächst wird der Restwert zum 31.12.2003 unter Berück­

sichtigung der in der Vergangenheit angewendeten Nutzungsdauer ermittelt. Anschließend 

wird der Restwert zum · 31 .12.2010 unter Berücksichtigung der ab 2004 anzuwendenden~ 

(Rest-)Nutzungsdauer berechnet. 

1.1.1. Ermittlung des Restwertes zum 31.12.2003 auf AK/HK-Basis 

Der Restwert auf Basis der AK I HK zum 31 .12.2003 ermittelt sjch auf Basis der historischen 

AK/HK unter Abzug des vom Anschaffungsjahr bis zum 31 .12. 2003 stattgefundenen Werte­

verzehrs. Zur Ermittlung dieses jährlichen Werteverzehrs werden die unteren Werte der in 

Anlage 1 zur GasNEV genannten Spannen von Nutzungsdauern herangezogen. Die jeweili­

ge Jahresabschreibung bis einschließlich 2003 ergibt sich dabei aus dem Quotienten der 

historischen AK I HK und den jeweils unteren Werten der in Anlage 1 zur GasNEV genann­

ten Spannen von Nutzungsdauern. 

1.1.2. Ermittlung des Restwerts zum 31.12.2010 auf AK/HK-Basis 

Der Restwert auf Basis der AK I HK zum 31.12.2010 ergibt sich aus dem zuvor ermittelten 

Restwert zum 31 .12.2003 abzüglich der Jahresabschreibungen für die Jahre 2004 bis 2010. 

Die Jahresabschreibung für die Jahre ab 2004 ergibt sich aus der Division des Restwerts zu 

AK / HK zum 31 .12.2003 und der Restnutzungsdauer zum 31 .12.2003: 

R WAKI HK 
R WAKIHK = R WAK I HK -( 31.12.2003 ·'l)

31.12.2010 3u2.ioo3 RND 
31.12.2003 
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1.2. Ermittlung der Abschreibungen 2010 auf AK/HK-Basis 

Die Jahresabschreibung auf Basis AK I HK 2010 ermittelt sich aus der Division des Restwer­

tes zu AK I HK zum 31.12.2003 und der Restnutzungsdauer zum 31.12.2003. 

RW..AK /HK
Abschreibung AK 'HK - 31.12.2003

2010 ­
RND31.12.2003 

1.3. Ermittlung des Restwertes zum 31 .12.2010 auf TNW-Basis 

Der Restwert zum 31 .12.2010 auf TNW-Basis ermittelt sich·durch Multiplikation des zuvor 

ermittelten Restwerts zum 31.12.2010 auf AK- /HK-Basis mit dem aus dem Preisindex her­

geleiteten Faktor, der die Preisänderung vom Anschaffungsjahr bis zum Jahr 201 O wieder­

gibt. 

Der Faktor des Anschaffungsjahrs beträgt: Faktor · 2000 =1,15490 
12010 

1.4. Ermittlung der Abschreib.ungen 2010 auf TNW-Basis 

Die Jahresabschreibung 2010 auf Basis der TNW ermittelt sich aus der Multiplikation der 

zuvor ermittelten Jahresabschreibu.ngen 2010 auf AK- I HK-Basis und dem Faktor, der die 

Preisänderung vom Anschaffungsjahr .bis zum Jahr 2010 wiedergibt. 

Abschreibung~= Abschre;bung~0~~HK • Faktor ,2000 2010 

Seite 3 von 7 



Anlage II 
VNB 

2. Altanlagen, die im Jahr 2005, aktiviert wurden 

.Bei Anlagenzugängen im Jahre 2005 handelt es sich um Anlagen, für die kein Wechsel der 

Nutzungsdauer gemäß § 32 Abs. 3 S. 3 GasNEV in Frage kommt. Der Restwert zum 

31.12.2010 und die Abschreibungen 2010 können demnach auf direktem Weg ermittelt wer­

den. Da es sich um eine Altanlage im Sinne von § 6 Abs. 1 S. 3 GasNEV handelt, erfolgt 

auch die Ermittlung des Restwerts zum 31.12.2010 und der Abschreibungen 2010 auf Basis 

der Tagesneuwerte. 

2.1 . Ermittlung des Restwertes zum 31.12.2010 auf AK- / HK-Basis 

Grundlage für die Ermittlung der Restwerte zum 31.12.2010 auf AK/HK-Basis bilden die his" 

torischen Anschaffungs- und Herstellungskosten sowie -die vom Netzbetreiber gewählte Nut­

zungsdauer, sofern die~e sich innerhalb de~ durch die Anlage 1 zur GasNEV vorgegebenen 

Nutzungsdauerspanne befindet. Der Restwert auf Basis der AK/HK zum 31.12.2010 ermittelt 

sich unter Abzug des vom Anschaffungsjahr bis zum 31.12.2010 stattgefundenen Wertever­

zehrs von den historischen Anschaffungs" und Herstellungskosten. 

AKIHK .
RW31~;-~~o = AKIHK NDgewohli • (2010 + l -Anschaffungs1ahr) 
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2.2. Ermittlung der Abschreibungen 2010 auf AKIHK-Basis 

Die Ermittlung der Jahresabschreibungen 2010 auf AK- I .HK-Basis, welche den vom An­

schaffungsjahr bis zum 31.12.2010 stattgefundenen Werteverzehr darstellt, erfolgt durch 

Division der Anschaffungs- I Herstellungskosten durch die vom Netzbetreiber gewählte Nut­

zungsdauer. 

. AKIHK AK / HK 
Abschrezbung2010 = NDgewtJhtt 

2.3. Ermittlung der Restwerte zum 31.12.2010 auf TNW-Basis 

Der Restwert zum 31.12.2010 auf TNW-Basis ermittelt sich durch Multiplikation des zuvor . 

ermittelten Restwerts zum 31.12.2010 auf AK-/ HK-Basis mit dem.aus dem Preisindex her­

geleiteten Faktor, der die Preisänderung vom Anschaffungsjahr bis zum Jahr 201 O wieder­

gibt. 

Der Faktor des Anschaffungsjahrs beträgt: Faktor •2005 2010 =1,1020 

TNW R"' AKIHK 17 Rw. k 
· 31.J2.2010 = rr3i.12.2010 • ra tarAJ,2010 

2.4. Ermittlung der Abschreibungen 2010 auf TNW-Basis 

Die Jahresabschreibung 2010 auf Basis der TNW ermittelt sich aus der Multiplikation der 

·zuvor ermittelten Jahresabschreibungen 2010 auf AK- I HK-Basis und dem Faktor, der die 

Preisänderung vom Ansch~ffungsj~hr bis zum Jahr 2010 ~iedergibt. 

Abschreibung~~= Abschreibung:itK ·FaktorAJ.2010 
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3: Neuanlagen, die im Jahr 2007 aktiviert wurden 

Bei Anlagenzugängen ·im Jahre 2007 handelt es sich um Neuanlagen für die kein Wechsel 

der Nutzungsdauer gemäß § 32 Abs. 3 S. 3 G~sNEV in Frage kommt. Der Restwert zum 

31.12.201 O und die Abschreibungen 2010 können demnach -analog zu Beispiel 2- auf direk­

tem Weg ermittelt werden. Eine Bewertung auf Tagesneuwertbasis entfällt hier aufgrund des 

Vorliegens einer Neuanlage im Sinne·von § 6 Abs. 1 S. 3 GasNEV. 

3.1 . Ermittlung des Restwertes zum 31.12.2010 auf AK- / HK-Basis 

Grundlage für die Ermittlung der Restwerte zum 31 .12.2010 auf AK/HK-Basis bilden die his­

torischen Anschaffungs- und Herstellungskosten sowie die vom Netzbetreiber gewählte Nut­

zungsdauer, sofern diese sich innerhalh der durch die Anlage 1 zur GasNEVy orgegebenen 

_Nutzungsdauerspanne befindet. Der Restwert auf Basis der AK I HK zum 31.12.2010 ermit­

telt sich unter Abzug des vom Anschaffungsjahr bis zum 31 .12.2010 stattgefundenen Werte­

verzehrs von den historischen Anschaffungs- und Herstellungskosten. 

AK K AKI HK ( 0 0 ,{:(,, .Rw;uAKIHK 
2•2o10 = / f!- - N D gewahlr · 2 1 +1- AnschaJJ"ngs;ahr) 

' . Seite 6 von 7 



Anlage II 
VNB 

3.2. · Ermittlung der Abschreibungen 2010 auf AK~ I HK-Basis 

Die Ermittlung der Jahresabschreibungen 201 O auf AK- I HK-Basis, welche den vom An­

schaffungsjahr bis zum 31.12.2010 stattgefundenen Werteverzehr darstellt, erfolgt durch 

Division der Anschaffungs- I Herstellungskosten durch die von der Netzbetreiber gewählte 

Nutzungsdauer. 

'b 
A b AK JHK AK I HK

sc hrez ung2010 = NDK""'dht1 
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